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Neuerscheinungen

Die Studieneingangsphase gilt als besonders kritisch: Der
Peak der Studienabbruchzahlen findet sich in den ersten
beiden Hochschulse mes tern. Schon seit langem werden zu
hohe Abbruchquoten beklagt. 
Die sozial- und erziehungswissenschaftliche sowie psycho-
logische Forschung kann mit einer soliden Bandbreite an
Theorien und empirischen Befunden zu Prädiktoren von
Studienerfolg und -abbruch aufwarten, doch stehen diese
meist disparat nebeneinander. 
Die vorliegende Arbeit hat sich daher über den bloßen Ver-
gleich der verschiedenen Perspektiven hinaus deren Integra-
tion zu einem Prozessmodell des Studieneinstiegs zum Ziel
gemacht, welches detaillierte Einblicke auf Mikroebene bie-
tet. Wie das empirisch bewährte Erlebens-Orientierte-Stu-
dieneinstiegs-Modell (EOS-Modell) die präventive Förder-
diagnostik an Hochschulen inspirieren kann und welche
praktischen Implikationen es für die Betreuung Studieren-
der bietet, wird nicht nur diskutiert, sondern anhand einer
Pilotstudie plastisch veranschaulicht.

Pascale Stephanie Petri
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Überb l i ckHM
Der Verlag kann diese Ausgabe nur leicht verzögert aus-
liefern, da der Corona-Alltag auch im Privatleben so
viele Zusatzaktionen auslöst (mal finden Kita und Schule
statt, mal nicht und werden spontan durch Homeschoo-
ling am Küchentisch abgelöst), sodass sowohl die Anlie-
ferung von Beiträgen, als auch deren Begutachtung, als
auch deren Überarbeitung in zu vielen Fällen immer
wieder verzögert werden. Wir bitten für die Folgen die-
ser Zeitumstände ausdrücklich um Nachsicht!

Die damalige Bundesministerin für Bildung und Wissen-
schaft, Dorothee Wilms, hat 1983 einen grundlegenden
Politikwechsel verkündet: Die Hochschulen würden
künftig (stärker) in einem Wettbewerbsverhältnis zuei -
nander stehen. Das gab es in gemäßigter Form zwar seit
langem, sollte künftig aber viel stärker die Verteilung der
knappen Ressourcen bestimmen. Eine solche Politik hat
sehr viele Implikationen. Bisher konnte eine Schwäche
gerade zu einem kompensatorischen Ausbau, also zu Zu-
satz-Investitionen führen. Nach dem für Hochschulen
neuen Paradigma sollte das künftig nur noch stattfinden,
wenn hier sogar ein neuer Schwerpunkt aufgebaut wer-
den sollte. Die Folgen sind in der Exzellenzinitiative aus-
führlich diskutiert worden. Alexander Dilger beleuchtet
in seinem Beitrag Die Bedeutung des Wettbewerbs in
Wissenschaft und Hochschule das Thema nochmal
grundlegend. Zunächst erörtert er die allgemeinen Wir-
kungen von Wettbewerb,  diskutiert anschließend Ne-
benwirkungen und Gefahren des Wettbewerbs, wobei
die zentrale Rolle der Wettbewerbskriterien vertieft
wird. Dann wendet sich der Verfasser Wissenschaft und
Hochschule nochmal speziell zu, nämlich dem wissen-
schaftsinternen und -externen Wettbewerb. Es folgen
Alternativen zum Wettbewerb, abgerundet durch Fazit
und Ausblick. Der Verfasser verrät schon zu seinem Bei-
trag: Im Wettbewerb der Systeme schneidet der Wett-
bewerb gar nicht so schlecht ab. 

Hochschulen nach dem Studium zu verlassen und mit
Hilfe umfangreicher Orientierungs- und Beratungshilfen
eine der Studienrichtung entsprechende Stelle zu su-
chen, ist eine Selbstverständlichkeit. Im Gegensatz dazu
gibt es zwar eine dem gravierenden Gegenstand ange-
messene Debatte um Zeitverträge an Hochschulen. Bis-
her gibt es aber erst seit knapp 15 Jahren eine vergleich-
bare Debatte darüber, dass befristete Arbeitsverträge im
Wissenschaftsbereich dem Ausscheiden aus der Hoch-
schule mit einer Qualifizierung auf einer höheren Stufe
dienen und dann in einem Beruf außerhalb der Hoch-
schulen enden. Nur die Kanzler haben diesen Qualifizie-
rungszweck in ihrer Bamberger Erklärung zur Begrün-
dung der Befristung unterstrichen. Sie haben denjeni-
gen, die mit solchen Verträgen die Erwartung einer dau-
erhaften Wissenschaftskarriere verbunden haben, eine
Absage erteilt. Die Hochschule zu verlassen soll der Re-
gelfall bleiben. In dieser Perspektive kommt zunehmend
auch die Ausgründung von Firmen infrage (je nachdem,
in welcher Fachrichtung gearbeitet wird), mit der sich
ehemalige wissenschaftliche Mitarbeiter*innen selbstän-
dig machen. Es gibt genug bis hin zu eigenständigen
Entwicklungsprojekten. Aber in diesem Feld fehlt bisher
weitgehend eine vor allem den Beginn unterstützende

Infrastruktur. Für die Schweiz ha -
ben nun Betroffene die Dienstleis -
tungen mit Übergängen in die
Forschung, die von Ausgründun-
gen übernommen werden könn-
ten – und deren Lage dargestellt.
In ihrem Artikel Formale und 
informelle Rahmenbedingungen
für Gründungsaktivitäten an
Schwei zer Fachhochschulen – Die
Sicht des wissenschaftlichen Per-
sonals werden von Pietro Moran-
di, Richard Blaese und Brigitte
Liebig auch Lösungswege gezeigt. Betrachtet werden
nicht nur die seit langem gründungsstarken technisch-
naturwissenschaftlichen Forschungsbereiche, sondern
auch die sozial- und kulturwissenschaftlichen Bereiche.
Auf der Basis einer Online-Befragung von 477 wissen-
schaftlichen Mitarbeitenden und Dozierenden als explo-
rative Studie an sieben öffentlich-rechtlichen Fachhoch-
schulen der Schweiz aus dem Jahre 2019 werden institu-
tionentheoretische, kulturell-normative und formale
Voraussetzungen für Ausgründungen aus Hochschulen
dargestellt. 

Bedingt durch wachsende rechtliche Anforderungen an
Berufungsverfahren der deutschen Universitäten – z.B.
bei der öffentlichen Ausschreibung und Einspruchsmög-
lichkeiten gegen Ergebnisse durch Bewerber*innen –
und den Wandel an Ansprüchen an Berufungsverhand-
lungen sind Berufungsverfahren immer komplexer ge-
worden (Stichworte: mehr Internationalität, Berufstätig-
keit beider Partner – Dual Carreer, Zulässigkeit von
Hausberufungen, Tenure Tack, aber auch Head Hunting).
In diesem Dschungel keine Verfahrensfehler zu machen,
aber auch alle Gestaltungsmöglichkeiten auszuschöpfen,
erfordert immer mehr spezielle Kenntnisse in der Be-
treuung von Berufungsverfahren. Anna Gerchen berich-
tet über ihre interessante einschlägige empirische Stu-
die: Berufungsmanager*innen an deutschen Universitä-
ten – Profilmerkmale eines neuen Stellentypus. Dabei
wird auch die Wahl des Begriffs „Berufungsmanage-
ment“ begründet.

Bedingt durch die Rechtslage im Verhältnis von Bund
und Ländern kann der Bund – wie bekannt – Hoch-
schulaktivitäten vielfach nur auf Projektbasis befristet
fördern. Solche Programme (wie der Qualitätspakt
Lehre) sind auch außerhalb der Forschung immer häufi-
ger geworden und werden an Bedeutung noch gewin-
nen. Also lohnt es, die Erfolgsaussichten von Anträgen,
Verläufen und der Einführung der Ergebnisse in den
Hochschulalltag durch Change Management zu steigern.
Ein Aspekt daraus ist die Einführung einer Projekt-Kom-
munikations-Scorecard, die von Joachim Preusse und
Annika Boentert in ihrem Beitrag Integrierte Kommuni-
kationsplanung in Projekten: Empfehlungen für den
Hochschulalltag in den Mittelpunkt gestellt wird, um
den Projekterfolg zu steigern.

W.-D. Webler

Seite 113

Seite 98

Seite 103

Seite 125

Wolff-Dietrich 
Webler
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1. Einleitung

Wettbewerb ist wichtig, nicht nur, aber gerade auch in
der Wissenschaft und für Hochschulen. Dabei ist Wett-
bewerb typischerweise durch drei Phasen gekennzeich-
net. Zuerst werden die Bedingungen des Wettbewerbs
implizit oder explizit festgelegt, insbesondere die Krite-
rien, nach denen später der Erfolg zuge messen wird.
Dann strengen sich die Wettbewerbsteil nehmer1 an, um
diese Kriterien möglichst gut zu erfüllen. Schließlich
werden anhand der Kriterien die Wettbewerbsgewinner
festgestellt und gegebenenfalls ausgelobte Siegprämien
verteilt. Offen sichtlich sind die Erfolgskriterien entschei-
dend, daneben allerdings auch die Erfolgsprämien und
Wettbewerbs teilnehmer (allgemein zu Wettbewerb und
seinen Vorteilen siehe bereits Smith 1776, speziell für
organisierten Wettbewerb Lazear/Rosen 1981).
Im Folgenden sollen zuerst, im 2. Kapitel, die allgemei-
nen Wettbewerbswirkungen erörtert werden. Im 3. Ka-
pitel werden Nebenwirkungen und Gefahren des Wett-
bewerbs diskutiert, wobei die zentrale Rolle der Wett-
bewerbskriterien vertieft wird. Im 4. Kapitel geht es spe-
ziell um Wissenschaft und Hochschule, nämlich den wis-
senschaftsinternen und -externen Wett bewerb. Das 5.
Kapitel ist Alternativen zum Wettbewerb gewidmet,
wobei im Wettbewerb der Systeme der Wettbewerb gar
nicht so schlecht abschneidet. Der Beitrag endet im 6.
Kapitel mit einem Fazit und Ausblick.

2. Allgemeine Wettbewerbswirkungen
Wettbewerb hat Allokations- und Selektionswirkungen
(siehe z.B. Nalebuff/Stiglitz 1983 oder Kräkel 1997). Das
gilt nicht nur in der Wissen schaft und an Hochschulen,
sondern auch in der Wirtschaft, in der Politik oder im
Sport. Mit Allokationswirkungen ist hier gemeint, dass
gegebene Akteure unterschiedlich viel leisten und ihrer-
seits verschieden viel bekommen. Die Selektionswirkun-
gen beziehen sich auf Verän de rungen im Kreis der Ak-
teure, von denen einige vielleicht aufsteigen, während

andere ganz ausscheiden. Genau genommen sind Selek -
tions wirkungen ein Sonderfall von Allokationswirkun-
gen, doch die Differenzierung für gegebene und sich
verändernde Akteure ist trotzdem sinnvoll. Schließlich
gibt es auch noch distributive Effekte, die im Folgenden
jedoch nicht im Vordergrund stehen.
Wettbewerb bietet den Wettbewerbsteilnehmern starke
Anreize, sich anzustrengen. Wer im Wettbewerb erfolg-
reich(er) ist, wird (stärker) belohnt. Dabei muss der
Wettbewerb kein Nullsummenspiel sein und es können
sogar alle gewinnen, allerdings nicht gleichermaßen. 
Wettbewerb kann auch bereits für sich genommen moti-
vieren, also ohne zusätzliche Preise für die Gewinner als
das Gewinnen selbst. Insbesondere Männer (vgl. Nie-
derle/Vesterlund 2007) finden oft Gefallen an Wett -
bewerb bzw. Wettkampf als solchem und wollen gewin-
nen um des Gewinnens willen, selbst wenn es um nichts
weiter geht. Das kann zu mehr Leistung ohne zusätzli-
che Kosten führen.
Im Wettbewerb Erfolgreiche steigen im jeweiligen Wett-
bewerbssystem auf. Dadurch wird der Wettbewerb wei-
ter oben tendenziell stärker, allerdings sind die Wettbe-
werbsteilnehmer dort auch entsprechend besser. Im
Wettbewerb Erfolglose geben irgendwann von sich aus
auf, wenn sie nicht gemäß den Wettbewerbsregeln oh-
nehin aussor tiert werden. 
Unter bestimmten Bedingungen ist ein Wettbewerbssys -
tem effizient, also die Zielerreichung bei gegebenen
Ressourcen optimal (siehe Arrow/Debreu 1954). Dies
schließt nicht aus, dass ein anderes System ebenfalls ef-
fizient sein könnte. Dabei geht es nicht um das beste
Sys tem unter idealen bzw. irrealen Bedingungen, son-
dern unter den gegebenen Umständen. Weiterhin ist zu

Alexander Dilger

Die Bedeutung des Wettbewerbs in Wissenschaft 
und Hochschule*

Alexander Dilger

Competition is important. This holds for many sectors of society like economy, politics and sports but also science
and academia. Competition has positive effects on the performance and selection of its participants according to
the prevailing criteria of the competition. Thus it is essential that these criteria are adequate for science and 
academia, especially since the alternatives to competition have great disadvantages. 

* Dieser Beitrag basiert auf einem Vortrag, den der Autor bereits am 23. Au-
gust 2014 beim Hochschulforum Sylt gehalten hat. Vielen Dank an den
Veranstalter, Herrn Prof. Dr. Wolff-Dietrich Webler, und die Teilnehmer(in -
nen) für zahlreiche Anregungen! Für den Inhalt und etwaige Fehler ist
natürlich allein der Autor verantwortlich. 

1 Das generische Maskulinum wird hier unabhängig vom biologischen und
sozialen Geschlecht verwendet und umfasst jeweils alle Menschen.
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bedenken, dass die Effizienz das Verhältnis von Input zu
Output oder auch Outcome betrifft. Bei hohem Ressour-
ceneinsatz kann auch ein ineffizientes System die Ziele
besser erreichen als ein effizientes System mit deutlich
weniger Ressourcen.

3. Nebenwirkungen und Gefahren
Für die Effizienz und den Erfolg des Wettbewerbs sind
die Wettbewerbskriterien entschei dend. Bei den
falschen Kriterien droht die Gefahr, dass sich die
Falschen mit den falschen Leistungen durchsetzen je-
weils bezogen auf die eigentlichen Ziele des Wettbe-
werbs. Dabei ist die genaue Definition und Operationa-
lisierung der Ziele gerade in Wissenschaft und Hoch -
schule ein großes Problem (vgl. Dilger 2001).
Bei sehr starkem Wettbewerb wird nur noch den Anrei-
zen gefolgt und allein in Bezug auf diese optimiert. Die
Wettbewerbsteilnehmer haben keinen Spielraum, ande-
ren Präferenzen zu folgen, selbst wenn diese den eigent-
lichen Zielen stärker entsprechen. Wenn z.B. im Rad -
sport die Leistungsdichte sehr hoch ist, so dass Rennen
häufig nur um Reifenbreite gewonnen werden, und zu-
gleich Dopingmittel leistungssteigernd wirken, werden
alle erfolg reichen Radprofis gedopt sein und Ungedopte
ihnen entweder hinterherfahren oder ganz ausscheiden
bzw. in den Amateurbereich wechseln. Ist hingegen der
Wettbewerb schwächer oder Doping entweder unwirk-
sam oder sicher nachweisbar, dann steht die reine sport-
liche Leistung wieder mehr im Vordergrund (vgl. Dil-
ger/Tolsdorf 2010).
Zu starker Wettbewerb kann noch einen anderen Nach-
teil haben, nämlich die Teilnehmer demotivieren. Wenn
die leistungsschwächeren Teilnehmer von sich aus auf-
hören, muss das kein Nachteil sein, doch es können ge-
rade die Besten sein, die gehen, weil sie oft auch die
bes ten Alternativen anderswo haben. Sie können auch
besonders idealistisch sein und von Abwei chun gen der
realen Wettbewerbskriterien von öffentlich deklarierten
Idealen stärker enttäuscht werden als andere. Persistenz
dürfte auch und gerade in der Wissenschaft ein beson-
ders wichtiges Erfolgskriterium sein, während die Ver-
drängung intrinsischer Motivation durch extrinsische
Motivation bzw. Anreize (siehe Frey 1994) hier auch
eine besondere Rolle spielen könnte.
Speziell in der Wissenschaft kommt noch als Problem
hinzu, dass die Bewertung endogen durch andere Wis-
senschaftler erfolgt, die wenig Anreize dafür haben,
qualitativ hochwertig zu bewerten und sich dafür beson-
ders anzustrengen (zu diesem und weiteren Problemen
des Peer Review siehe z.B. Campanario 1998a und
1998b). Wissenschaftler werden nach ihren eigenen Ar-
tikeln bewertet und befördert, nicht für die Bewertung
von fremden Artikeln. Schlimmstenfalls kann die Begut-
achtung fremder Leistungen sogar dazu genutzt werden,
diese zu stehlen und gute Leistungen bewusst abzuwer-
ten, um lästige Konkurrenz zu schwä chen.
Ein weiteres Problem kann auftreten, wenn man für sich
genommen gute Wettbewerbs kriterien hat, diese je-
doch simultan anzuwenden sind (vgl. Holmström/Mil-
grom 1991 und Feltham/Xie 1994). Ist ein Kriterium
leichter zu erfüllen als die anderen, wird bei ansonsten

gleichen Anreizen eine Konzentration vor allem auf die-
ses Kriterium erfolgen. Entsprechendes gilt, wenn ein
Kriterium leichter (oder eher objektiv als subjektiv) ge-
messen werden kann, beispiels weise die Forschungs- im
Verhältnis zu den Lehrleistungen. In solch einem Fall
müssen ent weder alle Anreize reduziert oder besser
noch die Aufgaben getrennt werden, wenn nicht die
Synergieeffekte zwischen den Aufgaben überwiegen.

4. Wissenschaftsinterner und -externer 
Wettbewerb

Die Hauptziele der Wissenschaft wie auch der Hoch-
schulen sind die systematische Suche nach Wahrheit
bzw. Erkenntnis und deren Vermittlung. Insbesondere
allgemeine Forschungs ergebnisse stellen öffentliche
Güter dar (vgl. Arrow 1962, Stiglitz 1999 und bereits
Bacon 1605), wenn der Zugang zu ihnen nicht künstlich
begrenzt wird, wodurch sie zu Klubgütern werden. Da
Letzteres in der Regel ineffi zient ist, sollte zumindest
Grundlagenforschung öffentlich finanziert werden, was
sich über Quasimärkte organisieren lässt. Die Lehre führt
zu privaten Vorteilen bei den Studierenden, ist aller-
dings auch mit vielen positiven externen Effekten ver-
bunden, so dass es sich um eine Mischung von privaten
und öffentlichen Gütern handelt, für deren Bereitstel-
lung oft auch überwiegend staatlich finanzierte Qua-
simärkte zur Anwendung kommen (vgl. Calero 1998).
Dabei konkurrieren sowohl (angehen de und etablierte)
Wissenschaftler als auch wissenschaft liche Organisatio-
nen einschließlich Hochschulen und ihren Untereinhei-
ten wie Fakultäten, Institute und Lehrstühle um Stellen
und Ausstattung, Personen und Anerkennung. Die meis -
ten Wissenschaftler benötigen eine eigene Stelle, um
ihre wissenschaftliche Tätigkeit finanzieren zu können.
Dann sind sie an weiteren Stellen interessiert, um Mitar-
beiter zu beschäftigen. Für diese Stellen wird möglichst
gutes Personal gesucht, wie auch gute Studierende be-
vorzugt werden. Anerkennung von Kolle gen sowie
hochrangige Veröffentlichungen und wissenschaftliche
Preise werden um ihrer selbst willen geschätzt, sind aber
auch ein Mittel, um die eigene Stelle zu verbessern und
zusätzliche Stellen, Mittel und Bewerber zu erhalten.
Entsprechend wollen auch wissenschaft liche Organisa-
tionen ihre Stellen und Mittel mehren, besonders gute
Wissenschaftler und Studierende attrahieren sowie hohe
Anerken nung errin gen. Sie stehen dabei mit anderen
wissenschaftlichen, aber auch außerwissen schaftlichen
Organisationen im Wettbewerb.
Die wissenschaftliche Anerkennung wird vor allem wis-
senschaftsintern vergeben, wenngleich es z.B. externe
Hochschul- und Wissenschaftlerrankings von Massenme-
dien gibt und das all ge meine gesellschaftliche Ansehen
von Wissenschaftlern und speziell Professoren schwan -
ken kann. Die finanziellen Ressourcen, mit denen Stellen
und die sachliche Ausstattung finanziert werden, werden
hingegen vorrangig vom Staat und damit letztlich im po-
litischen Wettbewerb zugeteilt, während die kon krete
Stellenbesetzung und Mittelverteilung dann meist wie-
der innerakademische Angelegenheiten sind. 
Durch gute politische Verbindungen kann eine Hoch-
schule oder eine andere wissen schaftliche Einrichtung
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oft mehr Mittel gewinnen und sichern als über wissen -
schaftliche Leistungen im eigentlichen Sinne. Dies kann
durchaus gefährlich für das Wissenschafts system sein,
wenn bestimmte Forschungsergebnisse und -richtungen
politisch geneh mer sind als andere und deshalb begüns -
tigt werden, obwohl es keinen wissenschaftlichen Grund
dafür gibt. Dies wird durch den Trend verstärkt, die
Grund finanzierung von Hoch schulen zurückzuführen
und die Mittel vorrangig projektbezogen oder völlig
freihändig zu vergeben. Das führt zwar zu mehr Wettbe-
werb, aber eher von der problematischen Sorte, weil die
politischen Kriterien wissenschaftsextern oder sogar -wi-
drig sind. Besser ist eine wett bewerbliche Mittelvergabe
durch Wissenschaftler nach wissen schaft lichen Kriterien,
wie sie z.B. durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft
(DFG) erfolgt.
Neben den staatlichen Mitteln und dem politischen
Wettbewerb darum gibt es einen Wett bewerb von Wis-
senschaftlern und wissenschaftlichen Einrichtungen um
Drittmittel aus der Wirtschaft. Diese verlangt allerdings
handfeste Gegenleistungen, wodurch gleich mehrere
Gefahren drohen. So können die wirtschaftlichen wie
die politischen Geldgeber die Richtung vor allem der
Forschung beeinflussen. Die Lehre ist weniger betroffen,
da es dafür weniger Drittmittel gibt. Falls doch oder in-
sofern Doktoranden, die nicht in der Wissenschaft blei-
ben wollen, von Drittmitteln profitieren, sind diese eher
auf bestimmte anwendungsnahe Fächer konzentriert.
Das muss im Hinblick auf die Beschäftigungsperspekti-
ven der Absolventen kein Nachteil sein, auch wenn es
sich nicht um ein innerwissenschaft liches Krite rium han-
delt. Schlimmer ist es, wenn von Drittmittelgebern nicht
nur beeinflusst wird, was erforscht wird, sondern auch
die Ergebnisse der Forschung (partiell) vorgegeben wer-
den. Weiterhin ist es möglich, dass die drittmittelgeför-
derten Forschungs ergebnisse nicht veröffentlicht wer-
den dürfen, sondern allein dem Drittmittelgeber zuste-
hen oder von diesem selektiv freigegeben werden, so-
weit ihm das nutzt, was zu einem Bias führt. Das wider-
spricht dem grundsätzlich öffentlichen Charakter von
Wissenschaft und kann auch zu einer unge recht fertigten
Subventionierung kommerzieller Drittmittelgeber füh -
ren, wenn zugleich öffent liche Ressourcen, zumal aus
der Grundfinanzierung der Hochschulen, eingesetzt wer-
den. Es ist schließlich auch möglich, dass solche zweck-
gebundenen Drittmittel nicht aus der Privat wirtschaft
stammen, sondern von öffentlichen Institutionen, die an
dieser Stelle jedoch nicht die Wissenschaft an sich för-
dern wollen, sondern ganz konkrete Aufträge vergeben
und ent sprechende Gegenleistungen erwarten.

5. Alternativen zum Wettbewerb
Wissenschaft funktioniert nie ganz ohne Wettbewerb,
doch er kann verschieden stark ausgeprägt sein und sich
verlagern. Das hängt insbesondere von den zur Verfü-
gung stehenden Ressourcen und den wissenschaftlichen
Regeln einschließlich Erfolgskriterien ab. Außerdem gibt
es echte Alternativen zum Wettbewerb, die jedoch ih-
rerseits gravierende Nachteile haben.
Bei dauerhaft ganz wenigen oder ganz vielen Ressourcen
nimmt der Wettbewerb ab, denn die Wettbewerbsin-

tensität ist vom Verhältnis der Wettbewerber zu den zur
Verfügung stehen den Ressourcen abhängig. Bei vielen
Ressourcen für eine gegebene Zahl von Wettbewerbern
kann jeder mehr bekommen. Eine Bündelung aller Res-
sourcen auf nur einen oder wenige Wett bewerbsgewin -
ner würde den Wettbewerb verschärfen, doch gerade in
der Wissenschaft ist eine Diffusion auf viele Stellen und
damit Personen zu erwarten. Selbst wenn nur wenige
Organisationen oder Wissenschaftler direkt bedacht
werden sollten, verteilen sie die Ressour cen weiter.
Mehr Ressourcen locken nun mehr Wettbewerbsteil-
nehmer an, was den Wett bewerbsdruck wiederum er-
höht. Doch es gibt begrenzende Faktoren wie Mindest -
qualifika tionen oder ein exogen eingeschränktes Interes-
se für ein Fach.
Interessanter ist der Fall von sehr wenigen Ressourcen,
was ebenfalls den Wettbewerb be schränkt. Ursprünglich
war die Wissenschaft eine Angelegenheit von wohlha-
benden Ama teuren. Das beschränkte den Kreis der Wis-
senschaftler, die auch nur um Anerkennung und nicht
um materielle Mittel konkurrierten und ansonsten von
ihrem persönlichen Erkenntnis interesse angetrieben
wurden. Materielle und monetäre Anreize können deut-
lich stärker wirken und den Wettbewerb verschärfen,
insbesondere wenn Personen um ihre wirtschaft liche
Existenz kämpfen. Von daher ist der Wettbewerbsdruck
bei einer mittleren Ressourcen ausstattung, die etlichen,
aber nicht allen wissenschaftlich Interessierten Erwerbs-
aussichten bietet, am höchsten.
Noch interessanter als die Abhängigkeit der Wettbe-
werbsintensität von der langfristigen Ressourcenverfüg-
barkeit ist die Reaktion auf kurzfristige Veränderungen.
Bei einer Ressour cen reduktion nimmt der Wettbewerbs-
druck (zeitweise) zu, bei einer Ressourcenausweitung
nimmt er dagegen ab, zumindest wenn diese Ressourcen
nicht stärker konzentriert werden als vorher. Der Grund
ist einfach, dass kurzfristig die Zahl der Wettbewerber re-
lativ statisch ist. Sie konkurrieren dann stärker um eine
abnehmende Zahl von Stellen und weniger sonstige Aus-
stattung, während zusätzliche Stellen und Mittel leichter
erreicht werden können. Mittel- bis langfris tig passt sich
jedoch die Zahl der Wettbewerber der geänderten Aus-
stattung an, so dass sich die Wettbewerbsintensität wie-
der normalisiert. Dabei kann es allerdings auch zu über-
schießenden Reaktionen kommen. Mehr Stellen senken
den Wettbewerbsdruck für aktuel le Wettbewerber,
locken aber zugleich neue an. Es kann außerdem sein,
dass die zusätzlichen Stellen unmittelbar für den wissen -
schaftlichen Nachwuchs geschaffen werden, dem dann
später keine adäquaten Stellen zur Weiterbeschäftigung
z.B. als Hochschullehrer zur Ver fügung stehen.
Ressourcen können auch nach ganz anderen als wettbe-
werblichen Verfahren vergeben wer den, z. B. nach Tradi-
tion (wenngleich der Wettbewerb selbst Tradition hat).
In früheren Zeiten war es durchaus nicht unüblich, dass
eine Professur vom Vater auf den Sohn vererbt wurde
(siehe z.B. Drüll 1991, S. 96f.). Selbst heute kann es
noch vorkommen, dass ein Lehrstuhl inhaber wesentlich
an der Auswahl seiner Nachfolge mitwirkt, was dann al-
lerdings durchaus ein Wettbewerbselement hat, nämlich
beim Buhlen der potentiellen Nachfolger um die Gunst
des entsprechen den Lehrstuhlinhabers. 
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Eine andere Alternative zum Wettbewerbsprinzip, die
selbst wieder auf Tradition beruhen kann, ist das Senio-
ritätsprinzip, wonach bestimmte Ämter oder auch Ge-
haltsprämien (siehe Monks/Robinson 2001 und für eine
allgemeine Begrün dung des Senioritätsprinzips bei der
Entlohnung Lazear 1979) und andere Vorrechte nach
dem Lebens- bzw. vor allem nach dem Dienst alter ver-
geben werden. Der dienstälteste Professor wird dann
z.B. Dekan, gegebenen falls auch der dienstälteste Pro -
fessor, der dieses Amt noch nicht innehatte. 
Eine Verteilung nach dem Zufallsprinzip, also etwa das
Auslosen von Studienplätzen, ist ebenfalls eine Alterna-
tive zum Wettbewerb. Das gilt auch bei Gleichverteilung
unabhängig von der Leistung, wobei sich die Gleichheit
nicht auf alle Menschen bezieht, sondern die Angehöri-
gen bestimmter Statusgruppen, z.B. alle Professoren
oder alle Mitarbeiter, die dieselbe Ausstattung oder das
gleiche Gehalt bekom men. 
Es gibt also durchaus Alternativen zum Wettbewerb, die
auch nicht völlig unvernünftig sein müssen, wenngleich
oder sogar gerade weil sie die Leistungsanreize begren-
zen. Doch offen sichtlich haben diese Alternativen ihrer-
seits Nachteile und sind nur unter bestimmten Bedin -
gun gen sinnvoll, beispielsweise wenn die im 3. Kapitel
beschriebenen Nachteile des Wett bewerbs überwiegen.
Fehlende Leistungsanreize können besser sein als
Fehlanreize.
Man kann auch den Wettbewerb für bestimmte Grup-
pen wie Professoren oder Studierende reduzieren und
für andere Gruppen, z.B. den wissenschaftlichen Nach-
wuchs oder Studienplatzbewerber, erhöhen. Wenn hin-
gegen für alle Gruppen zugleich der Wettbewerb redu-
ziert werden soll, muss man auf eine oder mehrere der
Alternativen der vorhergehenden Absätze zurückgreifen.
Ein wettbewerbs freies Paradies kann die Wissenschaft
jedenfalls nicht sein, zumindest nicht ohne begrenzten
Zugang zu diesem Paradies. Dabei kann der Zugang zum
Studium eingeschränkt werden, der Studienabschluss er-
schwert werden, es können die Stellen für den wissen-
schaftlichen Nach wuchs knapp gehalten werden oder
später die Professuren, auf denen der Wettbewerb um
weitere Stellen und Ressourcen verschärft werden kann.
Faktisch ist es zurzeit so, dass vor allem der wissen-
schaftliche Nachwuchs in der Postdoc-Phase zu kämpfen
hat. Studium und Promotion sind im Vergleich dazu
leichter, wie auch einmal auf Lebenszeit berufene Pro -
fes soren sich weit weniger Sorgen machen müssen,
selbst wenn auch für sie der Wett bewerb stärker gewor-
den ist als früher (siehe z.B. Dilger 2013). 

6. Fazit und Ausblick
Es gab und gibt immer Wettbewerb in Wissenschaft und
Hochschule, auch von außen, sei es vom Ausland oder
anderen Sektoren der Gesellschaft. Wenn es anderswo
mehr und besser bezahlte Stellen gibt, dann wird da-
durch der potentielle wissenschaftliche Nachwuchs ab-
geworben oder wechseln sogar etablierte Wissenschaft-
ler das Land bzw. die Branche.
Neben der Ressourcenausstattung sind die wissenschaft-
lichen Wettbewerbskriterien entschei dend. Mängel bei
diesen Kriterien führen zu wissenschaftlichen Fehlent-

wicklungen. Ganz perfekt werden weder die Kriterien
noch die Wissenschaft jemals sein, doch wenn die Ab-
weichungen zu groß werden, sind Korrekturen nötig.
Die Wettbewerbskriterien sollten möglichst wissen-
schaftsadäquat sein. Wo das nicht möglich ist, ist der
Wettbewerb zu reduzieren, um den Akteuren zumindest
die Möglichkeit zu geben, von sich aus ohne äußere An-
reize wissenschaftlich gut zu arbeiten.
Zu starker Wettbewerb begrenzt sich mittelfristig selbst,
weil Wettbewerber aufhören und das Wissenschaftssys -
tem verlassen. Die Hauptgefahr dabei ist, dass die (po-
tentiell) besten Wissen schaftler gehen, weil sie anders-
wo bessere Chancen haben. Auch dieser Gefahr lässt
sich durch gute Wettbewerbskriterien begegnen, die
gute Wissenschaftler begünstigen und ihre wissenschaft-
liche Karriere besser planbar machen. Umgekehrt führt
im Vergleich zu anderen Sektoren zu schwacher wissen-
schaftlicher Wettbewerb zu mehr Wettbewerbern und
damit mehr Wettbewerb, wenn dies nicht durch andere,
nichtwettbewerbliche Formen der Ratio nierung verhin-
dert wird.
Neue Technologien erleichtern die wissenschaftliche Ar-
beit. Dies gilt jedoch für die wissen schaftliche Konkur-
renz gleichermaßen, so dass der Wettbewerbsdruck un-
gefähr gleich bleibt. Dadurch können sich jedoch die
Wettbewerbskriterien verschieben, wodurch andere,
technik affinere Personen erfolgreicher werden als vor-
her. Es kommt auch immer wieder vor, dass durch den
technischen Fortschritt bestimmte Stellenkategorien
ganz wegfallen. Dafür ent stehen jedoch andere Stellen,
zumindest für Hoch- und Höchstqualifizierte, die im
Wett bewerb mit anderen im Vorteil sind.
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1. Einleitung 

Ein weltweit wachsender Bedarf an Innovationen trägt
dazu bei, dass Gründungsaktivitäten als eine Form der
Verwertung von wissenschaftlichen Erkenntnissen heute
international an Bedeutung gewonnen haben. Die
Hochschulen tragen diesen Entwicklungen Rechnung,
indem sie sich über Lehre und Forschung hinaus oftmals
im Rahmen einer „Third Mission“ vermehrt im Bereich
der Gründungsförderung engagieren (Görason et al.
2009; Roessler et al. 2016). So stellen EU-weit Hoch-
schulen heute Instrumente zur Förderung und Veranke-
rung von Unternehmertum und Ausgründungen bereit
und ermutigen Studierende und Mitarbeitende dazu,
eine unternehmerische Ausbildung zu verfolgen (Ras-
mussen/Gulbrandsen 2012; Díaz-García et al. 2015).
Parallel zu diesen Investitionen sind die Bemühungen
gewachsen, das Gründungsgeschehen und dessen Vor-
aussetzungen an den Hochschulen besser abzubilden.
Beobachtungsinstrumente wie etwa der deutsche
„Gründungsradar“ (vgl. Frank/Schröder 2018) zielen dar-
auf, die komplexen Voraussetzungen für den Erfolg der
Gründungsförderung, wie etwa den Status von Grün-
dungsberatung, -lehre und -forschung, als Verantwor-
tungsbereich der Hochschulleitungen zu erfassen und
Grundlagen für die Weiterentwicklung der Gründungs-
kultur im Hochschulumfeld zu bieten. 
Auch in der Schweiz zählt die Gründungsförderung im
wachsenden Maße zu einer Kernaufgabe der Hochschu-

len. Seit den 1990er Jahren richten sich Universitäten
und Fachhochschulen insgesamt tendenziell unterneh-
merischer aus (SBFI 2020). So sind inzwischen auch Un-
terstützungsstrukturen für Gründungsaktivitäten ent-
standen, die Ausbildungsangebote, Netzwerke, Bera-
tungsdienstleistungen bis hin zu an die Hochschulen
angeschlossene Gründungszentren umfassen. Wissen-
schaftsbasierte Gründungen (Spin-Offs) bilden aus-
drücklich Gegenstand der staatlichen Innovationsförde-
rung (vgl. Art. 23 Abs. 1 Bst. b FIFG 2013). Mit den
staatlichen Initiativen wird oft die Erwartung verbun-
den, dass sich nicht nur Angehörige naturwissenschaft-
lich-technischer Felder, sondern auch sozial- und kul-
turwissenschaftlich geprägte Disziplinen an Gründun-
gen beteiligen. Allerdings ist die Datenlage zum Grün-
dungsgeschehen an Schweizer Hochschulen weiterhin
ausgesprochen schmal: Aktuelle Berichte (vgl. z.B.
SwiTT-Report 2019) dokumentieren die Gründungsakti-
vitäten nur lückenhaft oder in Berücksichtigung spezifi-
scher Disziplinen und einzelner Hochschulstandorte
(vgl. z.B. Medienmitteilung ETHZ 2019). Generell man-
gelt es heute noch an Wissen zu den grundlegenden
Voraussetzungen für Gründungsaktivitäten an den
Schweizer Hochschulen: Damit fehlen Informationen,
die Grundlage für eine Beurteilung, Bedarfsplanung und
Strategieentwicklung im Gründungsbereich bieten
könnten, wie sie in anderen, mit der Schweiz vergleich-
baren Ländern, bereits existieren (vgl. dazu Morandi et
al. 2019a). 
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This article addresses the conditions for Spin-Off creation of scientists at Swiss universities
of applied sciences. It is based on an online survey at seven public universities of applied
sciences in Switzerland from 2019. The study starts from an institutional theory perspec-
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Die offizielle Statistik weist für die Schweizer Fachhoch-
schulen im Vergleich zu den Universitäten und Eid-
genössischen Technischen Hochschulen eine sehr gerin-
ge Anzahl jährlicher Ausgründungen aus (SwiTT Report
2017-2019). Die Fachhochschulen der Schweiz ver-
mochten denn auch bisher erst wenig Aufmerksamkeit
für Fragen zu Gründungsaktivitäten oder Gründungsför-
derung auf sich zu ziehen. Auch die Rolle dieses Tertiär-
bereichs mit Blick auf die Förderung von Gründungsakti-
vitäten findet sich erst wenig beschrieben (Ausnahmen:
Berwert et al. 2004; Becker/Wagner 2010, Roessler
2016). Unter anderen fehlen in diesem Zusammenhang
auch Daten und Erkenntnisse zu den Voraussetzungen,
welche wissenschaftlich tätige Personen in diesem
Hochschulbereich mit Gründungsinteresse oder im Rah-
men von Gründungaktivitäten antreffen. 
Der vorliegende Beitrag zielt darauf, auf explorativer
Basis erstmals zentrale Voraussetzungen für Gründungs-
aktivitäten von wissenschaftlichen Mitarbeitenden und
Dozierenden an Fachhochschulen der Schweiz zu identi-
fizieren. Der Leistungsauftrag der Schweizer Fachhoch-
schulen schließt Ausbildung, Forschung & Entwicklung,
Weiterbildung sowie Dienstleistung/Beratung ein (Lepo-
ri/Müller 2016). Oft sind Mitarbeitende der Fachhoch-
schulen in mehreren Leistungsbereichen tätig, wobei im
Allgemeinen insbesondere Tätigkeiten aus dem Bereich
Forschung & Entwicklung in Ausgründungsprojekte re-
sultieren. Mit Blick auf den stark anwendungsorientier-
ten Charakter der Fachhochschulforschung, die sich oft
durch eine enge Zusammenarbeit der Institute mit
Indus trie, Dienstleistung und Verwaltung sowie eine
starke Praxisorientierung auszeichnet, sind in diesem
Hochschulkontext durchaus gute Voraussetzungen für
Gründungsaktivitäten zu vermuten (KFH 2013; vgl. auch
Etzkowitz/Leydesdorff 2000). Auch trifft es offenbar zu,
dass alle Fachhochschulen in der Schweiz Zugang haben
zu mindestens einem Gründungszentrum in ihrer Region
oder innerhalb der Hochschule selbst, wenngleich die
institutionellen Verbindungen zwischen Hochschulen
und Gründungszentren sehr unterschiedlich ausgestaltet
sein können (Morandi et al. 2019). Allerdings zeigen
erste Analysen auch, dass – bei erheblichem Interesse an
Gründungsaktivtäten sowie Gründungserfahrung des
wissenschaftlichen Personals der Fachhochschulen – das
vorhandene Gründungspotential offenbar nur selten in
Spin-Off-Projekte umgemünzt wird (dazu Morandi et al.
2019b).
An dieser Stelle wird deshalb der Frage nachgegangen,
welche formalen und informellen Rahmenbedingungen
an den Fachhochschulen heute aus der Sicht des wissen-
schaftlichen Personals für Ausgründungsprojekte existie-
ren. Dabei finden in diesem Beitrag nicht allein die tradi-
tionell gründungsstarken technisch-naturwissenschaftli-
chen Forschungsbereiche, sondern auch die Bedingun-
gen in sozial- und kulturwissenschaftlichen Feldern Be-
achtung. Eingebunden in eine institutionentheoretische
Betrachtung und auf der Grundlage einer schweizweiten
Befragung des wissenschaftlichen Personals an sieben
öffentlich-rechtlichen Schweizer Fachhochschulen aus
dem Jahre 2019 werden somit erste Informationen zu
den institutionellen Rahmenbedingungen für Ausgrün-
dungen des (auch) in Forschung & Entwicklung tätigen

wissenschaftlichen Personals dieses Hochschultyps ge-
neriert. Für die Fachhochschulen sowie forschungs-, in-
novations- und hochschulpolitische Gremien können die
Resultate erste Grundlagen für eine kritische Auseinan-
dersetzung mit den Gründungsvoraussetzungen an den
Fachhochschulen der Schweiz bieten. 

2. Theoretischer Interpretationsrahmen: 
Formale und informelle Rahmenbedingungen
für Ausgründungsaktivitäten an Hochschulen 

Wie eine inzwischen umfangreiche Forschung zu Unter-
nehmertum an Hochschulen bzw. zu „entrepreneurial
university“ (Clark 1998; Gibb/Hannon 2006; Schmitz et
al. 2017) zeigt, sind Gründungsaktivitäten von Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern nicht nur in gesell-
schaftlich-kulturelle Voraussetzungen (z.B. Auffassungen
von Wissenschaft oder Entrepreneurship) eingebunden,
sondern überdies in komplexe institutionelle Bedingun-
gen auf Hochschulebene, die Einfluss auf Anzahl und Er-
folg von Ausgründungen nehmen. Kirby et al. (2011)
untersuchten institutionelle Bedingungen als formale
Faktoren (z.B. Verbindungen zur Industrie, Unterstüt-
zung für Technologietransfer, Unterstützungsmaßnah-
men für Ausgründungen) und informelle Faktoren (z.B.
adäquate kulturelle Werte, angemessenes Belohnungs-
system, unternehmerische Rollenmodelle) auf ihre Effek-
tivität bei der Kommerzialisierung von Forschung.
In Anlehnung an institutionentheoretische Perspektiven
kann in diesem Zusammenhang zunächst auf die forma-
len Rahmenbedingungen für Gründungsvorhaben an
den Hochschulen verwiesen werden, wozu Strategien
und Strukturen zählen wie beispielsweise materielle An-
reize für das Realisieren von Ausgründungsprojekten
(vgl. z.B. Kirby et al. 2011; Fini et al. 2011; Diaz-Garcia
et al. 2015; Kulicke/Berghäuser 2017; Fernández-No-
gueira 2018), welche Hochschulangehörige oder auch
Studierende bei der Entwicklung forschungsbasierter
Gründungen anleiten und unterstützen können. Solche
formalen Voraussetzungen spiegeln sich oft, wie etwa
Guerrero et al. gezeigt haben (2012), im verfügbaren
Angebot an Infrastrukturen für Gründungen, in Aus- und
Weiterbildungsangeboten im Bereich „Entrepreneurship
Education“, in verfügbaren Kontakten und Netzwerken
zur Industrie, in der Bedeutung von Wissenstransferstel-
len oder in den materiellen Ressourcen wider, die an
Hochschulen für Ausgründungsprojekte bereitgestellt
werden (vgl. dazu ausführlicher Guerrero et al. 2012). 
Ebenso wichtig wie die formellen Rahmenbedingungen
sind aber auch die informellen, die insbesondere die
Gründungskultur an den Hochschulen prägen: Dazu
gehören, wie in der Forschungsliteratur übereinstim-
mend hervorgehoben wird, in besonderem Maße auch
implizite Verhaltenserwartungen und -routinen infor-
meller Dimensionen in Hochschulorganisationen, die
einen zentralen Rahmen für Gründungsabsichten und 
-aktivitäten der Hochschulangehörigen bilden (z.B.
Kirby et al. 201; de la Cruz et al. 2015; Fini et al. 2017). 
Das Ausmaß an subjektiv wahrgenommener Anerken-
nung bzw. symbolischen Formen der Belohnung von
Ausgründungen (die auch materiell unterlegt sein kön-
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nen, wie z.B. Preise) gibt Aufschluss über die Qualität
dieser informellen Rahmenbedingungen und bildet zu-
gleich ein normierendes Element für Gründungsorientie-
rungen an den Hochschulen (Huyghe/Knockaert 2015).
Je ausgeprägter die Wertschätzung für Personen ist, die
sich an Ausgründungsprojekten beteiligen, desto stärker
scheint, wie empirische Studien zeigen, auch die Veran-
kerung der Ausgründungstätigkeit im Normengefüge
einer Hochschule zu sein (vgl. Kirby et al. 2011). 
Einstellungen und Haltungen zu unternehmerischem
Handeln, die als Kernelemente der informellen Rahmen-
bedingungen zu sehen sind, bilden somit auch kulturell
wirksame Faktoren in den Hochschulorganisationen, die
sich ebenso wie unternehmerische Vorbilder oder die
soziale Unterstützung im unmittelbaren Forschungsum-
feld auf die Gründungsneigungen und -aktivitäten der
Forschenden auswirken können (vgl. dazu Bijedic et al.
2014; Bergmann et al. 2018). 
Zu beachten ist allerdings auch, dass im Verlauf des
Gründungsgeschehens sehr unterschiedliche Vorausset-
zungen relevant werden können: Gründungsinteressier-
te Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler wachsen
oft schrittweise in unternehmerische Tätigkeiten hinein
(vgl. z.B. Krabel et al. 2009; Roski 2011, S. 192ff.).
Zudem bringen Dozierende und wissenschaftliche Mit-
arbeitende oft nicht nur unterschiedliche Vorerfahrun-
gen ein, es bieten sich ihnen u.U. auch unterschiedliche
Möglichkeiten des Zugangs zu Angeboten im Bereich
der Gründungsförderung an den Hochschulen (dazu
Hayter et al. 2017). Unterschiedliche Fachtraditionen
und damit verknüpfte Normen und Einstellungen im Ar-
beitsumfeld können als informelle Voraussetzungen
ebenfalls Orientierungen und Aktivitäten im Bereich der
Verwertung und Kommerzialisierung von Forschungser-
kenntnissen stark beeinflussen (z.B. Göktepe-Hultén
2008; Goel/Grimpe 2012; Foss et al. 2013). So erfolgen
die meisten wissenschaftsbasierten Gründungen heute
noch aus Forschung & Entwicklung des sogenannten
MINT-Bereichs (Mathematik, Ingenieurwissenschaften,
Naturwissenschaft, Technik) (vgl. ssm-report 2013;
OECD 2014), während die Zahl der Ausgründungen aus
den sozial-, kultur- und geisteswissenschaftlichen Fach-
gebieten noch deutlich dahinter zurückliegt (SBFI 2020,
S. 173f.). 
Aufgrund der bisher als sehr niedrig ausgewiesenen Zahl
an Spin-Offs aus Fachhochschulen (Switt-Report 2019)
kann vermutet werden, dass die Rahmenbedingungen
für Ausgründungsprojekte an den Fachhochschulen ins-
gesamt eher ungünstig ausfallen. Aber es kann auch er-
wartet werden, dass die Qualität der Rahmenbedingun-
gen von Fachbereich zu Fachbereich variiert, wobei ins-
besondere Unterschiede zu erwarten sind zwischen den
technisch-naturwissenschaftlichen Fachbereichen sowie
den sozial- und kulturwissenschaftlichen Fachbereichen,
die über sehr unterschiedliche Fachtraditionen verfügen
(Weber et al. 2010).
Ausgehend von den hier skizzierten theoretischen Über-
legungen sowie bisherigen Erkenntnissen der Hoch-
schulforschung untersucht der vorliegende Beitrag, in-
wiefern auf formaler wie informeller Ebene heute grün-
dungsförderliche Rahmenbedingungen an den Schwei-
zer Fachhochschulen existieren. Die Voraussetzungen

für Gründungsaktivitäten in den MINT-Feldern und bis
anhin weniger gründungsaffinen Fachbereichen (wie z.B.
Soziale Arbeit, Angewandte Psychologie, Kunst/Design)
werden dabei auf der Grundlage der subjektiven Wahr-
nehmungen des wissenschaftlichen Personals der Fach-
hochschulen zum Gegenstand einer explorativen, be-
schreibenden Analyse. In die Beobachtung einbezoge-
nen werden dabei zum einen Gründungen, die auf geis -
tigem Eigentum beruhen, das an den Fachhochschulen
erarbeitet wurde und dabei auch mit gewerblichen
Schutzrechten versehen sein kann (vgl. Miller et al.
2018). Zum anderen werden Gründungen berücksich-
tigt, die im weiteren Sinne auf Wissen und Kompeten-
zen beruhen, die von Angehörigen des wissenschaftli-
chen Personals generiert wurden. 

3. Methoden
Dieser Beitrag basiert auf Querschnittsdaten, die in
einer landesweiten Online-Befragung an sieben öffentli-
chen Schweizer Fachhochschulen (FH) im Rahmen eines
interdisziplinären Projekts zur Untersuchung der Rah-
menbedingungen für Spin-Offs an Fachhochschulen er-
hoben wurden. Grundlage dieses Beitrags ist eine de -
skriptive Analyse und Darstellung der Verankerung und
Bekanntheit informeller und formaler Rahmenbedingun-
gen aus dem Kontext der Fachhochschulen. Ergänzt wird
diese explorative und deskriptive Analyse durch Mittel-
wertvergleiche (T-Tests), die Unterschiede zwischen den
verschiedenen Fachbereichen aufzeigen sollen. Haupt-
ziel der Befragung war es, die Voraussetzungen für Grün-
dungsaktivitäten an den Fachhochschulen zu beurteilen.
Dazu wurden im Jahre 2019 8.905 Mitarbeitende des
wissenschaftlichen Personals aus verschiedenen Fachbe-
reichen der Hochschulen (ausgenommen die Pädagogi-
schen Hochschulen) von deren Homepages ermittelt
und per E-Mail zur Teilnahme am Survey eingeladen. In
Questback, einem Online-Umfragetool (Unipark 2013),
konnten die Teilnehmenden zwischen Fragebögen in
den Sprachen Deutsch, Englisch und Französisch
wählen. 2851 Personen beantworteten den Fragebogen
teilweise oder vollständig. Um die Validität der Resulta-
te zu erhöhen wurden für die vorliegende Analyse neben
Antworten des administrativen und technischen Perso-
nals auch listenweise Antworten von Befragten ausge-
schlossen, welche die hier untersuchten Items nicht be-
antwortet hatten oder die Antwort „weiß nicht“ wähl-
ten. Es resultierte eine Stichprobe von 477 Personen,
welche alle der hier untersuchten Items beantworteten.1

Erhebungsverfahren
Im Mittelpunkt der Befragung stehen die subjektiven
Einschätzungen und Erfahrungen des wissenschaftlichen
Personals an Schweizer Fachhochschulen zu spezifischen
formalen und informellen Aspekten des Hochschulkon-
textes. In Anlehnung an aktuelle Studien aus dem Be-
reich der Hochschulforschung (vgl. Kirby et al. 2011;

1 Der Umgang mit fehlenden Werten auf Item-Ebene wird in der Literatur
kontrovers diskutiert (vgl. Göthlich 2007). Für diesen Beitrag wurde ent-
schieden, Personen mit fehlenden Informationen (darunter auch Personen,
welche die Angaben „weiß nicht“ wählten) auf Listenbasis auszuschließen.
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Fini et al. 2017; Miranda et al. 2017; Fernández-No-
gueira et al. 2018) wurden dazu zum einen Einschätzun-
gen zum Ausmaß der formalen Förderung von Grün-
dungsaktivitäten an der Hochschule erfragt. Im Fragebo-
gen fanden sich dazu Fragen zur Kenntnis und Verfüg-
barkeit von Informationen und Bildungsangeboten im
Gründungsbereich, zur Einschätzung zu finanziellen und
arbeitsplatzbezogenen Voraussetzungen für Gründungs-
aktivitäten oder konkreter Formen der Unterstützung
von Gründungsprozessen. Zum anderen wurden auf der
Grundlage der theoretischen Überlegungen und empiri-
schen Studien von Kirby et al. (2011) und Fernández-
Nogueira et al. (2018) Einschätzungen zum Ausmaß der
informellen Bedingungen für Gründungsaktivitäten er-
hoben, die sich als soziale Unterstützung durch Vorge-
setzte und Kollegen/innen sowie auch allgemeine Wert-
schätzung von Gründungsaktivitäten manifestieren. In
Anlehnung an Hughes und Knockhaerd (2015) wurden
hier auch Einschätzungen zur (sozialen, finanziellen) An-
erkennung von verschiedenen wissenschaftlichen Akti-
vitäten erfragt – darunter auch die explizite Anerken-
nung von Gründungsaktivitäten. Die Ratings-Skalen
konnten auf fünf- bzw. siebenstufigen Likert-Skalen in
Unipark (Unipark 2013) beantwortet werden. Auch war
bei einem Teil der Items die Antwort „nicht bekannt“
möglich.

Auswertung
Mit Blick auf die hier im Vordergrund stehenden Fragen
konnte eine Stichprobe mit Datensets von 477 Personen
generiert werden (vgl. Tabelle 1). Die Analyse der Daten
erfolgte mit der Statistiksoftware R (R Core Team 2014). 
Die Daten wurden zwei Hauptgruppen von Fachberei-
chen zugeordnet: erstens dem Bereich „MINT & Archi-
tektur“, mit den Fachbereichen Technik, Informatik, Na-
turwissenschaft bzw. Life Science sowie Bau- und Archi-
tektur, sowie zweitens dem „GSK-Bereich“, dem die so-
zial- und kulturwissenschaftlichen Fachbereiche Ge-
sundheit, Angewandte Sprachen, Soziales sowie Kunst/
Design zugerechnet wurden2.
Wie Tabelle 1 zeigt, sind drei Viertel des Samples männ-
lichen Geschlechts und im Mittel 47.6 Jahre alt. 58,9%
(n=281) der Befragten im Jahr 2019 im Bereich „MINT
und Architektur“ beschäftigt, während der etwas kleine-
re Teil (n=281) aus Fächern des „GSK-Bereichs“ stammt.

Die Befragten verteilen sich gleichmäßig auf alle sieben
öffentlich-rechtlichen Fachhochschulen der Schweiz
(BFH3=85, FHNW=68, FHO=68, HES-SO=75, HSLU=72,
SUPSI=34, ZFH=75). 60,3% (n=85) der insgesamt 141
Gründer und Gründerinnen, die in der Stichprobe ent-
halten sind, kommen aus dem Bereich der MINT-Diszi-
plinen. Weitere Merkmale des Samples sind aus Tab. 1
zu ersehen. Die deskriptiven Merkmale der Stichprobe
repräsentieren weitgehend die wissenschaftliche Grund-
gesamtheit der Fachhochschulen in Bezug auf Alter und
Geschlecht (siehe BFS 2020). 

4. Resultate
Mit dem oben beschriebenen methodischen Vorgehen
lässt sich nun überprüfen, wie wissenschaftliche Mitar-
beitende und Dozierende der Schweizer Fachhochschu-
len die Rahmenbedingungen für Ausgründungsprojekte
an ihren Hochschulen einschätzen. Im Folgenden wer-
den dazu die Antworten der 477 Befragten mit Blick auf
formale wie informelle Bedingungen des Gründens dar-
gestellt.

Die Einschätzung formaler Rahmenbedingungen
Wie Abbildung 1 zeigt, sind 44% der befragten Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler der Auffassung, dass
ihre Hochschule über Veranstaltungen für gründungsin-
teressierte Personen informiert. Deutlich kritischer fallen
hingegen Einschätzungen zur Frage auf, ob die Hoch-
schule für eigene Gründungsprojekte sensibilisiere: Nur
29% der Befragte stimmen dieser Frage eindeutig positiv
zu, während fast die Hälfte von ihnen der gegenteiligen
Auffassung ist. Auch Weiterbildungsmöglichkeiten (z.B.
im Bereich Schulung, Coaching und Beratung) für Grün-
dungsinteressierte erscheinen an den Fachhochschulen
nicht durchgängig vorhanden: Während ein gutes Drittel
(34%) der Befragten sich hier deutlich zustimmend
äußert, wird diese Einschätzung von 43% der Antwor-
tenden verneint.

n=477, Antworten auf die Frage: „Wie schätzen Sie das Ausmaß der Förde-
rung von Gründungsaktivitäten an Ihrer Hochschule ein“?

Abb. 1: Information und Bildungsangebote für Ausgrün-
dungsprojekte an der Hochschule

Tab. 1: Beschreibende Kenngrößen der Stichprobe

n=477

2 Die sog. „GSK“-Fachbereiche entstanden 1998 aus der Fusion von ca. 70
höheren kantonalen Fachhochschulen. Zeitgleich wurden nämlich die eins -
tigen Fachbereiche „Technik“, „Wirtschaft“ und „Design“ neu gruppiert.
Der Fachbereich „Wirtschaft“ gehört nicht mehr den MINT-Fachbereichen
an und die Fachbereiche des Designs sind den Künsten zugerechnet (vgl.
Bericht des Bundesrats vom 27. Oktober 2010 in Erfüllung des Postulats
Eintrittskriterien für die Zulassung zu den Fachhochschulen 08.3272). Ge-
nerell sind Schweizer Fachhochschulen vielfach durch disziplinär hybride
Fachbereiche charakterisiert, wie z.B. „Wirtschaft und Recht“.  

3 BFH: Berner Fachhochschule; FHNW: Fachhochschule Nordwestschweiz;
FHO: Fachhochschule Ostschweiz; HES-SO: Fachhochschule Westschweiz;
HSLU: Hochschule Luzern; SUPSI: Fachhochschule Südschweiz; ZFH: Zür-
cher Fachhochschule.
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Ein Mittelwertvergleich (T-Test) verweist an dieser Stelle
nur auf wenig Differenzen in der Wahrnehmung der
Hochschulen von Seiten der Dozierenden und wissen-
schaftlichen Mitarbeitenden – und auch das Antwortver-
halten von Gründern bzw. Gründerinnen und Personen
ohne Gründungserfahrung unterscheidet sich kaum (vgl.
Tabelle 2).  
Formale Unterstützung für Gründungsvorhaben scheint
bis anhin an den Schweizer Fachhochschulen begrenzt
vorhanden zu sein (Abb. 2). So sind 31% der Befragten
der Auffassung, dass die Forschungsinfrastruktur der
Hochschulen für Gründungsprojekte in hohem Maße ge-
nutzt werden kann. Nur 26% geben an, dass ihre Hoch-
schule bei der Entwicklung von Prototypen oder auf
dem Wege einer Bewertung von Geschäftsideen in
hohem Maße Unterstützung gewähre. Deutlich weniger
Personen (20%) halten es jedoch für möglich, dass die
Hochschule den Beschäftigten gewerbliche Schutzrechte
(„intellectual property“) bei Innovationen aus Forschung
& Entwicklung überlässt. Über alle genannten Items hin-
weg fällt der große Anteil an Personen auf, welche diese
Aspekte der Gründungsförderung nur „teils/teils“ wahr-
nehmen oder negative bzw. keine Antworten geben
können. 

Auf die Existenz finanzieller Formen der Unterstützung
von Gründungsaktivitäten an den Hochschulen lassen
die Antworten nur in geringem Maße schließen (vgl.
Abb. 3): Nur 20% (n=99) der Befragten schätzen eine
Freistellung für Ausgründungsprojekte im Rahmen der
Arbeitszeit an den Hochschulen eindeutig als in hohem
Maße gegeben ein, 18% (n=85) halten dies nur für teil-
weise möglich, während 27% (n=127) diese Frage ver-
neinen. Allerdings weiß mehr als ein Drittel (35%) der
Befragten keine Antwort auf diese Frage, sodass davon
auszugehen ist, dass diese Unterstützungsform nur eine
sehr begrenzte Bedeutung an den Hochschulen besitzt.
Hilfe bei der Finanzierung in der Phase von „business
creation“ oder auch in der Wachstumsphase („growth
phase“) von Gründungen ist nur aus Sicht von 16%
(n=75) bzw. 15% (n=71) der Befragten eindeutig groß.

Bei beiden Items überwiegen auch an dieser Stelle die
verneinenden Antworten und wiederum ca. ein Drittel
der Befragten gibt keine Antwort zu diesen Themen. 
Während die Befragten unterschiedlicher Personalkate-
gorien kaum Unterschiede in der Wahrnehmung finanzi-
eller oder auf das Gründungsgeschehen bezogener Vor-
aussetzungen erkennen lassen (ohne Tabelle), zeigt sich,
dass Gründerinnen und Gründer zu einem durchgängig
negativeren Urteil gelangen, wenn es um die Einschät-
zung formaler Formen der Unterstützung von Grün-
dungsvorhaben geht (siehe Tab. 2). 
Im Vergleich der Hochschulbereiche (vgl. Tab. 2, zweite
Spalte) zeigt sich allerdings, dass die formalen Rahmen-
bedingungen für Ausgründungsprojekte im Bereich
„MINT & Architektur“ oft signifikant positiver einge-
schätzt werden als im „GSK-Bereich“. Dies betrifft zahl-
reiche Aspekte, wie etwa die Verfügbarkeit von Informa-
tionen über Veranstaltungen und Wettbewerbe für
Gründungsinteressierte, die Sensibilisierung für eigene
Gründungsprojekte sowie die angebotenen Weiterbil-
dungsmöglichkeiten für Forschende mit Gründungsin-
teresse. Auch die Beurteilung der Verfügbarkeit von Res-
sourcen und Anreizen zum Gründen fällt in den MINT-
Fächern und der Architektur besser aus, z.B. wenn es um
die Nutzung von Forschungsinfrastrukturen, Möglichkei-
ten zur Übernahme von gewerblichen Schutzrechten zu
günstigen Konditionen, Unterstützung bei der Entwick-
lung von Prototypen oder bei Geschäftsgründungen
oder die Wachstumsphase von ausgegründeten Unter-
nehmen geht. Und schließlich zeigen sich im Antwort-
verhalten der Befragten beider Fachbereichsgruppen
auch hinsichtlich der Beurteilung finanzieller Dimensio-
nen der Gründungsförderung signifikante Differenzen,
auch wenn insgesamt hier keine hohen Werte zu ver-
zeichnen sind. 

Die Einschätzung informeller Rahmenbedingungen
Als wichtiger Indikator für die institutionell verankerte
Bedeutung von Gründungen an Hochschulen kann
grundsätzlich die Wertschätzung gelten, die mit entspre-
chenden Aktivitäten verbunden wird. Sie ist Ausdruck
der informellen sozialen Normen und Einstellungen, die
im Sinne kulturell verankerter Rahmenbedingungen das
Gründungsverhalten im Hochschulkontext beeinflussen
können (vgl. z.B. Göktepe-Hultén 2008). Wie Abbildung
4 illustriert, erklären von den hier befragten Personen je-
doch nur gerade 21% in eindeutiger Weise, Anerken-
nung für die Beteiligung an Ausgründungsprojekten
(Spin-Offs) zu erhalten; für 62% des Samples trifft der
Begriff der „Anerkennung“ an dieser Stelle nicht oder
gar nicht zu. Andererseits geben mehr als 63% der hier
untersuchten Vertreterinnen und Vertreter des wissen-
schaftlichen Personals an, dass sie für Tätigkeiten im Be-
reich der Drittmittelakquise, der Auftragsforschung oder
der Lehre Anerkennung an ihren Hochschulen erhalten.
50% bzw. 47% der Befragten nehmen auch eindeutig
eine Wertschätzung von publikationsbezogenen Akti-
vitäten sowie von Tätigkeiten im Bereich Bera -
tung/Dienstleistung wahr. Aus diesen Ergebnissen lässt
sich ablesen, dass die Rahmenbedingungen für Ausgrün-
dungsprojekte als besonderer Form der Kommerzialisie-
rung von Forschung weniger gut ausgebildet sind als die

n=477, Antworten auf die Frage: „Wie schätzen Sie das Ausmaß der Förde-
rung von Gründungsaktivitäten an Ihrer Hochschule ein“?

Abb. 2: Förderung von Gründungsprojekten

n=477, Antworten auf die Frage: „Wie schätzen Sie das Ausmaß der Förde-
rung von Gründungsaktivitäten an Ihrer Hochschule ein“?

Abb. 3: Finanzierung von Gründungsaktivitäten
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Rahmenbedingungen für die älteren und schon länger
etablierten Leistungsbereiche. 

Wie sich zeigt, vertreten Befragte aus den MINT-Fach-
bereichen (MMINT=3.21, SD=1.8, n=281) signifikant häu-
figer als Angehörige der GSK-Fachbereiche (MGSK=2.35,
SD=1.57, n=196) die Auffassung, dass Beteiligungen an
Spin-Off Projekten auf Anerkennung seitens der Hoch-
schule stoßen (t[455.03]=5.49, p < 0.01). Die Unter-
schiede in den Orientierungen und Fachtraditionen zwi-
schen GSK und den MINT-Fachbereichen zeigen sich
auch darin, dass laut den Angaben der Befragten der
MINT-Fächer diese signifikant häufiger mit Auftragsfor-
schung auf Anerkennung stoßen als der Bereich GSK, in
dem wiederum Publikationstätigkeiten ein Mehr an An-
erkennung zu erhalten scheinen. Dagegen lassen sich im
Bereich der Drittmittelakquise wie auch dem Erbringen
von Beratung und Dienstleistungen keine signifikanten
Unterschiede zwischen den Stichproben aus den MINT-
und den GSK-Fachbereichen feststellen. Auch in Bezug
auf die Frage, ob Spin-Off-Aktivitäten Anerkennung fin-
den, werden keine signifikanten Unterschiede zwischen
Personen mit und ohne Gründungserfahrung in den er-
hobenen Daten sichtbar (siehe Tabelle 2).

Hinweise auf den Institutionalisierungsgrad der Grün-
dungsförderung an den Fachhochschulen bietet überdies
die wahrgenommene Unterstützung, die Ausgründungs-
projekte durch Vorgesetzte erfahren, sowie der vom wis-
senschaftlichen Personal wahrgenommene, allgemeine
Bekanntheitsgrad erfolgreicher Gründer und Gründerin-
nen. Aktive Unterstützung von Ausgründungstätigkeiten
durch Vorgesetzte ist jedoch in den Befragungsdaten ge-
nerell nur in geringem Umfang zu erkennen. So zeigt Ab-
bildung 5, dass nur ein knappes Drittel (29%) der Befrag-
ten eindeutig eine Unterstützung von Ausgründungspro-
jekten durch Vorgesetzte wahrnehmen kann. Und nur ein
Drittel (33%) der Befragten stimmt eindeutig der Auffas-
sung zu, dass erfolgreiche Gründer und Gründerinnen an
ihrer Hochschule weithin bekannt wären. 
Die hier beschriebenen Einschätzungen werden von den
Befragten aller Personalkategorien an allen sieben öf-
fentlich-rechtlichen Fachhochschulen weitgehend ge-
teilt, wobei die Auffassung, dass Vorgesetzte Ausgrün-
dungsprojekte eher aktiv unterstützen, signifikant häufi-
ger von wissenschaftlichen Mitarbeitenden als von Do-
zierenden mit Führungsverantwortung vertreten wird
(unabhängiger t-Test) (ohne Tabelle). Und während sich
nur geringe Unterschiede zwischen den Einschätzungen
von Befragten, die bereits einmal an der Gründung eines
Unternehmens beteiligt waren, und Personen ohne
Gründungserfahrung (GE) mit Blick auf das Unterstüt-
zungsverhalten von Vorgesetzten für Spin-Off Projekte
zeigen (vgl. Tab. 2), geht die Gruppe der Gründungser-
fahrenen von einem signifikant geringerem Bekannt-
heitsgrad erfolgreicher Gründer und Gründerinnen an
den Hochschule aus als die Gruppe der Personen, die
noch nie gegründet haben. 
Noch deutlichere Differenzen in der Beurteilung der in-
formellen Rahmenbedingungen zeigen sich beim Ver-
gleich von Befragten aus unterschiedlichen Fachhoch-
schulbereichen. Wie aus Tabelle 2 (zweite Spalte) zu er-
sehen, zeigt sich – bei insgesamt geringer Zustimmung

Mittelwertvergleiche anhand von t-Tests über die Kategorien: Personalkategorie, Fachbereiche, Gründungserfahrung (n=477). (WM = Wissenschaftliche Mitarbei-
tende, Doz = Dozierende mit Führungsverantwortung; Gründungserfahrung bei 141 befragten Personen: *Fünfstufige Likert-Skalen (1-Trifft nicht zu, bis 5-Trifft zu).

Tab. 2: Einschätzung der formalen und informellen Rahmenbedingungen für Ausgründungsprojekte

n=477, Antworten auf die Frage: „Die Ziele einer Hochschule im Bereich des
Wissenstransfers können sehr unterschiedlich sein. Bitte geben Sie hier an,
für welche Tätigkeiten Sie an Ihrer Hochschule (sozial, finanziell) Anerken-
nung erhalten“

Abb. 4: Einschätzung der Anerkennung von Tätigkeiten
an der Hochschule
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zu dieser Frage –, dass von Befragten der MINT-Fachbe-
reiche signifikant häufiger eine aktive Unterstützung von
Ausgründungsprojekten durch Vorgesetze wahrgenom-
men wird als von Angehörigen des GSK-Bereichs. In
ähnlicher Weise fällen die Einschätzungen zum Bekannt-
heitsgrad erfolgreicher Gründer und Gründerinnen im
MINT/Architektur-Bereich ebenfalls signifikant höher
aus als in den sozial- und kulturwissenschaftlichen
Fächern.

5. Diskussion  
Vor dem Hintergrund der oben dargelegten Ergebnisse
lassen sich nun folgende allgemeinere Fragen formulie-
ren: Auf welche Rahmenbedingungen treffen Grün-
dungsaktivitäten heute an Fachhochschulen der
Schweiz? Und inwieweit unterscheiden sich diese Vor-
aussetzungen zwischen den Fachbereichen? Antworten
auf diese Fragen bieten die Einschätzungen des wissen-
schaftlichen Personals mit Blick auf ausgewählte formale
wie informelle Dimensionen. Insgesamt deuten die hier
erhobenen Daten zur Gründungsförderung an den Fach-
hochschulen im Jahre 2019 noch auf beschränkte Vor-
aussetzungen für potenzielle Gründer und Gründerinnen
hin. Dieser Befund bestätigt die eingangs formulierte
Vermutung. Dabei erscheint das Verfolgen von Ausgrün-
dungsprojekten mit Blick auf die formalen Rahmenbedin-
gungen an den Schweizer Fachhochschulen in den MINT-
Disziplinen jedoch in gewissem Maße durchaus gegeben
(vgl. auch Berwert 2004; Arvanitis et al. 2008). Grün-
dungsinteressierte können bereits Zugang zu Informati-
onsveranstaltungen, Weiterbildungsmöglichkeiten und
nützlichen Infrastrukturen erlangen; auch lässt sich Un-
terstützung bei der Entwicklung von Prototypen man-
cherorts mobilisieren. Zugleich aber sind auch in diesen
Fachbereichen grundsätzliche Barrieren zu erkennen,
wenn Gründern und Gründerinnen für Erkenntnisse aus
Forschung & Entwicklung nur selten gewerbliche Schutz-
rechte überlassen werden (s.a. Liebig/Rutz 2018), oder
wenn seltenbezahlte Freistellungen für das Verfolgen von
Ausgründungsprojekten existieren. Die Befunde deuten
darauf hin, dass Ausgründungsprojekte vielfach als weni-
ger erstrebenswerte Formen des Wissenstransfers an den
Hochschulen betrachtet werden, da deren Förderung
und Realisierung mit höheren Opportunitätskosten für
die Hochschulen und ihre Forschungsinstitute verbunden
sein können. Dies gilt insbesondere für die MINT-Berei-
che der Fachhochschulen, die auf eine lange und erfolg-
reiche Tradition im Bereich der Auftragsforschung zu -
rückblicken können (Kiener et al. 2012).
Auch mit Blick auf die informellen bzw. kulturellen Vor-
aussetzungen für Gründungsaktivitäten weisen die Da -

ten darauf hin, dass noch maßgebliche Voraussetzungen
für ein aktives Gründungsgeschehen an Schweizer Fach-
hochschulen sowohl in MINT- wie auch in GSK-Fachbe-
reichen fehlen dürften. So weisen Ausgründungsaktivitä-
ten im Vergleich zu allen anderen bestehenden Verwer-
tungswegen von Forschungserkenntnissen mit klarem
Abstand den geringsten Institutionalisierungsgrad im
Fachhochschulkontext der Schweiz auf. Nur gut ein
Fünftel der befragten Hochschulangehörigen gibt an, für
das Verfolgen von Ausgründungsprojekten an der Hoch-
schule Anerkennung zu finden, während die Mehrheit
der Befragten dies verneint. Damit ist auch gesagt, dass
andere Formen des Wissenstransfers, wie etwa die be-
reits erwähnte Auftragsforschung für die Industrie, mit
weitaus mehr institutioneller Anerkennung rechnen
können. Dies kann als weiterer Hinweis darauf verstan-
den werden, dass das Verfolgen von Ausgründungspro-
jekten an Fachhochschulen mit hohen Opportunitäts -
kosten verbunden zu sein scheint. Auf weitaus mehr so-
ziale Anerkennung stoßen hingegen, wie die vorliegen-
den Ergebnisse zeigen, Aktivitäten im Bereich der Auf-
tragsforschung sowie das Einwerben von Drittmitteln.
Während die Rahmenbedingungen für die kommerzielle
Verwertung von Forschungsergebnissen im Kontext der
Auftragsforschung also gegeben erscheinen, gilt dies
nicht für Ausgründungen. Dieser Befund gilt ausnahms-
los für alle untersuchten Hochschulen und Fachbereiche.
So lassen sich u.a. auch kaum besonders profilierte
Gründungshochschulen identifizieren. Dies bestätigt
sich denn auch in der bereits erwähnten sehr geringen
Zahl an Ausgründungsprojekten, die Fachhochschulen
nicht nur im Vergleich zur ETH, sondern auch im Ver-
gleich zu den kantonalen Universitäten zu verzeichnen
haben (SwiTT-Report 2019). 
Es fügt sich ins Bild, dass die Rahmenbedingungen für
Ausgründungsvorhaben nahezu durchgängig von Perso-
nen mit Gründungserfahrung noch deutlich kritischer als
von anderen beurteilt werden. In dieser Gruppe fallen
die Bewertungen einer Unterstützung von Gründungs-
vorhaben an den Hochschulen deutlich negativer aus.
Zugleich sind auffallend viele der hier befragten Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler oftmals nicht in der
Lage, Aussagen zur Verfügbarkeit von Förder- bzw. Un-
terstützungsangeboten für Gründer und Gründerinnen
an ihrer Hochschule zu treffen. Auch dies kann als Indiz
für den insgesamt schwachen Institutionalisierungsgrad
der Ausgründungsförderung an den Hochschulen gewer-
tet werden. Immerhin werden aber tatsächlich auch eini-
ge, wenn auch moderate Unterschiede in der Ausprä-
gung formaler wie informeller Rahmenbedingungen
deutlich, tragen doch informell-kulturelle Faktoren zu
den ungünstigen Ausgründungsbedingungen noch etwas
stärker bei als die formalen Kontexte. Dabei bilden güns -
tige informelle Rahmenbedingungen oft die Vorausset-
zung dafür, dass sich Forschende überhaupt vorstellen
können, Ausgründungsprojekte zu lancieren, während
günstige formale Rahmenbedingungen dann in einem
zweiten Schritt deren konkrete Umsetzung erleichtern.   
Ein Vergleich der Antworten aus MINT/Architektur und
GSK verweisen allerdings auch auf deutliche Unterschie-
de hinsichtlich der Voraussetzungen in den Fachberei-
chen. Angehörige naturwissenschaftlich-technisch aus-

n=477, Antworten auf die Frage: „Bitte lesen Sie die unten aufgeführten Aus-
sagen durch und beurteilen Sie, in welchem Ausmaß diese auf Ihre Hoch-
schule zutreffen“

Abb. 5: Informelle Rahmenbedingungen für Ausgrün-
dungsprojekte
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gerichteter Forschungsfelder schätzen sowohl die forma-
len (wie z.B. Information, Existenz von „Entrepreneur -
ship Education“, materielle und finanzielle Unterstüt-
zung) wie die informellen Voraussetzungen (wie z.B. An-
erkennung, soziale Unterstützung von Vorgesetzten) für
Gründungsprojekte an ihren Hochschulen signifikant
häufiger als gegeben ein, als die Angehörigen aus Fach-
bereichen wie Soziale Arbeit, Psychologie, Gesundheits-
wissenschaften, Kunst, Linguistik. 
Zudem scheinen Gründungsinteressierte und Grün -
der/innen im MINT-Fachbereich mit insgesamt günstige-
ren Rahmenbedingungen rechnen zu können als im
GSK-Bereich, in welchem die Etablierung der Grün-
dungsförderung an Fachhochschulen wie Universitäten
noch weniger weit gediehen ist (vgl. Bornstein et al.
2014; SBFI 2020). Wie insbesondere auch die in MINT-
Fachbereichen signifikant positiver wahrgenommene
Haltung von Vorgesetzten gegenüber der Teilnahme an
Ausgründungsprojekten nahelegt, gehört das Verfolgen
von Gründungsaktivitäten im MINT-Bereich der Fach-
hochschulen wohl eher zur überlieferten Fachtradition
und Fachidentität und erfährt so auch eine gewisse An-
erkennung (SBFI 2020), die im GSK-Bereich vielfach
noch zu fehlen scheint oder allenfalls nur sektoral vor-
handen ist, wie etwa den Wirtschaftswissenschaften.   

6. Fazit und Ausblick
Als Fazit der Diskussion der Ergebnisse lässt sich festhal-
ten, dass die öffentlich-rechtlichen Fachhochschulen der
Schweiz bis anhin nur zögerlich die Gründungsförderung
als Teil einer „Third Mission“ (Etzkowitz/Leydesdorff
2000) bzw. ihres Auftrags verstehen. Zwar werden seit
einigen Jahren Gründungsprojekte von Studierenden ge-
fördert (Morandi et al. 2019a), kaum jedoch, wie diese
Studie zeigt, jene von Dozierenden und wissenschaftli-
chen Mitarbeitenden, die in Forschung & Entwicklung
der Hochschulen wirken. Bei diesen Hochschulangehöri-
gen wird offensichtlich nach wie vor in erster Linie ein
Engagement in der Auftragsforschung für die Industrie
und in der Zusammenarbeit mit der Wirtschaftsfördera-
gentur des Bundes „Innosuisse“ erwartet, welche diese
Arbeit mitfinanziert. Diese Tatsache erinnert daran, dass
viele Schweizer Fachhochschulen, insbesondere die In-
genieurswissenschaften, auf eine jahrzehntelange Tradi-
tion des Wirkens als „verlängerte Werkbank“ vor allem
von kleinen und mittleren Unternehmen zurückblicken,
welches nach wie vor wesentlich zur Refinanzierung der
Fachhochschulforschung (Kiener et al. 2012) beiträgt.
Deren Anfänge datieren zurück bis in die 1930er Jahre
und die Jahre des Zweiten Weltkriegs (Roumois et al.
2011, S. 20ff.). 
Die Rahmenbedingungen für diese Industriekooperatio-
nen erweisen sich jedoch als wenig geeignet für die För-
derung von Ausgründungsprojekten: Diese würden an-
ders geartete Regelungen für die Entwicklung und
selbständige Nutzung von Eigentumsrechten für Grün-
dungsprojekte erfordern. Ohne deutliche Veränderun-
gen der Regelungen und des Managements von For-
schung & Entwicklung an den Fachhochschulen, die bis-
her vor allem darauf ausgerichtet ist, Innovationen in
bereits bestehenden Unternehmen zu unterstützen,

dürften Gründungsaktivitäten in den Fachhochschulen
der Schweiz kaum wesentlich zunehmen. Dem stehen
möglicherweise auch ungünstige Anreizstrukturen im
Wege, denn Fachhochschulen erhalten für die Erfüllung
ihres gesetzlich festgelegten Leistungsauftrag ohnehin
einen im Vergleich etwa zu den Universitäten deutlich
geringeren Sockelbeitrag (Lepori et al. 2007). Dieser
Umstand dürfte die Opportunitätskosten für die Förde-
rung von Ausgründungsprojekten an Fachhochschulen
deutlich erhöhen.
Sollten jedoch Ausgründungsaktivitäten verstärkt wer-
den, setzte dies einen intensiven Austausch zwischen
den Hochschulen und ihren staatlichen Trägern über die
ökonomische und gesellschaftliche Bedeutung von Spin-
Offs aus Fachhochschulen voraus, einschließlich der Ver-
ständigung darüber, wie der dadurch entstehende, zu-
sätzliche Ressourcenbedarf gedeckt werden kann. Das
Stärken der „Ownership“ von Dozierenden an geistigem
Eigentum, das an den Forschungsinstituten erarbeitet
wird, könnte möglicherweise ebenfalls einen erhebli-
chen Beitrag zur Innovationsförderung durch die Hoch-
schulen leisten – insbesondere dann, wenn damit auch
die Teilhabe an Unternehmen erleichtert würde, die aus
forschungsintensiven Erkenntnissen und Innovationen
entstehen. Doch auch diese Maßnahme würde einen
nicht unbedeutenden Eingriff in die bisherigen Regelun-
gen bedeuten.  
Mit vermutlich geringem Ressourceneinsatz ließe sich
dagegen das vermutlich erhebliche Gründungspotential
der wissenschaftlichen Mitarbeitenden (vgl. dazu Mo-
randi et al. 2019b) stärker nutzen. So könnte beispiels-
weise gründungsinteressierten wissenschaftlichen Mitar-
beitern und Mitarbeiterinnen, die in der Regel über zeit-
lich befristete Arbeitsverträge verfügen, als zusätzliche
Karriere- und Laufbahnoption auch der Erwerb von Wis-
sen rund um Gründungsaktivitäten oder die Beteiligung
an Ausgründungsprojekten angeboten werden. Auch
könnten Hochschulangehörige mit anerkannter Grün-
dungserfahrung oder mit Kenntnissen in gründungsrele-
vanten Themengebieten sowohl im MINT-Bereich wie
auch in den sich zunehmend für Innovationstätigkeiten
öffnenden sozial- und kulturwissenschaftlichen der
(Fach)Hochschulen (vgl. Howaldt/Schwarz 2014) ein de-
finiertes Kontingent an Arbeitsstunden für die Beratung
und das Coaching von Ausgründern und Ausgründerin-
nen einsetzen. Auf diese Weise ließen sich nicht nur, wie
schon bisher, bestehende Unternehmen mit innovativer
Forschung sowie gut ausgebildeten Arbeitskräften un-
terstützen, sondern auch im gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Umfeld und den regionalen Wirtschaftsöko-
systemen der Fachhochschulen neue, innovative Unter-
nehmen auf den Weg bringen und Karrieren für erfolg-
reiche Ausgründer und Ausgründerinnen ermöglichen.
Da sowohl die formellen wie auch die informellen Rah-
menbedingungen in den Fachbereichen unterschiedlich
ausfallen können, lohnte es sich zudem, auch entspre-
chend differenzierte und spezifische Strategien zur För-
derung von Ausgründungsprojekten in den MINT- und
GSK-Bereichen zu entwickeln. So könnten insbesondere
die GSK-Bereiche einen noch stärkeren Beitrag zur Ent-
wicklung und Schärfung des Innovationsbegriffs leisten
und dessen Verengung auf technische und technologi-
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sche Dimensionen entgegenwirken (vgl. Andersson et
al. 2012). Auf diese Weise könnten sie beispielsweise
verstärkt mit Ausgründungsprojekten soziale Innovatio-
nen lancieren und ihren starken Praxisbezug auch in Ab-
hebung zu den Universitäten unter Beweis stellen. 
In den mit der Unternehmenswelt sehr gut vernetzten
Fachbereichen aus den Bereichen Ingenieur-, MINT- und
wirtschaftswissenschaftlichen Fachbereichen könnte
verstärkt darüber nachgedacht werden, wie neben den
schon seit Jahrzehnten gut etablierten Form der Kom-
merzialisierung von Forschung im Rahmen von Auftrags-
forschung für die Industrie vermehrt auch Engagements
in Ausgründungsprojekten in ihren jeweiligen Fachhoch-
schulregionen für die Hochschulangehörigen attraktiver
gestaltet werden könnten. 
Limitationen: Einschränkungen der Aussagekraft dieser
Studie ergeben sich durch folgende Aspekte: Obwohl
die Merkmale der erhobenen Stichprobe die Grundge-
samtheit der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
an den Schweizer Fachhochschulen in Bezug auf die Al-
ters- und Geschlechterverteilung (BFS 2020) widerspie-
geln, kann die Datenbasis nicht als repräsentativ be-
zeichnet werden. Dies ist auf das Erhebungsverfahren
zurückzuführen, welches kein randomisiertes Verfahren
der Datenerhebung einschloss, sondern auf der Grund-
lage der auf den Homepages der Hochschulen verfügba-
ren E-Mail-Adressen generiert wurde. Darüber hinaus
sind selektive Effekte im Antwortverhalten zu erwarten,
da nur jene Personen eingeschlossen wurden, die alle
der untersuchten Items beantwortet hatten. Ein statisti-
sches Imputations-Verfahren zur Schätzung fehlender
Werte (vgl. Allison 2000) wurde aufgrund des hohen
Anteils an fehlenden Werten ausgeschlossen. Dennoch
können die in dieser Studie verwendeten Daten im ex-
plorativen Sinne erste wichtige Hinweise auf zentrale
Rahmenbedingungen für Gründungsaktivitäten an
Schweizer Fachhochschulen geben.
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Berufungsmanager*innen an deutschen Universitäten

Profilmerkmale eines neuen Stellentypus

Anna Gerchen

Due to increased demands on professorial appointment procedures and their high strategic importance, German
universities employ a growing number of appointment managers for the procedural quality assurance of those
procedures. In order to close the research gap on the concrete design of these new positions in university
manage ment, an online survey – designed as a full survey – was conducted, which was developed against the
background of a qualitative preliminary study in the form of a participant observation. The results show that the
predominantly female appointment managers often have a background in law or administrative sciences. In 
addition to developing quality assurance instruments, advising and informing those involved in the process – 
especially the university leadership – is one of their central tasks. The professional self-image of appointment 
managers is characterised above all by their service orientation and their focus on the university leadership. Finally,
with regard to the acceptance of appointment managers, it becomes obvious that although they are not trusted a
priori, the acknowledgement of their role and activities is increasing. Thus this article gives an overview of this new
type of position, its relevant structural features and the status of its establishment at German universities.

Einleitung: Der Ausbau des 
Hochschulmanagements
Seit den 1990er Jahren sind deutsche Universitäten
einer „Reformintensität“ (Kondratjuk/Pohlenz 2019, S.
7) ausgesetzt, die wohl „kein[en] Aspekt des Hoch-
schulalltags unberührt von reformierenden Aktivitäten“
(Pasternack et al. 2018, S. 44) gelassen hat. Besonders
zentral sind hierbei die Ideen des New Public Manage-
ment (dt.: Neues Steuerungsmodell) (vgl. Hüther/
Krücken 2016) die darauf angelegt sind, einen Gover-
nance-Wandel von Universitäten hin zu einer „manage-
ment- und wettbewerbsorientierten Selbststeuerung der
Hochschulen“ (Kloke 2014, S. 33) zu evozieren. 
Im Kontext dieses Wandels steigen die Anforderungen
und Erwartungshaltungen an Universitäten. In Reaktion
auf diese steigenden Anforderungen an Organisations-
entwicklung und Professionalisierung (vgl. Schneijder-
berg/Merkator 2011, S. 15) entstanden und entstehen
neue Tätigkeitsfelder, „neue Schnittstelleneinheiten zwi-
schen Verwaltung und akademischem Bereich“ (Paster-
nack 2019, S. 24) und „whole new categories of profes-
sionals and related academic management positions“
(Krücken/Meier 2006, S. 251). 
Die wachsende Anzahl an Stellen „für wissenschaftlich
qualifiziertes Hochschulpersonal, welches weder primär
Forschung und Lehre zuzuordnen ist noch reine Ver -
waltungstätigkeiten ausübt“ (Schneijderberg/Merkator
2011, S. 15), wird durch Personal besetzt, das konzeptu-
ell als ‚Neue Hochschulprofessionelle‘ (vgl. Kehm et al.
2010, S. 26; vgl. Krücken et al. 2010, S. 234; vgl.
Schneijderberg et al. 2013) gefasst wird. Der Begriff

‚Hochschulmanagement‘ bezeichnet in diesem Zusam-
menhang übergreifend die „neuen Supportstrukturen“
(Pasternack et al. 2018, S. 100), die als „Schnittstellenein-
heiten zwischen Verwaltung und akademischem Bereich“
(Pasternack et al. 2018, S. 100) installiert wurden. Eine
begriffliche Schärfung kann dabei in Hinsicht auf die Un-
terscheidung von akademischem und administrativem
Hochschulmanagement vorgenommen werden: Stellen
des akademischen Hochschulmanagements (wie die Lei-
tung von Forschungsverbünden oder auch Rektor*in nen)
werden von Wissenschaftler*innen bekleidet, die diese
Stellen aufgrund bzw. als Teil ihrer wissenschaftlichen Kar-
riere besetzen, während das administrative Hochschul -
management der oben geschilderten Schnittstellenfunk -
tion entspricht und – obschon wissenschaftlich qualifiziert
– nicht wissenschaftlich arbeitet (vgl. Nickel 2011a, S. 10;
vgl. Kloke 2014, S. 73-75; vgl. Pasternack et al. 2018, S.
101). Beispiele für die hier neu entstandenen Stellentypen
sind unter anderem Fakultätsgeschäftsführer*innen, Qua-
litätsentwickler*innen oder Mit arbeiter*in nen in Einrich-
tungen wie Career Services oder Welcome Centres (vgl.
Pasternack et al. 2018, S. 90). 
Doch obschon diese neuen Stellentypen unter dem so-
eben dargelegten Rahmen zusammengefasst werden
können, kann ebenfalls eine Heterogenität dieser ver-
schiedenen neuen Tätigkeitsfelder angenommen wer-
den (vgl. Gieselmann/Becker 2018b, S. 99), die eine ein-
zelfallsensible Betrachtung erforderlich macht. Der vor-
liegende Beitrag widmet sich daher dem noch nicht sys -
tematisch untersuchten Stellentypus der Berufungs -
manager*innen und zielt darauf ab, dessen Etablierung
an deutschen Universitäten abzubilden: Dazu wird ge-
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fragt, wie sich die Stellen für Berufungsmanagement or-
ganisational ausgestalten, welche Aufgaben die Beru-
fungsmanager*innen übernehmen und wie diese sich
selbst in ihrer Funktion wahrnehmen. Abschließend wird
zudem die zentrale Frage nach der Akzeptanz (vgl.
Schneij derberg/Schneider 2013, S. 259-261; vgl. Paster-
nack et al. 2018, S. 104-109) des neuen Stellentypus ge-
stellt, um diesen auch im Kontext seiner Fremdwahrneh-
mung durch andere Akteur*innen einordnen zu können.

1. Berufungsmanager*innen
Bei Berufungsverfahren handelt es sich um „eines der
zentralen hochschulinternen Steuerungsinstrumente für
die Qualitätssicherung in Forschung und Lehre sowie für
die Hochschulentwicklung“ (Wissenschaftsrat 2005, S.
3). Entsprechend haben Berufungsverfahren angesichts
der eingangs thematisierten Veränderungen im Hoch-
schul- und Wissenschaftssystem an Bedeutung gewon-
nen. So sprach der Wissenschaftsrat 2005 Empfehlun-
gen zur Ausgestaltung von Berufungsverfahren aus, mit
dem Ziel, den zunehmend autonom agierenden und
wettbewerbsorientierten Hochschulen „ein effektives
und objektives Rekrutierungsinstrument an die Hand zu
geben“ (Wissenschaftsrat 2005, S. 48). Dabei empfiehlt
der Wissenschaftsrat auch die Einrichtung von ‚Beru-
fungsbeauftragten‘, die als Stellvertretung der Hoch-
schulleitung in Berufungsverfahren Verantwortung für
„den sachgerechten und reibungslosen Verfahrensab-
lauf“ (Wissenschaftsrat 2005, S. 5) übernehmen sollen. 
Während der Wissenschaftsrat „erfahrene Hochschulleh-
rer“ (Wissenschaftsrat 2005, S. 5) für diese Funktion vor-
sieht, zeigt ein Blick in die Praxis, dass an vielen deut-
schen Universitäten die Aufgabe der Verfahrensqua-
litätssicherung von Berufungsverfahren nicht (oder nicht
nur) durch professorales Personal, sondern (auch) durch
eigens für diese Funktion eingerichtete Stellen wahrge-
nommen wird.1 Diesen neuen Stellentypus bezeichne
ich als Berufungsmanager*innen: Unter Berufungsmana-
ger*innen sind die Inhaber*innen von Stellen zu verste-
hen, deren Zweckbestimmung die prozedurale Qua-
litätssicherung von Berufungsverfahren und die ent-
scheidungsvorbereitende Unterstützung von Berufungs-
angelegenheiten ist. 
Das Berufungsmanagement ist Teil des Hochschulma-
nagements und leistet mit der Verfahrensqualitätssi-
cherung von Berufungsverfahren einen Beitrag zur Be-
wältigung der gestiegenen Erwartungen an Universitä-
ten. Konkret reichen die wahrgenommen Aufgaben der
Berufungsmanager*innen beispielsweise von der Bera-
tung und Information von Hochschulleitung und Beru-
fungskommission über die Prüfung von Verfahrensele-
menten bis zur Erarbeitung von Maßnahmen der Ver-
fahrensoptimierung. Ziel dieses Beitrags ist die Er-
schließung dieses neuen Stellentypus und seiner zen-
tralen (Struktur-)Merkmale, um einen Überblick über
den Stand der Etablierung von Berufungsmana ger*in -
nen an deutschen Universitäten herzustellen. Basierend
auf einer als Vollerhebung konzipierten Befragung kann
so ein Beitrag geleistet werden, die Forschungslücke
zum neuen Stellentypus der Berufungsmana ger*innen
zu schließen. 

Während Berufungsmanager*innen noch nicht als Stel-
lentypus von der Hochschulforschung erschlossen wur-
den, finden sich erste Auseinandersetzungen mit Beru-
fungsbeauftragten: So fragte Rolf Wank 2010 in einem
knappen Beitrag nach der noch unklaren Stellung von
Berufungsbeauftragten, die er als „Personen […], die be-
reits auf langjährige Erfahrungen in der universitären
Selbstverwaltung zurückblicken“ (Wank 2010, S. 332)
bezeichnet, was auf ein noch exklusives Verständnis von
Berufungsbeauftragten als professoral schließen lässt. In
einer auf einer „überblickshafte[n] Sichtung von circa 30
Berufungsordnungen bzw. entsprechender Regelungen“
(Werkmeister 2017, S. 68) basierenden Typologisierung
von Sven Werkmeister finden sich fünf Modelle Beru-
fungsbeauftragter, wobei mit dem Modell „[d]er adminis -
trative Ansatz – Referent/innen als Berufungsbeauftrag-
te“ (Werkmeister 2017, S. 70) auch nicht-professorales
Hochschulpersonal in dieser Funktion berücksichtigt
wird. Eine Differenzierung zwischen ‚professoralen‘ und
‚hauptamtlichen‘ Berufungsbeauftragten findet sich
zudem bei Maren Klawitter (vgl. Klawitter 2017, S. 215)
und auch Jana Gieselmann und Fred Becker können auf
Basis einer Analyse von Berufungsordnungen eine Breite
an Rollenbezeichnungen und Modellen von Berufungs-
beauftragten aufzeigen (vgl. Gieselmann/Becker 2018a,
S. 29-31). Hier möchte ich meine Untersuchung von Be-
rufungsmanager*innen anschließen, die in ihrer Funkti-
onsbestimmung der Verfahrensqualitätssicherung von
Berufungsverfahren als ‚nicht-professorale Berufungsbe-
auftragte‘ verstanden werden können. 
Im vorliegenden Beitrag verfolge ich die Zielsetzung,
einen empirischen Überblick über den Stand der Etablie-
rung des Stellentypus ‚Berufungsmanager*in‘ an deut-
schen Universitäten zu geben, der über die Ausgestal-
tung der Stellen hinaus auch die Selbstwahrnehmung
der Stelleninhaber*innen berücksichtigt. Basierend auf
einer als Vollerhebung konzipierten Befragung können
damit auch Aspekte untersucht werden, die über die
Ebene hochschulrechtlicher Rahmentexte hinausgehen,
indem das Erfahrungs- und Deutungswissen der Stellen-
inhaber*innen erhoben wird. Meine Exploration des Fel-
des fokussiert einerseits auf die Frage nach der organisa-
tionalen Verankerung der Stellen der Berufungsmana-
ger*innen und den ihnen zugewiesenen Zuständigkeiten
und Aufgaben, andererseits aber auch auf die Frage nach
den Handlungsorientierungen und der beruflichen
Selbstwahrnehmung der Stelleninhaber*innen. Somit
können zentrale Merkmale des Stellentypus herausgear-
beitet werden, wobei es jedoch zu bedenken gilt, dass
die hier als Berufungsmanager*innen gefassten Stellen
nicht jeweils in den gleichen Rahmenbedingungen ange-
legt sind; so variieren nicht nur die Landeshochschulge-
setze als rechtlicher Rahmen auf Landesebene, sondern
auch die organisationalen Aufstellungen der einzelnen
Universitäten. 

1 So zeigt eine Webseitenanalyse, dass von 85 deutschen Universitäten 60
auf ihren Webseiten Berufungsbeauftragte oder vergleichbare Instanzen
der Berufungsbeobachtung ausweisen, wobei in 58 Fällen eine Zuständig-
keit außerhalb des wissenschaftlichen Bereichs genannt wird (vgl. Ger-
chen/Walther: in Druck). Unter diesen sind jedoch auch Universitäten,
welche sowohl nicht-professorales als auch professorales Personal zur
Qualitätssicherung von Berufungsverfahren einsetzen.
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Neben einer quantitativen Deskription des Feldes und
dem damit verbundenen Überblick über die Tätigkeits -
profile, vorherrschende Selbstverständnisse und die Ein-
schätzung der Stelleninhaber*innen in Bezug auf die Ak-
zeptanz ihrer Tätigkeit durch andere Akteure lege ich
ferner einen besonderen Fokus auf die bereits von der
Forschung attestierte Vielfalt von Stellen- und Funkti-
onsbezeichnungen in diesem Tätigkeitsfeld: So zeigt
meine Erhebung, dass der bislang in der Literatur ver-
wandte Begriff ‚Berufungsreferent*in‘ (vgl. Werkmeister
2017, S. 70; vgl. Gieselmann/Becker 2018a, S. 30) kei-
nesfalls der einzige in dem Feld ist. Das von mir gewähl-
te Kollektivum ‚Berufungsmanager*innen‘ folgt der aus
dem Feld heraus gesetzten Begriffswahl ‚Berufungs -
management‘2 und inkludiert auch Personen, die keine
offizielle Bezeichnung als ‚Referent*in‘ tragen. Um empi-
risch zu prüfen, ob sich eine (einheitliche) Terminologie
herausgebildet hat, nehme ich im Folgenden auch eine
qualitative typenbildende Systematisierung von Freitext-
feldantworten der durchgeführten Befragung vor, um die
Semantik des neuen Stellentypus freizulegen, wobei
anschließend auch eine Diskussion des hier verwandten
Terminus ‚Berufungsmanager*innen‘ vorgenommen
wird. Flankiert werden die herausgearbeiteten (Struktur-)
Merkmale des Stellentypus ‚Berufungsmanager*in‘ vom
Forschungsstand zu Hochschulmanagement und (Neu -
en) Hochschulprofessionellen, um vor diesem Hinter-
grund einerseits zu schärfen, inwiefern die Berufungs -
manager*innen als typisches Beispiel in diesem Feld ge-
fasst werden können und andererseits ihre (möglichen)
Alleinstellungsmerkmale herauszuarbeiten.

2. Methodisches Vorgehen
Um den Stellentypus ‚Berufungsmanager*in‘ an deut-
schen Universitäten bestmöglich zu fassen und in der
Breite seiner Etablierung abbilden zu können, basiert die
vorliegende Untersuchung auf einem als Vollerhebung
konzipierten Onlinesurvey. Befragt wurden die über eine
Webseitenrecherche ermittelten Berufungsmanager*in -
nen selbst. Der Zugang zu der Befragung wurde dabei
über einen personalisierten Zugangscode gewährleistet,
da dieses Vorgehen zwei zentrale Problematiken der
Methode des Onlinesurveys kompensiert, nämlich die
der Kontrolle über den Zugang zur Befragung sowie die
der Herstellung von Repräsentativität (vgl. Wagner-
Schelewsky/Hering 2019, S. 789; vgl. Brake/Weber
2009, S. 429). So kann über die Konzeption als Voller-
hebung auf ein Sampling oder eine Stichprobenziehung
sowie auf eine Gewichtung der Ergebnisse verzichtet
werden. Darüber hinaus stellen personalisierte Zugangs -
codes sicher, dass nur Personen Zugang zu der Befragung
erhalten, die der angelegten Bestimmung der Zielgruppe
entsprechen.

2.1 Konstruktion des Fragebogens
Der Fragebogen umfasst 40 Fragen, welche die folgen-
den Dimensionen adressieren: Angaben zu der Stelle
und der Organisationseinheit; das Tätigkeitsprofil der
Befragten; ihr berufliches Selbstverständnis und ihre
Handlungsorientierungen; die Akzeptanz ihrer Tätigkeit
durch andere Akteur*innen; sowie abschließend demo-

graphische Angaben der Befragten wie auch offene Text-
felder für Relevanzen der Befragten über die standardi-
sierte Befragung hinaus. Entwickelt wurde der Fragebo-
gen auf der Basis einer qualitativen Vorstudie, die in
Form einer teilnehmenden Beobachtung während des
‚Netzwerktreffens Berufungsmanagement‘ im Februar
2020 in Hannover stattfand.3 Dafür wurden relevante
Aspekte der Zielgruppe in Bezug auf die Beschreibung
ihrer Stellen und Tätigkeiten und die jeweiligen Ausprä-
gungen der relevanten Dimensionen zunächst induktiv
aus Beobachtungsprotokollen gewonnen und in einem
zweiten Schritt deduktiv ergänzt. 
Bei der Formulierung des Fragebogens wurde berück-
sichtigt, dass Organisationsstrukturen und ihre Bezeich-
nungen nicht nur zwischen den einzelnen Ländern, son-
dern auch von Universität zu Universität variieren. Die
Befragten wurden gebeten, im Falle des Fehlens für sie
passender Bezeichnungen die inhaltlich entsprechenden
Antwortmöglichkeiten zu wählen. Zudem wurde den
Befragten für Fragen, bei denen die Antwortoptionen
nicht als erschöpfend angenommen werden konnten,
eine Freitext-Option angeboten. Um die Abgabe inhalt-
licher Angaben zu maximieren, wurde den Befragten
keine Don’t-Know-/Keine-Angabe-Option angeboten,
jedoch wurde ihnen ermöglicht, bei Umgehung eines
Soft-Force-Hinweises auch bei Item-Non-Response mit
der Befragung fortzufahren.

2.2 Die Ermittlung der Grundgesamtheit
Die Befragung richtete sich, gemäß der eingangs vorge-
nommen Definition, an Inhaber*innen von zentral in
deutschen Universitäten angesiedelten Stellen, deren
Zweckbestimmung die prozedurale Qualitätssicherung
von Berufungsverfahren und die entscheidungsvorberei-
tende Unterstützung von Berufungsangelegenheiten ist.
Die Identifikation der Stelleninhaber*innen erfolgte im
Oktober 2020 auf Grundlage der Universitätswebsites,
welche konzeptionell als Schauseiten der Universitäten
begriffen wurden (vgl. Kühl 2011, S. 136-157). Nicht
berücksichtigt bei dieser Webrecherche wurden auf-
grund ihrer strukturellen Besonderheiten staatlich aner-
kannte Universitäten in privater oder kirchlicher Träger-
schaft sowie die Bundeswehruniversitäten, die pädago-
gischen Hochschulen, die Sporthochschule Köln, die
Deutsche Hochschule für Verwaltungswissenschaften
Speyer sowie die Tierärztliche und die Medizinische
Hochschule Hannover. Als Grundlage für die Ermittlung
der einbezogenen Universitäten (N = 75) diente der
Hochschulkompass der HRK (vgl. Hochschulrektoren-
konferenz 2020). 
In Fällen klar zu erkennender Organisationseinheiten
wie Stabsstellen oder Referaten für Berufungsangelegen-
heiten gestaltete sich die Identifikation eindeutig, in an-

2 Die aus dem Feld selbst heraus gesetzte Bezeichnung ‚Berufungsmanage-
ment‘ findet beispielsweise in der Gründung des Netzwerks Berufungs -
management (vgl. Wissenschaftsmanagement Online 2021) Ausdruck.

3 Diese Veranstaltung wurde im Rahmen des Forschungsprojekts BerBeo
vom Deutschen Zentrum von Hochschul- und Wissenschaftsforschung in
Kooperation mit dem Referat für Berufungsangelegenheiten der Leibniz
Universität Hannover veranstaltet, wobei letzterem die inhaltliche Ausge-
staltung oblag. Auf dem Netzwerktreffen waren durch die Teilnahme von
über 60 Berufungsmanager*innen insgesamt 38 Universitäten vertreten.
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deren Fällen mussten Abwägungen und Abgrenzungen
vorgenommen werden. Aufgenommen in die Auswahl
wurden Personen, bei denen eine über die Sachbearbei-
tung von Berufungsverfahren hinausgehende Zuständig-
keit vermutet wurde. Als Indizien hierfür wurden Be-
schreibungen gewertet, welche die ‚Begleitung‘ oder die
‚Betreuung‘ von Berufungsverfahren als Zuständigkeit
nannten. Auch die Bereitstellung von Ressourcen wie
Handreichungen oder Leitfäden zu Berufungsverfahren
wurde als Indikator eines (zumindest partiellen) Bezuges
zur Qualitätssicherung der Verfahren gewertet. 
Ausgeschlossen wurden hingegen Personen, die aus -
schließlich für Berufungsverfahren einer medizinischen
Fakultät verantwortlich zeichnen, da dieses Feld auf-
grund spezieller Rahmenbedingungen und zusätzlicher
Dimensionen wie Patient*innenversorgung von einer be-
sonderen Spezifik gekennzeichnet ist und daher vom Un-
tersuchungsgegenstand abgegrenzt wurde. Ferner wur-
den auch Inhaber*innen solcher Stellen ausgeschlossen,
die zwar in einer für Berufungsangelegenheiten zuständi-
gen Organisationseinheit angesiedelt sind, bei denen die
online ausgewiesene Zuständigkeit jedoch zeitlich jen-
seits des eigentlichen Berufungsverfahrens liegt; ein typi-
sches Beispiel hierfür ist eine Zuständigkeit für Dual Ca-
reer Services oder Onboarding. Auch Personen, die sich
laut Universitätswebsite gegenwärtig in Mutterschutz
oder Elternzeit befanden, wurden nicht angeschrieben.
Diese Auswahlstrategie führte zu der Identifikation von
162 Personen, die an 57 Universitäten beschäftigt sind.
Bereinigt und ergänzt um Rückmeldungen aus dem
Feld4, konnten so 157 Personen (an 56 Universitäten) er-
mittelt werden, die an zentraler Stelle der Universität für
die prozedurale Qualitätssicherung von Berufungsverfah-
ren und die entscheidungsvorbereitende Unterstützung
von Berufungsangelegenheiten zuständig sind. 

2.3 Datenerhebung und -auswertung
Vor Beginn der Feldphase wurde der Survey einem tech-
nischen wie auch einem kognitiven Pretest5 unterzogen.
Anschließend wurden die mit dem oben beschriebenen
Verfahren identifizierten Personen mittels personalisier-
ter E-Mails zur Teilnahme an der Befragung eingeladen.
Die Feldphase lief vom 18.11.2020 bis zum 17.01.2021.
Aufgrund der Konzeption als Vollerhebung und der ge-
ringen Fallzahl werden bei der Auswertung des Surveys
alle gültigen Antworten berücksichtigt, was bedeutet,
dass auch unvollständige Fälle – also abgebrochene Fra-
gebogenbeantwortungen – ausgewertet wurden. Ent-
sprechend variiert die Fallzahl über die einzelnen Fragen
hinweg, weshalb im Folgenden mit relativen Häufigkei-
ten und nicht mit absoluten Fallzahlen gearbeitet wird.
Demzufolge werden in der Kategorie ‚keine Angabe‘ nur
jene Befragten erfasst, denen die betreffende Frage auch
angezeigt wurde, also nur Fälle von Item-Non-Response.
In einem weiteren Arbeitsschritt der Datensatzbereini-
gung wurden zudem Freitextantworten manuell in be-
stehende Antwortkategorien umcodiert, sofern dies in-
haltlich geboten war. Dieses Vorgehen erlaubt so die ma-
ximale Ausschöpfung der vorhandenen Informationen. 
Von den 157 eingeladenen Personen sind im bereinigten
Datensatz 94 vertreten, was einer (Netto-)Rücklaufquo-
te von 60% entspricht. Dabei sind alle 16 Bundesländer

mit insgesamt 47 Universitäten repräsentiert. Nur auf
die Universitäten bezogen liegt die (Netto-)Rücklauf-
quote somit bei 84%. 

3. Ergebnisse
Um eine Bestandsaufnahme des neuen Stellentypus der
Berufungsmanager*innen vorzunehmen, werden im Fol-
genden ihre Stellen in ihrer organisationalen Ausgestal-
tung, ihre Tätigkeitsprofile sowie auch das berufliche
Selbstverständnis der Berufungsmanager*innen und ihre
Einschätzung der Akzeptanz ihrer Tätigkeit berücksich-
tigt. Zunächst jedoch gilt es zu fragen, wer die Beru-
fungsmanager*innen überhaupt sind. 

3.1 Wer sind die Berufungsmanager*innen?
Das Alter der Befragten (n = 85 für alle Personenvaria-
blen) liegt zwischen 27 und 64 Jahren. Ihr Altersdurch-
schnitt beträgt 44 Jahre, wobei ein Drittel der Befragten
nicht älter als 40 Jahre alt ist. Damit entsprechen sie
dem Altersdurchschnitt von 45 Jahren der Hochschul-
professionellen, wie er von Merkator, Schneijderberg
und Teichler ermittelt wurde (vgl. Merkator et al. 2013,
S. 91). In Bezug auf das Geschlechterverhältnis zeigte
schon die Webrecherche eine deutliche Überrepräsenta-
tion von Frauen, die sich auch im Rücklauf der Befra-
gung widerspiegelt: Mit 74% sind drei Viertel der hier
berücksichtigten Berufungsmanager*innen weiblich.
Dies ist auch auf Basis des Forschungsstandes zu Hoch-
schulprofessionellen zu erwarten gewesen; der Frau-
enanteil unter diesen beträgt etwa 60% (vgl. Merkator
et al. 2013, S. 91; vgl. Kloke 2014, S. 189), wobei je-
doch bezogen auf konkrete Untergruppen auch erheb-
lich stärkere Ausprägungen dieser Tendenz zu finden
sind, so beispielsweise bei der Gruppe der Refe -
rent*innen von Universitätsleitungen, von denen vier
Fünftel weiblich sind (vgl. Gieselmann/Becker 2018b, S.
101). So scheinen gerade (hochqualifizierte) Frauen im
Hochschulmanagement eine Alternative zu prekären Be-
schäftigungsbedingungen im Wissenschaftssektor zu fin-
den. In diesem Kontext wird in der Literatur diskutiert,
inwieweit Stellen im Hochschulmanagement als „second
best-Option“ (Nickel 2011b, S. 33) zu verstehen sind
(vgl. Gieselmann/Becker 2018b, S. 100).
Das formale Bildungsniveau der Berufungsmanager*in -
nen ist hoch: 42% geben als höchsten Bildungsabschluss
ein Diplom, einen Magister oder Master an, 19% ein
Staatsexamen. Knapp 30% der Befragten sind promo-
viert. Dieses hohe Bildungsniveau findet sich auch in an-
deren Untersuchungen von Hochschulprofessionellen,
was angesichts dessen, dass eine hohe Qualifikation für
diese Gruppe konstitutiv ist (vgl. Schneijderberg/Hinz-
mann 2013, S. 128), wenig überrascht. 

4 Rückmeldungen aus dem Feld führten zur Identifikation einer zusätzlichen
Person sowie zu sechs nachträglichen Ausschlüssen. Diese waren in drei
Fällen durch veraltete Angaben auf den Universitätswebsites begründet, in
drei weiteren Fällen durch Selbstselektion der Eingeladenen.

5 Die für den kognitiven Pretest ausgewählte Person entsprach den an den
Stellentyp ‚Berufungsmanager*in‘ angelegten Kriterien, allerdings nicht
den an die Organisationsform angelegten Kriterien: Dies erlaubte einen
Pretest durch eine fachlich einschlägige und praktisch erfahrene Person,
ohne dabei bereits vor der Feldphase auf die ermittelte Grundgesamtheit
zurückgreifen zu müssen.
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Interessant ist ferner ein Blick auf die disziplinäre Veran-
kerung6 der Berufungsmanager*innen (n = 85). Hier
zeigt sich, dass über die Hälfte der Befragten (60%) den
Schwerpunkt ihres wissenschaftlichen Werdegangs in
den Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften ver-
orten, ein weiteres gutes Fünftel (22%) in den Geistes-
wissenschaften. Mit 11% weniger stark vertreten sind
die Fächergruppen Mathematik, Naturwissenschaften
und Ingenieurwissenschaften; andere Fächergruppen
spielen kaum eine Rolle. Da die starke rechts-, wirt-
schafts- und sozialwissenschaftliche Prägung bereits auf
Basis erster Feldkenntnisse wie der Vorstudie vermutet
werden konnte, wurden die Befragten in dieser Fächer-
gruppe ferner auch gebeten, ihren Fachbereich zu präzi-
sieren. Hierbei zeigte sich eine starke Präsenz der
Rechtswissenschaften und der Verwaltungswissenschaf-
ten, in denen sich jeweils 22% beziehungsweise 15%
der Berufungsmanager*innen verorten. In dieser diszi-
plinären Verankerung zeigt sich ein Spezifikum der Beru-
fungsmanager*innen: Während im Hochschulmanage-
ment allgemein eine „abnehmende Bedeutung eines
rechtswissenschaftlichen Studienhintergrundes“ (Krücken
et al. 2010, S. 238) beobachtet wird sowie „[d]ass die
studierte Fachrichtung nur eine geringe bis gar keine
Rolle für die Ausübung einer [Hochschulprofessions]
-Tätigkeit spielt“ (Kehm et al. 2010, S. 31), weisen die
Berufungsmanager*innen einen deutlichen fachlichen
Schwerpunkt in den Sozialwissenschaften auf. Dass da -
bei insbesondere die Rechts- und Verwaltungswissen-
schaften stark repräsentiert sind, spricht für eine hohe
inhaltliche Spezialisierung in der Tätigkeit der Beru-
fungsmanager*innen. 

3.2 Die Stellen für Berufungsmanagement 
Bevor die Stellen für Berufungsmanagement hinsichtlich
ihrer organisationalen Verankerung beschrieben werden,
wird zunächst – wie bereits angekündigt – auf die Vielfalt
an Bezeichnungen der Stellen und ihrer Organisations-
einheiten eingegangen, um der semantischen Diversität
des Untersuchungsgegenstandes Rechnung zu tragen.

3.2.1 Fragen der Semantik
Wie eingangs dargelegt, zielt die vorliegende Studie
primär auf eine Exploration der von den Universitäten
implementierten Stellen(strukturen), wobei die Bezeich-
nungen der Stellen ein zentrales Merkmal dieser sind.
Bezogen auf die Hochschulprofessionellen hielten Mer-
kator, Schneijderberg und Teichler 2013 angesichts der
zahlreichen unterschiedlichen Berufsbezeichnungen
fest, „dass sich diese allmählich herausbildende und an
Einfluss gewinnende Berufsgruppe noch keineswegs in
einem Stadium eindeutiger beruflicher und organisatori-
scher Standardisierung befindet“ (Merkator et al. 2013,
S. 94). Auch bei den Berufungsmanager*innen zeigte
sich schon in der Vorstudie eine erhebliche Vielfalt von
Stellenbezeichnungen. Der Beobachtungsleitfaden sah
vor, ‚Identifikationen‘ der Teilnehmer*innen in Form von
Markierungen von Sprecher*innenpositionen zu erhe-
ben. Dabei zeigte sich, dass die Benennung des Tätig-
keitsfeldes als ‚Berufungsmanagement‘ – sich so auch im
Namen der Veranstaltung widerspiegelnd – von den
Praktiker*innen im Feld akzeptiert wird; sich dies jedoch

nicht (oder noch nicht) in der offiziellen Positions- oder
Selbstbezeichnung ‚Berufungsmanager*in‘ niederschlägt.
Diese Beobachtung wurde über die quantitative Erhe-
bung bestätigt. Gefragt nach ihrer „offiziellen Stellenbe-
zeichnung“ gaben in der Befragung nur 2 von 94 Befrag-
ten ‚Berufungsmanager*in‘ an. Dass dieser Begriff trotz
seiner (noch) schwachen Verbreitung als offizielle Stel-
lenbezeichnung im Feld hier als Bezeichnung des Stel-
lentypus verwendet wird, werde ich vor dem Hinter-
grund meiner Ergebnisse in Kapitel 4 erläutern. 
Der größte Anteil (44%) der Befragten gab seine offiziel-
le Stellenbezeichnung (erfasst über ein Freitextfeld) in
der Form ‚[Position] in [Organisationseinheit]‘ an, also
beispielsweise als ‚Leiter der Stabsstelle Berufungen‘
oder ‚Mitarbeiterin im Berufungsmanagement‘. Diese
stark ausgeprägte Bezugnahme auf die Organisations-
einheit passt zu der Beobachtung aus der Vorstudie,
dass die Teilnehmer*innen des ‚Netzwerktreffens Beru-
fungsmanagement‘ nur selten im Singular, sondern in
der Regel im Plural von sich sprachen und dieses ‚Wir‘
dabei auf ihre Organisation (nämlich ihre Universität)
oder auf ihre Organisationseinheit (beispielsweise ihre
Stabsstelle oder ihr Referat) bezogen. Dieser Befund
einer starken Identifikation mit der eigenen Organisati-
on entspricht dem Forschungsstand zum Hochschulma-
nagement (vgl. Krücken et al. 2010, S. 239) und zeigt
sich – wie im Folgenden dargelegt – auch in weiteren Er-
gebnissen der Befragung von Berufungsmanager*innen.
31% der Befragten gaben ferner an, ‚Referent*innen‘ zu
sein, wobei 23% einen expliziten Bezug auf Berufungen
im Titel tragen, wie zum Beispiel ‚Berufungsreferent*in‘
oder ‚Referent*in für Berufungsmanagement‘. An nur
wenigen Universitäten wird der Terminus ‚Berufungsbe-
auftragte‘ für nicht-professorales Personal verwandt; nur
5% der Befragten waren ‚Berufungsbeauftragte‘ oder
deren Mitarbeiter*innen. In einer weiteren kleinen
Gruppe (3%) können jene Befragten zusammengefasst
werden, deren Positionsbezeichnung mit der ihrer Orga-
nisationseinheit zusammenfällt, die sich also beispiels-
weise als ‚Stabsstelle Berufungen‘ bezeichnen. 
Die Bezeichnungen ebendieser für die Qualitätssiche-
rung von Berufungsverfahren zuständigen Organisati-
onseinheiten wurden ebenfalls über ein Freitextfeld er-
fasst. Gegenüber den Befragten (n = 91) wurde der Be-
griff der „Organisationseinheit, zu der Ihre Stelle ge -
hört“, erläutert als „beispielsweise ein Referat oder eine
Stabstelle für Berufungsangelegenheiten. Dabei kann es
sein, dass Ihre Stelle die einzige in der Organisationsein-
heit ist“. Bei der Auswertung dieser Angaben gilt es zu
beachten, dass das Surveydesign auf die Stellenebene
und nicht die Ebene der Organisationseinheiten ausge-
richtet war: Entsprechend variiert die Anzahl an Stellen
und damit auch die zur Befragung eingeladenen Perso-
nen pro Universität; im Mittel sind zwei Personen je
Universität im Datensatz repräsentiert. Dies bedeutet,
dass die Angaben zu den Organisationseinheiten nicht
differenzieren, ob eine konkrete Organisationseinheit
von mehr als einer Person benannt wird. 

6 Die verwendete Fächersystematisierung ist jener des statistischen Bundes-
amtes entlehnt (vgl. Statistisches Bundesamt 18.10.2019, S. 426-428).
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Bei der Auswertung der Namen der Organisationsein-
heiten auf Ebene der Stellen zeigt sich, dass über die
Hälfte (57%) der Befragten eine Organisationseinheit
angeben, die einen direkten Bezug zu ‚Berufungen‘ auf-
weist. Besonders stark vertreten (26%) sind hierbei
Stabsstellen – benannt als ‚Stabsstelle für Berufungen‘,
‚Berufungsangelegenheiten‘ oder ‚Berufungsmanage-
ment‘. Gefolgt werden diese von Abteilungen mit Beru-
fungsbezug (15%), wobei neben zentral auf Berufungen
ausgerichteten Abteilungen – z.B. ‚Abteilung für Beru-
fungen‘ oder ‚Berufungsangelegenheiten‘ – auch solche
zu finden sind, die umfassendere Zuständigkeiten wahr-
nehmen, beispielsweise als ‚Abteilung für Professuren,
Berufungen, Beamtinnen und Beamte‘. 15% der Befrag-
ten sind in Referaten tätig, wobei jedoch nur 5% ein
‚Referat für Berufungsangelegenheiten‘ oder ähnliches
nennen; 10% geben ein Referat an, das ohne einen ex-
pliziten Bezug auf ‚Berufungen‘ auskommt, so z.B. ‚Refe-
rat für Personalentwicklung‘ oder ‚Hochschulstrategie‘.
Somit offenbart sich bereits bei dieser Analyse der Be-
zeichnungen der Organisationseinheiten eine hohe Vari-
anz an der organisationalen Verfasstheit der Stellen, die
im Folgenenden anhand der quantitativen Ergebnisse
der Befragung genauer beschrieben werden kann. Inter-
essant in Bezug auf die in diesem Artikel vorgenommene
Begriffssetzung von ‚Berufungsmanager*in‘ für den
neuen Stellentypus ist zudem, dass 13% der Befragten
angeben, in einer Organisationseinheit tätig zu sein, die
‚Berufungsmanagement‘ heißt, oder diesen Begriff im
Namen trägt.

3.2.2 Die Verfasstheit der Stellen
Dass es sich bei den Stellen für Qualitätssicherung für Be-
rufungsverfahren um neue Strukturen und ein Feld junger
Professionalisierung handelt, wird durch verschiedene
Befunde in Bezug auf die Stellenstrukturen unterstützt.
Fast zwei Drittel (63%) der Befragten (n = 91) waren be-
reits vor dem Antritt ihrer jetzigen Stelle an der gleichen
Universität beschäftigt, was für einen Prozess der Aufga-
benausdifferenzierung und der Etablierung neuer Stellen-
profile spricht. Auch die kurze Zeit, seit der die Befragten
ihre jeweiligen Stellen besetzten – knapp die Hälfte der
Befragten noch keine vier Jahre –, deutet auf ein sich ge-
rade entwickelndes, dynamisches Feld hin. 
Dabei umfassen die Stellen der Befragten (n = 94) zu
zwei Dritteln 100%, also volle Stellen; 85% der Befrag-
ten haben Stellen, die mindestens dreiviertel eines Voll-
zeitäquivalents umfassen. Ob diese Angaben sich jedoch
in allen Fällen auf die Stellen für die Qualitätssicherung
von Berufungsverfahren und die entscheidungsvorberei-
tende Unterstützung von Berufungsangelegenheiten be-
ziehen oder ob ein Teil der Befragten hier Angaben zu
ihrer Arbeitszeit im Generellen macht, kann nicht sicher
bestimmt werden. Für Letzteres spricht, dass 43% (n =
91) der Befragten angaben, „neben [i]hrer Stelle für
Qualitätssicherung in Berufungsverfahren noch andere
Funktionen oder Ämter an [i]hrer Universität inne“ zu
haben, wobei beispielsweise Personalentwicklung,
Hochschulentwicklungsplanung oder „Rechtsangelegen-
heiten aller Art“ genannt wurden.
Für die Verstetigung der neuen Aufgaben in Bezug auf
das Management und die Qualitätssicherung von Beru-

fungsangelegenheiten auf organisationaler Ebene ist die
Entfristung der zuständigen Stellen ein guter Indikator:
82% der nicht-verbeamteten Stelleninhaber*innen (n =
72) sind unbefristet beschäftigt. Der Anteil verbeamteter
Stelleninhaber*innen liegt bei einem knappen Viertel
(23%, bei n = 94). Damit weisen die Berufungsmana -
ger*innen einen deutlich höheren Grad an Entfristung
und Verbeamtung auf, als er in ersten quantitativen Un-
tersuchungen für andere neue Stellentypen im Hoch-
schulmanagement ermittelt wurde (vgl. Schneijderberg/
Teichler 2013, S. 401; vgl. Kloke 2014, S. 333). Das
spricht dafür, dass der Qualitätssicherung von Berufungs-
verfahren von Universitäten eine hohe Relevanz beige-
messen wird und diese als Daueraufgabe betrachtet wird.
In Bezug auf ihre organisationale Verankerung innerhalb
der Hochschule zeigt sich, dass die Organisationseinhei-
ten für Berufungsmanagement mehrheitlich in der Zen-
tralen Universitätsverwaltung angesiedelt sind – dies
trifft auf 52% der Befragten (n = 91) zu. Die übrigen An-
teile entfallen auf eine Anbindung an das Präsidi -
um/Rektorat (15%), den*die Präsidenten*in/Rektor*in
(18%) oder an den*die Kanzler*in (12%) oder eine*n Vi-
zepräsident*in/Prorektor*in (3%). Wie diese Zahlen zei-
gen, findet eine Anbindung an die Hochschulleitung
somit sowohl über eine Zuordnung an den*die Hoch-
schulleiter*in (z.B. ‚Präsident*in‘) – also die Leitung des
wissenschaftlichen Betriebes – als auch an den*die Ver-
waltungsleiter*in (z.B. Kanzler*in) statt.
Bei einer Verortung in der Zentralen Universitätsverwal-
tung wurden die Befragten gebeten, ferner zu konkreti-
sieren, wo in der Zentralen Universitätsverwaltung ihre
Organisationseinheit angesiedelt ist. Hier zeigt sich, dass
– sofern eine Verortung der qualitätssichernden Instan-
zen in der Zentralen Universitätsverwaltung gegeben ist
(n = 47) – diese in 17% der Fälle in einer eigenen Abtei-
lung für Berufungen verfasst ist. Weitaus häufiger ist
dem gegenüber das Modell der Verortung in der Perso-
nalabteilung (51%). Ein Fünftel (21%) der Verortungen
in der Zentralen Universitätsverwaltung erfolgt in Form
einer Situierung in Abteilungen für Strategie- und Ent-
wicklungsplanung. 

3.3 Tätigkeitsprofile
Nach diesem Überblick über die organisationalen Struk-
turen der Stellen für Berufungsmanagement rückt nun
die Frage nach den konkreten Tätigkeiten der Beru-
fungsmanager*innen in den Mittelpunkt, um zu erfas-
sen, welche Aufgaben und Zuständigkeiten dieses Tätig-
keitsfeld konstituieren. Zur Darstellung der Tätigkeits -
profile wird zwischen drei Dimensionen differenziert:
Die konkreten Arten der Berufungsverfahren im Zustän-
digkeitsbereich der Berufungsmanager*innen; die Pha-
sen von Berufungsverfahren, in denen die Berufungsma-
nager*innen mitwirken; sowie ihre konkreten Aufgaben. 
Auf die Frage, mit welcher Art von Berufungsverfahren
die befragten Berufungsmanager*innen (n = 90) befasst
sind, gaben 99% Tenure-Track-Professuren und 93%
W2/W3-Professuren ohne Tenure-Track an. Aber auch
‚Gemeinsame Berufungen‘, Stiftungsprofessuren und
Verfahren mit Ausschreibungsverzicht wurden je von
mindestens vier von fünf Befragten angegeben. Dies
lässt – insbesondere vor dem Hintergrund, dass gerade
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die letztgenannten Verfahrensarten
seltener und an einigen Universitäten
gar nicht üblich sind – den Schluss zu,
dass das Gros der Berufungsmana -
ger*innen für alle Arten von Verfahren
an ihrer Universität zuständig ist. Eine
Spezialisierung auf eine spezifische
Art von Verfahren ist bei Tenure-
Track-Verfahren festzustellen, wie
auch die Webseitenanalyse bestätigt. 
Ein heterogeneres Bild hingegen zeich-
nen die Angaben zu den einzelnen
Phasen, in welche die Befragten in den
Berufungsverfahren involviert sind.
Auffällig hierbei ist zunächst, dass
viele der Befragten die absoluten Ska-
lenendpunkte (‚immer‘ und ‚nie‘)
wählten, was für klar definierte Ar-
beitsabläufe und Zuständigkeiten spricht. Dieser Befund
überrascht dahingehend, als dass die bisherige Forschung
das Berufsfeld der neuen Hochschulprofessionellen als
„durchaus […] diffus“ (Merkator et al. 2013, S. 101) cha-
rakterisiert. Abbildung 1 zeigt die Zuständigkeiten der
Berufungsmanager*innen in absteigender Häufigkeit von
‚immer‘ vorhandener Einbindung in die jeweilige Phase:
In vier Phasen ist über die Hälfte der Befragten ‚immer‘
involviert, wobei diese Phasen über den Verfahrensver-
lauf verteilt sind: Von der (Vorbereitung der) Freigabe der
Professur, über die Phase der Ausschreibung, die Ent-
scheidung der Universitätsleitung über den Berufungs-
vorschlag bis hin zu den Berufungsverhandlungen. Ein
heterogenes Bild hingegen zeigt sich bei der Frage nach
der Teilnahme an den Sitzungen der Berufungskommissi-
on: 46% der Befragten sind hier mindestens ‚gele-
gentlich‘ involviert, 40% hingegen ‚nie‘. Bei den
drei zuletzt dargestellten Phasen – der persönli-
chen Vorstellung der Bewerber*innen, der Ent-
scheidung über den Berufungsvorschlag in der Fa-
kultät sowie der aktiven Ansprache potentieller
Kandidat*innen – sind jeweils etwa zwei Drittel
der Befragten ‚nie‘ involviert. Allerdings ist festzu-
halten, dass selbst diese Phasen zumindest verein-
zelt fest in Zuständigkeitsgebiete einzelner Beru-
fungsmanager*innen fallen.
Auch bei der Frage nach ihren Aufgaben hatten
die Befragten die Möglichkeit, graduell abgestuft
anzugeben, wie zentral diese für ihre Stelle sind.
Abbildung 2 zeigt absteigend, welche Aufgaben
‚sehr‘ oder ‚eher‘ zentral für die Berufungsmana-
ger*innen sind. Hier zeigt sich, dass die eingangs
angeführte vom Wissenschaftsrat vorgenommene
Zweckbestimmung der Unterstützung der Hoch-
schulleitung in Berufungsangelegenheiten tat -
sächlich auch in der Praxis die Kernfunktion des
neuen Stellentypus darstellt. Für knapp 95% der
Stellen ist die Information und Beratung der
Hochschulleitung eine zentrale Aufgabe. Neben
der Bestätigung dieser Kernfunktion ist dieser Be-
fund in zwei weiteren Hinsichten interessant:
Zum einen weist er auf eine starke Ausrichtung
auf die Instanz der Hochschulleitung hin, die an
späterer Stelle noch vertiefend beleuchtet wird.

Zum anderen zeigt sich aber auch die grundsätzliche Be-
ratungs- (und Informations-)Funktion von Berufungs -
manager*innen. Denn auch die Beratung und Informa -
tion von Fakultäten und Dekanaten (83%) sowie Beru-
fungskommissionen (77%) ist in hohem Maß zentral für
die Stellen. Weniger häufig – aber immerhin in 48% der
Fälle – ist die Beratung und Information des akademi-
schen Senats eine zentrale Aufgabe der Berufungsmana-
ger*innen. 
Bei den nach Häufigkeit ihrer Nennung an zweiter und
dritter Stelle stehenden Aufgaben handelt es sich um die
Erarbeitung von Maßnahmen zur Prozessoptimierung in
Bezug auf Berufungsverfahren (87%) und die Erstellung
oder Überarbeitung von Instrumenten zur Qualitätssi-
cherung (z.B. Berufungsleitfäden, Checklisten, Vorlagen)

n = 90; Angaben in Prozent

Abb. 1: Zuständigkeit für verschiedene Phasen von Berufungsverfahren: „In
welche Phasen eines Berufungsverfahrens sind Sie involviert?“

n = 89; Angaben ‚sehr‘ oder ‚eher‘ zentral in Prozent

Abb. 2: Aufgaben: „Wie zentral sind die folgenden Aufgaben für
Ihre Stelle?“
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(85%). Dies verdeutlicht die Ausrichtung der Stellen auf
Qualitätssicherung, wobei zwei Ebenen unterschieden
werden können: Im Falle dieser beiden Aufgaben ist die
Qualitätssicherung einzelnen konkreten Verfahren über-
geordnet und damit auf einer konzeptionell höheren
Ebene angesiedelt. Dass die Funktion der Qualitätssi-
cherung auf Ebene der konkreten Berufungsverfahren je-
doch unterschiedlich in spezifische Aufgaben überführt
wird, zeigt die Varianz in der Zentralität für die Stellen
von Aufgaben, die dieser Ebene zugeordnet werden
können. Dazu zählen – in der Reihenfolge abnehmender
Bedeutung – die Klärung von rechtlichen Verfahrensfra-
gen (80%), die Prüfung möglicher Befangenheiten der
Verfahrensbeteiligten (72%) und die Prüfung des Aus-
schreibungstextes (71%) sowie die Sicherstellung der
Einhaltung der im Ausschreibungstext formulierten Kri-
terien (53%).
Unterschiede in Bezug auf die Ausgestaltung der Stellen
gibt es vor allem hinsichtlich der Zuständigkeit für be-
stimmte Kommunikationswege (vgl. Kühl 2011, S. 105-
107) und Aufgaben, die nicht unmittelbar auf die Durch-
führung von Berufungsverfahren bezogen sind. In Bezug
auf spezifische Kommunikationswege zeigt sich, dass
Berichterstattung gegenüber dem zuständigen Ministe-
rium für nicht einmal die Hälfte der Stelleninhaber*in -
nen (45%) eine zentrale Aufgabe ist, die Kommunikati-
on mit Bewerber*innen für ein gutes Drittel (36%), was
zeigt, dass die Stellen der Berufungsmanager*innen ten-
denziell eher weniger als externe Schnittstelle fungieren. 
In Bezug auf serviceorientierte Leistungen wie das On-
boarding neu berufener Professor*innen und Dual Ca-
reer Services lässt sich beobachten, dass diese ebenfalls
in verhältnismäßig geringerem Umfang (35% und 28%)
zu den zentralen Aufgaben der Befragten zählen. Aller-
dings gilt zu berücksichtigen, dass das der Ermittlung
der Grundgesamtheit, wie in Abschnitt 2.2 beschrieben,
zugrunde gelegte Verständnis von Berufungsverfahren
ein enges ist, nach welchem ein Berufungsverfahren mit
der Rufannahme als abgeschlossen betrachtet wird. Die
Webrecherche zeigte jedoch, dass oftmals Stellen spezi-
ell für Onboarding oder Dual Career in den Organisati-
onseinheiten für Berufungsangelegenheiten angelegt

sind; bei den hier abgebildeten Zuständigkeiten handelt
es sich nur um jene, die mit anderen Aufgaben in Stellen
für Qualitätssicherung und entscheidungsvorbereitende
Unterstützung von Berufungsverfahren zusammenge -
fasst sind.

3.4 Das berufliche Selbstverständnis der Berufungsma-
nager*innen
Wie eingangs dargelegt, ist die Zielsetzung dieser Studie
nicht lediglich, die Stellen für Qualitätssicherung in ihrer
organisationalen Verfasstheit und Ausgestaltung zu be-
schreiben, sondern darüber hinaus auch, das berufliche
Selbstverständnis der Stelleninhaber*innen zu explorie-
ren. Dieses wurde unter anderem anhand der Identifika-
tion mit idealtypischen Rollenmodellen erfasst und er-
laubt sowohl Einblicke in die Selbstkonzeption als auch
in die relationale Positionierung zu anderen Akteur*in -
nen und Instanzen. 
Erste Hinweise zum beruflichen Selbstverständnis der
Berufungsmanager*innen gewährt ein Blick auf die
Kenntnisse und Fähigkeiten, welche die Befragten für
die Erfüllung ihrer Funktion im Rahmen von Berufungs-
verfahren als wichtig erachten (Abb. 3). Operationali-
siert wurde dies über eine vierstufige Skala (0 = ‚gar
nicht wichtig‘ bis 3 = ‚sehr wichtig‘), wobei alle abge-
fragten Dimensionen im Mittel in der höheren Skalen-
hälfte verortet wurden. Dies ist nicht überraschend, da
die Formulierung der Dimensionen auf systematischen
Feldbeobachtungen beruht – im Falle dieser Frage nicht
nur auf den Beobachtungsprotokollen der Vorstudie,
sondern auch auf stichprobenartig gesammelten Stellen-
ausschreibungen aus dem Tätigkeitsfeld des Beru-
fungsmanagements.7 Bemerkenswerterweise sind es
keine Kompetenzen oder spezifische Kenntnisse, denen
die höchste Wichtigkeit beigemessen wird, sondern eine
Einstellung: Serviceorientierung. Diese wird dicht ge-
folgt von Beratungs- und kommunikativer Kompetenz.

n = 87; Arithmetisches Mittel (Skala: 0 = ‚gar nicht wichtig‘ … 3 = ‚sehr wichtig‘)

Abb. 3: Erforderliche Kenntnisse: „Wie wichtig sind die folgenden Fähigkeiten und Kenntnisse für die Erfüllung Ihrer
Funktion im Rahmen von Berufungsverfahren?“

7 Lediglich die Dimension „Verhandlungssichere Fremdsprachenkenntnisse“
wurde als Kontrollvariable ‚eingeschleust‘, um auf eine mögliche Inflation
bezüglich der Zuschreibung von Wichtigkeit zu prüfen. Wie sich jedoch
zeigt, erreicht diese Dimension auch tatsächlich mit 1,54 im Mittel den
niedrigsten Wert.
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Die wichtigsten Kenntnisse – so die aggregierte Ein-
schätzung – sind jene in Bezug auf die Universitätsver-
waltung.
In Einklang mit der beobachteten Ausrichtung auf Ser -
viceorientierung stehen die Befunde zu den Selbstkon-
zeptionen der Berufungsmanager*innen (n = 85). Abge-
fragt wurden diese über sechs auf Basis der qualitativen
Vorstudie entwickelte Rollenmodelle, bei denen jeweils
ein Modus (Beratung, Unterstützung, Überwachung,
Vermittlung, Interessensvertretung) mit einem Bezugs-
punkt (andere Akteur*innen oder Überparteilichkeit)
verknüpft ist. Die über eine fünfstufige Skala erfasste
Identifikation mit diesen Rollenmodellen offenbart
dabei zunächst in der Aufaddierung der Identifikations-
quoten, dass die Rollenmodelle nicht als disjunkt ver-
standen werden; die Berufungsmanager*innen also
mehrdimensionale Rollenverständnisse von sich haben.
Die höchste absolute (= ‚stimme voll zu‘) Identifikation
entfällt mit je 60% auf die beratende und die unterstüt-
zende Funktion: „Ich berate die Berufungskommission“
und „Ich unterstütze Fakultäten und Dekanate bei der
Durchführung von Berufungsverfahren“. Deutlich
schwächer verbreitet mit nur 7% absoluter Identifikati-
on zeigt sich hingegen die Rolle 
‚Interessensvertretung der Bewer -
ber*innen‘. Hier zeigt sich also, dass
die Organisation für das professio-
nelle Selbstverständnis der Beru-
fungsmanager*innen zentral ist.
Um jedoch die Nuancierung der
Identifikation mit abzubilden, kann
auch hier das Maß der gemittelten
Zustimmung zu den Items angelegt
werden, wobei der Wert 0 ‚trifft gar
nicht zu‘ und der Wert 4 ‚trifft voll
zu‘ entspricht. Wird dieses Maß an-
gewandt, werden die beiden Rollen-
modelle mit der höchsten absoluten
Zustimmung von einem anderen
überholt: Die höchste gemittelte Zu-
stimmung entfällt mit einem Wert
von 3,34 auf „Im Berufungsverfahren

vertrete ich die Interessen der Universitätsleitung“. Abbil-
dung 4 zeigt eine vollständige Übersicht über die gemit-
telten Identifikationen. 
Auch auf Basis dieser Darstellung der erhobenen Daten
zeigt sich ein starker Bezug der Berufungsmanager*in -
nen auf Akteur*innen der eigenen Organisation. Um
diese genauer zu untersuchen, wurde zudem erhoben,
wem sich die Befragten bei der Wahrnehmung ihrer
Funktion besonders verpflichtet fühlen (Abb. 5). Als
zentraler Bezugspunkt zeigte sich auch hier die Univer-
sitätsleitung – ihr gegenüber fühlen sich 80% der Befrag-
ten besonders verbunden, der Berufungskommission ge-
genüber beispielsweise hingegen nur 19%. 

3.5 Zwischen Misstrauen und Akzeptanz
Der letzte Aspekt, auf den ich im Rahmen dieser Explo-
ration des neuen Stellentypus ‚Berufungsmanager*in‘
eingehen möchte, betrifft die Frage nach dessen Akzep-
tanz durch andere Akteur*innen. Für Vertreter*innen der
Hochschulprofessionellen und im Hochschulmanage-
ment Tätigen zeichnet die Literatur hier eine durchaus
nicht wenig heikle Konstellation: Eigentlich darauf aus-
gerichtet, die Wissenschaft in der Bearbeitung steigen-

n = 85; Arithmetisches Mittel (Skala: 0 = trifft gar nicht zu … 4 = trifft voll zu) 

Abb. 4: Rollenverständnisse: „In welchem Maße treffen folgende Aussagen auf Sie zu?“

n = 86; Angaben in Prozent

Abb. 5: Verpflichtung: „Wem gegenüber fühlen Sie sich bei der Wahrneh-
mung Ihrer Funktion besonders verpflichtet? [Bis zu drei Nennungen
möglich]“
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der Umwelterwartungen zu unterstützen, werden diese
von Wissenschaftler*innen „häufig als Agenten dieser
neuen, also zusätzlichen und damit nicht selten als hin-
derlich empfundenen Anforderungen wahrgenommen“
(Pasternack 2019, S. 24). Empirische Untersuchungen
verweisen für die Hochschulprofessionellen sowohl auf
eine Divergenz hinsichtlich ihrer Selbst- und Fremd-
wahrnehmung (vgl. Schneijderberg/Teichler 2013, S.
392-394), als auch hinsichtlich der Akzeptanz durch ver-
schiedene Akteursgruppen (vgl. Schneijderberg/Schnei-
der 2013, S. 259-261), wobei insbesondere Profes -
sor*innen weniger positive Einschätzungen vertreten. 
Dass auch die Akzeptanz von Berufungsmanager*innen
nicht unhinterfragt vorauszusetzen ist, wurde bereits im
Rahmen der Vorstudie deutlich, als Berufungsmana -
ger*innen Ausdrücke wie ‚Spitzel‘ oder ‚Spion‘ als
Fremdzuschreibung an ihre funktionale Rolle anführten.
In Bezug auf diese Fremdwahrnehmung als ‚Spitzel der
Hochschulleitung‘ konnten zwei forschungsleitende An-
nahmen formuliert werden: Zum einen, dass die Fremd-
wahrnehmung – und damit auch die Akzeptanz – dieser
neuen Funktion in Hinblick auf Akteursgruppen zu diffe-
renzieren ist: Während die Zuschreibung ‚Spitzel der
Hochschulleitung‘ durch (professorale) Berufungskom-
missionsmitglieder auf Misstrauen und einen Mangel an
Akzeptanz schließen lässt, kann davon ausgegangen
werden, dass die Hochschulleitung selbst eine andere
Deutung vertritt. Dies führt mich zu der zweiten for-
schungsleitenden Annahme, dass sich die in der Zweck-
bestimmung der Funktion ‚Berufungsbeauftragte‘ ange-
legte Relationalität8 sowohl in deren eigenen Perspekti-
ve – hier operationalisiert als ihr berufliches Selbstver-
ständnis – als auch in der Perspektive, die andere Ak-
teur*innen auf sie haben, niederschlägt und sich somit
auch auf die Akzeptanz der Funktion auswirkt. Bezogen
auf das berufliche Selbstverständnis konnte eine starke
Ausrichtung der Berufungsmanager*innen an der Hoch-
schulleitung bereits wie oben dargelegt empirisch be-
stätigt werden. Im Folgenden wird ergänzend geprüft,
ob sich dies auch in einer hohen Akzeptanz der Funktion
durch die Hochschulleitung widerspiegelt.
Ausgehend von der zuvor beschriebenen Beobachtung,
dass eine Akzeptanz der Funktion ‚Berufungsmana -
ger*in‘ nicht a priori vorauszusetzen ist, wurden die Be-
fragten (n = 85) gebeten, sich zu der Aussage „Ich
muss(te) mir Vertrauen erst aktiv erarbeiten“ zu positio-
nieren. Die gegebenen Antworten bestätigen die for-
schungsleitende Annahme: Nur auf 15% trifft diese Aus-
sage ‚gar nicht‘ oder ‚weniger‘ zu; auf knapp die Hälfte
(47%) hingegen ‚voll‘ oder ‚überwiegend‘. 
Befragte, auf welche die Aussage „Ich muss(te) mir Ver-
trauen erst aktiv erarbeiten“ zumindest ‚teilweise‘ zutraf
(n = 72), wurden ferner gebeten, zu konkretisieren, wes-
sen Vertrauen erarbeitet werden muss(te), wobei sich
die vermutete Tendenz bestätigte: Bei den beiden meist-
genannten Instanzen handelt es sich um die Dekana -
te/Fakultäten (55%) und um Berufungskommissionsvor-
sitzende (40%).
Bei ‚Vertrauen‘ handelt es sich um ein mehrdimensiona-
les Konstrukt (vgl. Dietz et al 2006); im Kontext der vor-
liegenden Untersuchung mit einem Fokus auf professio-
nellem Handeln wird das Vertrauen in die nicht-profes-

soralen Berufungsbeauftragten über die Frage nach der
Inanspruchnahme ihrer Expertise operationalisiert. Da -
mit werden die beiden zentralen Dimensionen von Ver-
trauen – Kompetenzvertrauen und Goodwillvertrauen
(auch „benevolence“ (Mayer/Davis 1999, S. 124)) (vgl.
Niemann 2013, S. 30) – abgedeckt: Während das Ver-
trauen in die Kompetenz vor allem auf der Sachebene
liegt, bezieht sich das Goodwillvertrauen auf die Zu-
schreibung guter Absichten auf der Sozialebene – eine
wichtige Voraussetzung dafür, dass die Expertise der Be-
rufungsmanager*innen auch angenommen wird. Opera-
tionalisiert und damit indirekt abgefragt wurden diese
beiden Dimensionen noch einmal spezifisch in Bezug auf
zwei Akteur*innen, die aufgrund der oben geschilderten
Beobachtungen als Polarität vermutet wurden: die
Hochschulleitung und (professorale) Berufungskommis-
sionsvorsitzende. Zwar spiegelt sich das vermutete Ge-
fälle im entgegengebrachten Vertrauen (häufiger durch
die Hochschulleitung, weniger häufig durch die Beru-
fungskommissionsvorsitzenden) in den Ergebnissen
wider, jedoch nur schwach ausgeprägt und das auf
einem insgesamt hohen Niveau: 79% der Befragten
stimmen der Aussage „Bei Problemen werde ich von der
Berufungskommission (bzw. ihrem Vorsitz) um Rat ge-
fragt“ ‚voll‘ oder ‚überwiegend‘ zu; der Aussage „Die
Universitätsleitung vertraut auf meine Ratschläge“ sogar
87% (je bei n = 85).
Auch in Bezug auf die Frage nach der Einschätzung der
Akzeptanz ihrer Tätigkeit seitens verschiedener Ak -
teur*innen, zeichnet sich ein positives Bild. Während die
zuvor akteursspezifisch abgefragte ‚Vertrauenserarbei-
tung‘ prozesshaften Charakter aufweist, kann die folgen-
de Abbildung 6 vielmehr einen Ist-Stand der Akzeptanz
abbilden, in den die erfolgreich geleistete Vertrauensar-
beit resultiert.
Da die Abfrage dieser Dimension über eine Batterie er-
folgte, die es den Befragten erlaubt, die Frage nach der
Akzeptanz seitens einzelner Instanzen oder Akteurs-
gruppen als für sie nicht beantwortbar zu kennzeichnen,
sind die Werte untereinander vergleichbar. Insgesamt
zeigt sich, dass es um die (durch sie selbst wahrgenom-
mene) Akzeptanz der Tätigkeit der Berufungsmana -
ger*innen insgesamt (sehr) gut bestellt ist. Wie aufgrund
der zuvor dargelegten Befunde zu vermuten, tritt auch
hier das den Stellentypus charakterisierende (gute) Ver-
hältnis zur Universitätsleitung zu Tage: Dieser wird – ge-
mittelt auf einer Skala von 0 (‚keine Akzeptanz‘) bis 4
(‚sehr hohe Akzeptanz‘) – mit 3,59 die höchste Akzep-
tanz der eigenen Tätigkeit zugeschrieben. Die auf die
Universitätsleitung folgenden Akteur*innen weisen – mit
nur geringen Abstufungen – ähnlich gute Akzeptanzzu-
schreibungen auf. Die einzige Instanz, deren Akzeptanz
im Mittel schwächer als 3 (‚eher hoch‘) eingeschätzt
wurde, sind Fakultätsräte mit einem Wert von 2,76. An-
gesichts dieser insgesamt hohen Akzeptanzwerte lässt
sich konstatieren, dass der durch die Notwendigkeit,

8 Diese Relationalität findet sich in der durch den Wissenschaftsrat formu-
lierten Zweckbestimmung, „[d]ie Aufgaben eines Berufungsbeauftragten
sollten u. a. darin bestehen, stellvertretend für die Hochschulleitung die
Verantwortung für den sachgerechten und reibungslosen Verfahrenslauf zu
übernehmen“ (Wissenschaftsrat 2005, S. 5; Hervorh. A. G.); die Funktion
wird also direkt in Relationalität zur Hochschulleitung bestimmt.
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sich Vertrauen erst erarbeiten zu müssen, gekennzeich-
nete Etablierungsprozess des Stellentypus von dem Gros
der Befragten erfolgreich durchstanden werden konnte:
Das heißt, dass es den Befragten gelungen ist, für ihre
Tätigkeit und damit den Stellentypus bei fast allen Be-
zugsakteur*innen Anerkennung zu finden.

4. Diskussion und Resümee
Mit der vorliegenden Studie konnten umfassende Er-
kenntnisse zu Stellen im Berufungsmanagement an
deutschen Universitäten gewonnen werden. Dabei zeig-
te sich, dass die Berufungsmanager*innen und ihre Stel-
len in vielerlei Hinsicht den in der Literatur beschriebe-
nen Merkmalen von ‚Hochschulprofessionellen‘ bezie-
hungsweise im Hochschulmanagement Tätigen entspre-
chen. Ein Beispiel hierfür ist die starke Identifikation der
Berufungsmanager*innen mit ihrer Organisation: Auf der
Ebene der Stellenbezeichnung wird dies in der häufigen
Bezugnahme auf die Organisationseinheiten deutlich;
auf der Ebene der gefühlten Verpflichtung und der er-
fahrenen Akzeptanz im starken Bezug auf die Univer-
sitätsleitung, welcher sich auch auf der Ebene der orga-
nisationalen Anbindung findet. Die hohe Bedeutung der
eigenen Organisation als Referenzpunkt professionellen
Handelns wird in der Literatur als ein wesentliches
Merkmal der ‚neuen Professionellen‘ diskutiert, deren
„organisationale Professionalität […] eng an die Ziele
und Hierarchien der eigenen Organisation gebunden“
(Kloke 2014, S. 222) ist. Wie gezeigt, spiegelt sich dies
bei den Berufungsmanager*innen vor allem in einem
engen Verhältnis zur Hochschulleitung. Dem gegenüber
gab nicht ein*e Befragte*r an, sich bei der Wahrneh-
mung ihrer Funktion besonders dem Mittelbau oder den
Studierenden verpflichtet zu fühlen.
Die von den Berufungsmanager*innen wahrgenomme-
nen Aufgaben sind vielfältig. Als Kernelemente treten vor
allem eine Beratungs- und Informationsfunktion (insbe-
sondere gegenüber der Universitätsleitung) hervor. Ein
Schwerpunkt dabei liegt auf der Klärung juristischer (Ver-
fahrens-)Fragen. Ein besonderes Charakteristikum der
Berufungsmanager*innen ist ihre fachliche Verankerung
in den Sozialwissenschaften, insbesondere in den Rechts-
und Verwaltungswissenschaften. Da mit weisen sie eine

deutliche einschlägigere diszi-
plinäre Verankerung auf als Hoch-
schulprofessionelle im Allgemei-
nen. Vor diesem Hintergrund
könnte vermutet werden, dass
der Karriereweg ins Berufungs -
management weniger als „second
best-Option“ (Nickel 2011b, S.
33) zu verstehen ist, als dies in
Bezug auf Stellen im Hoch-
schulmanagement allgemein be-
zogen gelten mag (vgl. Giesel-
mann/Becker 2018b, S. 100).
Dies könnte bedeuten, dass Be -
rufungs manager*innen perspekti-
visch vielleicht länger auf ihren
Stellen bleiben, anstatt angesichts
der kaum vorhandenen Aufstiegs-

möglichkeiten im Hochschulmanagement in andere Be-
reiche zu ‚springen‘ (vgl. Nickel 2011a, S. 13). Zur Unter-
suchung dieses Sachverhaltshalts können zukünftige
Längsschnittuntersuchungen des Feldes beitragen.
Abschließend kann festgehalten werden, dass die be-
fragten Berufungsmanager*innen bekunden, nicht selten
aktiv Vertrauen in sich und ihre Tätigkeit herstellen zu
müssen – insbesondere gegenüber dezentralen Instan-
zen und professoralem Personal. Sie sehen sich damit
einer Herausforderung gegenüber, wie sie auch anderen-
orts für neue Stellen im Hochschulmanagement besteht.
Allerdings ist zu betonen, dass es den Berufungsmana-
ger*innen zu gelingen scheint, Vertrauen in sich und ihr
Tun herzustellen. Davon zeugt nicht nur die Einschät-
zung der Akzeptanz der eigenen Tätigkeit durch andere
Akteur*innen, sondern auch, dass knapp drei Viertel der
Befragten angeben, bei Problemen von der Berufungs-
kommission (bzw. ihrem Vorsitz) um Rat gefragt zu wer-
den. Das heißt, dass die Berufungsmanager*innen als
Ansprechpartner*innen für Fragen zu Berufungsangele-
genheiten anerkannt sind. Dies bedeutet, dass nicht nur
in ihre Expertise, sondern auch in sie selbst Vertrauen
besteht. Auch hier böte sich eine nachfolgende Untersu-
chung an, um die Nachhaltigkeit und Stabilität dieser
Akzeptanzentwicklung zu prüfen. 
Die hier vorgelegten Ergebnisse müssen vor dem Hinter-
grund betrachtet werden, dass – obschon als Vollerhe-
bung konzipiert – es sich bei der zugrundeliegenden Be-
fragung nicht um eine tatsächliche Vollerhebung han-
delt; eine entsprechende Erwartungshaltung wäre auch
nicht realistisch gewesen. Die sich hieraus ergebenen
methodischen Limitationen hinsichtlich der Repräsenta-
tivität lassen sich aber vor dem Hintergrund der Rück-
laufquote relativieren, zumal die Ergebnisse der Erhe-
bung auch mit den Resultaten der qualitativen Vorstudie
kongruent sind.
Somit zeigt sich vor dem Hintergrund der Ergebnisse
dieser Studie, dass der von mir verwendete Begriff ‚Be-
rufungsmanager*innen‘ für den neuen Stellentypus –
obwohl so in der Praxis bislang nicht verbreitet – als an-
gemessene Bezeichnung gelten darf. Dies kann zum
einen mit der Begriffssetzung ‚Berufungsmanagement‘
für das Tätigkeitsfeld als solches aus diesem selbst her-
aus begründet werden, die insbesondere dahingehend

Bereinigt um Angabe „nicht beantwortbar“, daher n = 18 bis n = 82); Arithmetisches Mittel (Skala: 0 = ‚keine
Akzeptanz‘ … 4 = ‚sehr hoch‘)

Abb. 6: Akzeptanz der Tätigkeit: „Wie hoch schätzen Sie die Akzeptanz Ihrer
Tätigkeit ein?“
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bemerkenswert ist, dass der (alltagsweltliche) Bedeu-
tungshorizont von ‚Management‘ potentielle oder
tatsächliche Konfliktlinien zwischen diesem Feld und
der Domäne der Wissenschaft möglicherweise eher ver-
härtet, denn Ressentiments abbaut. Auf deskriptiver
Ebene lässt sich die Begriffswahl von ‚Berufungsmana-
ger*in‘ für den neuen Stellentypus jedoch gut in den
Forschungsstand der Hochschulforschung und ihre Se-
mantik integrieren: So ist ‚Management‘ im Kontext des
Hochschulmanagements keinesfalls „im engen Sinne als
das Leiten oder Steuern eines Arbeitsbereiches zu ver-
stehen, sondern im weiteren Sinne als die aktive Gestal-
tung eines spezifischen Aufgabenfeldes“ (Nickel 2011a,
S. 10). Dabei zeichnet sich das Hochschulmanagement
nicht durch „autonomes Entscheiden […] sondern vor
allem durch intensive Beratung und Koordination der
unterschiedlichen Interessensgruppen an Hochschulen“
(Krücken et al. 2010, S. 238) aus. Berufungsmana -
ger*innen sichern die Verfahrensqualität von Beru-
fungsverfahren und unterstützen entscheidungsvorbe-
reitend verschiedene in den Auswahlprozess involvierte
Instanzen und Akteur*innen. Versteht man ‚Manage-
ment‘ als „zielgebundenes Steuerungshandeln“ (Paster-
nack et al. 2018, S. 90) so trifft dies, was die Beru-
fungsmanager*innen – gemäß ihrer Zweckbestimmung
– für Berufungsverfahren leisten.
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1. Einleitung

Das projektförmige Arbeiten im Kontext der Organisati-
ons- und Lehrentwicklung wird an Hochschulen in den
nächsten Jahren erwartbar noch weiter an Bedeutung
gewinnen, werden doch Mittel wie die der neu gegrün-
deten Stiftung Innovation in der Hochschullehre oder
spezifischer Einrichtungen einzelner Bundesländer (wie
der Digitalen Hochschule NRW) meist als Projektförde-
rung vergeben. Vor diesem Hintergrund wird an vielen
Hochschulen weiterhin die Notwendigkeit bestehen,
das Management insbesondere hochschulweiter Verän-
derungsprojekte zu professionalisieren. Hierzu gehören
zahlreiche miteinander verzahnte Teilaufgaben, wie z.B.
eine profunde Kontextanalyse, die Formulierung klarer
Ziele und konkreter Aufgaben, die Planung zeitlicher
Abläufe sowie personeller und finanzieller Ressourcen
und nicht zuletzt die Steuerung des laufenden Projekts
inklusive Projektcontrolling und Anpassung an unvor-
hergesehene Effekte (Boentert 2017). Oft ist die Zeit für
die Projektplanung bei Drittmittelfinanzierungen durch
enge Antragsfristen limitiert, so dass ein Teilbereich des
Projektmanagements, der gerade in großen Verände-
rungsprojekten den Projekterfolg maßgeblich beeinflusst
(Sonntag/Stegmaier/Michel 2008; Greiner 2014), in die-
ser Phase nicht selten in Vergessenheit gerät: die Pro-
jektkommunikation. 
Wenn das Projekt erfolgreich eingeworben wurde, rich-
tet sich die Aufmerksamkeit der Projektleitung meist auf
die Suche nach qualifiziertem Projektpersonal, häufig
werden noch „irgendwie“ die Hochschulgremien über
den Projektstart informiert – und dann beginnt mög-
lichst schnell die inhaltliche Projektarbeit. Welche
Hochschulakteure aber eigentlich welche Informationen
wie erfahren sollten, welche Botschaft wann über wel-

ches Medium transportiert werden soll, wird nicht sel-
ten erst dann im Projektteam oder Lenkungsausschuss
erörtert, wenn sich einflussreiche Stakeholder über ihre
fehlende Einbindung beschweren oder es dem Projekt-
team nicht gelingt, in dem gewünschten Maße Hoch-
schulmitglieder für Projektaktivitäten zu gewinnen. Dies
führt zu einer für viele Veränderungsprojekte charakte -
ris tischen, anlassgesteuerten Ad-hoc-Kommunikation,
die für die handelnden Akteure oft anstrengend, mitun-
ter sogar belastend ist. Als Alternative hierzu wird im
Folgenden ein Ansatz für eine professionelle(re) Projekt-
kommunikation vorgeschlagen, der aus der Kombinati-
on zweier Planungslogiken abgeleitet wird: 
• Aus einem in der anwendungsbezogenen Literatur zur

integrierten Unternehmenskommunikation (IUK) vor-
geschlagenen Schema zur Ordnung von Kommunikati-
onszielen, -aussagen und -instrumenten (Bruhn 2014,
S. 261-294; Bruhn 2016) werden die Bausteine „strate-
gische Positionierung“ und „kommunikative Leitidee“
sowie der Vorschlag zur Erstellung eines Aussagen- und
Kommunikationsmittelkatalogs herausgelöst. 

• Diese werden mit dem Instrument der Balanced Score-
card verknüpft, in dem die zielgruppenspezifische Pla-
nung der Kommunikationsmaßnahmen stattfindet.
Durch die Nutzung der Scorecard wird sichergestellt,
dass die Projektkommunikation eng an die Ziele und
Zielgruppen des Projektes angebunden ist und selbst-
verständlicher Bestandteil der Projektdurchführung
wird. Die Nutzung einzelner Elemente aus der IUK ge-
währleistet zugleich die Einheitlichkeit und Wider-
spruchsfreiheit der Projektkommunikation. 

Letztlich ergeben sich in deren Kombination vier inhalt-
lich miteinander verschränkte Aufgaben, die im Folgen-
den genauer beschrieben werden: (1) Die Entwicklung
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einer strategischen Positionie-
rung und kommunikativen
Leitidee, (2) die zielgruppen-
spezifische Entwicklung von
Kommunikationsmaßnahmen,
(3) die Festlegung der Kom-
munikationsmittel zur Umset-
zung der Maßnahmen und (4)
die Bildung eines Aussagenka-
taloges zur inhaltlichen Aus-
gestaltung der Maßnahmen.
In einem abschließenden Ka-
pitel wird die Systematik kurz
zusammengefasst. Beide zu -
nächst mit Blick auf Unterneh-
men entwickelten Planungslo-
giken sind, wie im Folgenden anhand des lehrbezogenen
Veränderungsprojekts „Wandel bewegt“ (Laufzeit 2011
bis 2021) an der FH Münster gezeigt wird, in Hochschu-
len nutzbar. Im Projekt „Wandel bewegt“, dessen zen-
trale Zielgruppe hauptamtlich Lehrende waren, wurde
diese Systematik noch nicht vollständig umgesetzt. Das
im Folgenden genutzte Beispiel wurde daher teilweise
als Lernergebnis der mehrjährigen Projektarbeit ex post
entwickelt.1
Auf den ersten Blick mag eine solcherart systematisch
gestaltete Projektkommunikation nicht nur zeitlich, son-
dern schon allein durch das hierfür zuständige Personal
auch finanziell aufwändig erscheinen. Dem steht jedoch
die zu erwartende Reduktion der gern übersehenen
Transaktionskosten gegenüber, d.h. eine Verringerung
des Aufwands, der im Hintergrund der eigentlichen Pro-
jektarbeit für deren Koordination anfällt, für die Be-
schaffung von Informationen auf Seiten der verschiede-
nen Projektbeteiligten – und häufig eben auch für die
Schlichtung von Konflikten, die vielfach aus ungenügen-
der Kommunikation resultieren. 

2. Strategische Positionierung und 
kommunikative Leitidee formulieren

Beide Elemente – strategische Positionierung und kom-
munikative Leitidee – werden in der integrierten Unter-
nehmenskommunikation als Ausgangspunkt zur hierar-
chischen Entwicklung einer Ziel-, Aussagen- und Instru-
mentenhierarchie benutzt (s. Abb. 1). Auch mit Blick auf
die hochschulische Projektkommunikation zwingt dieser
erste Arbeitsschritt gewissermaßen dazu, das umzuset-
zende Projekt als Ganzes auf seine Kommunizierbarkeit
zu prüfen bzw. diese durch entsprechende Formulierun-
gen herzustellen. 
Die strategische Positionierung dient „der Verankerung
des Unternehmens bzw. Bezugsobjekts im Bewusstsein
der Rezipienten und beinhaltet somit das Oberziel der
Kommunikation“ (Bruhn 2016, S. 118; zu verschiedenen
Positionierungsstrategien z.B. Fuchs/Unger 2014, S.
144-155). Sie wird als „Soll-Bild“ formuliert, „das eine
Unternehmung von sich, einer Marke oder einem Pro-
dukt im Bewusstsein der Nachfrager verankern will.“
(Bruhn 2014, S. 266) Idealtypisch zeichnet sich die stra-
tegische Positionierung durch acht Merkmale aus (Bruhn
2014, S. 266f.): 

(1) Ihre übergreifende Verhaltensrelevanz für alle Ziel-
gruppen; 

(2) ihre Konzentration auf wenige und wichtige Merk-
male; 

(3) ihre Fähigkeit, das Unternehmen von Wettbewer -
bern unterscheidbar zu machen; 

(4) ihre langfristige Gültigkeit; 
(5) ihre Zukunftsorientierung; 
(6) ihre Flexibilität, d.h. die Fähigkeit, sie an veränderte

Umweltbedingungen anpassen zu können; 
(7) ihre Kontinuität, d.h. das Vorhandensein eines un-

veränderbaren Kerns; 
(8) ihre Operationalisierbarkeit in konkrete Kommunika-

tionsbotschaften. 

Mit Blick auf Projekte in Hochschulen sollte die strategi-
sche Positionierung auf Basis der zentralen Anliegen
oder Ziele des jeweiligen Projekts definiert werden, die
üblicherweise bereits im Zuge der Antragsstellung for-
muliert worden sind und im besten Fall gewisse Spiel-
räume zur Anpassung an zukünftige Entwicklungen bie-
ten. So ließ sich z.B. die strategische Positionierung des
lehrbezogenen Veränderungsprojekts „Wandel bewegt“
an der FH Münster aus dem Projektantrag wie folgt ver-
dichten: „Die FH Münster strebt fachbereichsübergrei-
fend nach einer neuen Lehr- und Lernkultur, die sich
durch eine überzeugende Kompetenzorientierung in
den Bereichen Lehren, Prüfen, Beraten und Betreuen
auszeichnet. Dazu bieten wir eine individuelle, bedarfs -
orientierte didaktische Beratung und Qualifizierung und
fördern Lehrinnovationen in den Fachbereichen.“ 
Die strategische Positionierung sollte sodann in eine
kompakte kommunikative Leitidee (auch: „Kernaussa-
ge“, „Kernbotschaft“) übersetzt werden. Mit ihr können
die Inhalte der Positionierung leicht verständlich und ef-
fektiv an die Zielgruppen transportiert werden (Bruhn

Quelle: Bruhn 2014, S. 294.

Abb. 1: Vertikale und horizontale Ordnung der Inhalte der Integrierten Kommunikation

1 Mit dem in der ersten Förderperiode des „Qualitätspaktes Lehre“ (QPL)
ini tiierten Projekt „Wandel bewegt 1.0“ (Laufzeit: 2011-2016) hat die FH
Münster sich zum Ziel gesetzt, ihre Lehr-/Lernkultur kompetenzorientiert
zu verändern. Im Erstantrag wird formuliert: „Ziel des Programms ist es,
den Studienerfolg unserer Studierenden unter den Bedingungen einer mo-
dernen Berufs- und Arbeitswelt zu garantieren. Dazu muss es zu einem
nachhaltigen Wandel der Lehr-/Lernkultur kommen, bei dem ein kompe-
tenzorientiertes Lehren und Prüfen von einer angemessenen Beratung und
Betreuung begleitet werden.“ Mit dem Folgeprojekt „Wandel bewegt 2.0“
(Laufzeit: 2016-2021) wurde dieser Veränderungsprozess fortgeführt, aus-
gebaut und ausdifferenziert.
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2014, S. 266). Sie enthält eine Antwort auf eine oder
mehrere der Fragen 
• „Was wollen wir?“, 
• „Wer oder was sind wir?“, 
• „Was haben wir anzubieten?“ 
und kann – muss aber nicht – bereits so formuliert sein,
dass sie als Slogan für die Projektkommunikation nutzbar
ist. Für das lehrbezogene Veränderungsprojekt „Wandel
bewegt“ hätte die kommunikative Leitidee beispielsweise
lauten können: „Wir sind in der Hochschullehre experi-
mentierfreudig, hinterfragen unsere Lehrangebote selbst-
kritisch und suchen gemeinsam nach neuen Wegen, um
unseren Studierenden die bestmöglichen Voraussetzun-
gen für ertragreiche Lernprozesse zu bieten.“ 
In der weiteren Planungsarbeit dient die strategische
Positionierung der Plausibilitätsprüfung und Schärfung
der Kommunikationsmaßnahmen (s. Abschnitt 3). Die
kommunikative Leitidee begrenzt den inhaltlichen Kor-
ridor für das zu entwickelnde Aussagensystem (s. Ab-
schnitt 5). Um einen hohen Wiedererkennungswert der
Projektkommunikation und die Zuordnung verschiede-
ner Maßnahmen zu der gesamten Initiative zu erleich-
tern, empfiehlt sich zudem die Verständigung auf ge-
meinsame, hochschulweite Designvorgaben berücksich-
tigende Gestaltungsprinzipien, wie z.B. ein Projektlogo,
bestimmte Schrifttypen oder Farben. 

3. Kommunikationsmaßnahmen mit einer
Scorecard planen

Durch die Planung der Projektkommunikation im Rah-
men einer Projekt-Scorecard lässt sich die Wahrschein-
lichkeit erhöhen, dass Kommunikationsmaßnahmen
tatsächlich auf die Projektziele einzahlen und die Pro-
jektzielgruppen wie gewünscht adressiert werden. Als
Kommunikationsmaßnahmen werden hier bewusst
„sämtliche Aktivitäten [verstanden], die […] zur Errei-
chung kommunikativer Zielsetzungen eingesetzt wer-
den.“ (Bruhn 2015, S. 7) 
Die ursprünglich für die strategische Unternehmens-
steuerung konzipierte Balanced Scorecard beleuchtet
Organisationen aus vier Perspektiven: Finanzen, Kun-
den, Prozesse, Potenziale (grundlegend Kaplan/Norton
1997). Im Rahmen der strategischen Planung werden ty-
pischerweise mindestens fünf Schritte durchlaufen: 
(1) In jeder Perspektive werden zunächst übergreifende

strategische Ziele festgelegt, die 
(2) in konkrete Ziele heruntergebrochen werden, für die

anschließend 
(3) messbare Leistungskennzahlen und darauf bezogene 
(4) Zielvorgaben definiert werden, aus denen 
(5) Handlungsprogramme für bestimmte Organisations-

bereiche oder Akteure abgeleitet werden.

Im Hochschulwesen finden üblicherweise modifizierte
Varianten der Ursprungsversion von Kaplan und Norton
Verwendung (Scheytt 2007; Kohlstock 2009; für ein
konkretes Beispiel Von Lojewski/Boentert 2009; Boen-
tert 2021). Um das Instrument für die Projektsteuerung
in Hochschulen nutzen zu können, müssen zunächst an-
dere Perspektiven definiert werden. Dies können zum
Beispiel die zentralen strategischen Projektziele sein,

denen dann jeweils konkretere Ziele und Maßnahmen
(Teilprojekte oder konkrete Projektaktivitäten) zugeord-
net werden (s. Tab. 1, weiße Spalten). Im Rahmen der
Kommunikationsplanung werden schließlich die oben
genannten Schritte 2 bis 5 für den Bereich der Projekt-
kommunikation wiederholt (zu diesem Vorgehen
grundsätzlich Sass/Zerfaß 2016; Zerfaß/Volk 2019, S.
182-186). Auf diese Weise wird der sonst häufig nur
vage mitgedachte Zusammenhang zwischen den Pro-
jektzielen und konkreten Maßnahmen der Projektkom-
munikation explizit hergestellt. Als solche gelten dabei
sowohl Projektmaßnahmen, die originär oder ganz über-
wiegend kommunikativer Natur sind, als auch Kommu-
nikationsmaßnahmen, die zur Unterstützung der weite-
ren Ziele und Maßnahmen des Projektes sinnvoll sind.
Alle Kommunikationsmaßnahmen werden sinnvoller-
weise im Projektteam oder gemeinsam mit dem Len-
kungsausschuss festgelegt und in der Scorecard konkre-
tisiert. Je nach Projektkontext und personellen Kapazitä-
ten für das Projektmanagement kann sich auch eine
Quantifizierung der Kommunikationsziele anbieten, z.B.
„25% Rücklaufquote (Bestellungen) innerhalb von vier
Wochen bei einer Mailing-Aktion zur Bewerbung des
Bandes 10 der Buchreihe ,Werkstattberichte‘.“ 
Die Zielgruppen der Projektkommunikation sind in die-
ser Logik zunächst identisch mit der (den) Zielgruppe(n)
des Projekts (s. Tab. 1, Spalte D) und werden ggf. je nach
Kommunikationsmaßnahme ausdifferenziert (s. Tab. 1,
Spalte J). Im Projekt „Wandel bewegt“ waren die haupt-
amtlich Lehrenden der Hochschule die Zielgruppe (zu
Beginn des Projekts: 280 Personen). Je nach Projekt-
bzw. Kommunikationsmaßnahme wurden diese entwe-
der in ihrer Gesamtheit adressiert oder einzelne Teil-
mengen (z.B. Neuberufene) fokussiert. In Projekten, in
denen mehr als eine Zielgruppe relevant ist (z.B. Studie-
rende und die allgemeine Öffentlichkeit), kann die
Scorecard (Spalten D und/oder J) entsprechend erwei-
tert werden. Hinsichtlich der Zielgruppensegmentierung
sollten im Rahmen der Projektplanung zwei Punkte re-
flektiert werden. 
• In der Praxis wird oftmals mit bereits bestehenden und

auch in anderen Zusammenhängen genutzten Seg-
menten gearbeitet (z.B. hochschultypischen Beschäf-
tigtengruppen oder Organisationseinheiten), deren
Status als in sich geschlossene Zielgruppe als „gesetzt“
betrachtet wird. Eine Alternative zu solchen nahelie-
genden, an formalstrukturellen Merkmalen festge-
machten Eingrenzungen von Zielgruppen besteht bei-
spielsweise in einer Segmentierung nach Unterstüt-
zungs- und Bedrohungspotenzialen für die Projektzie-
le, die auch quer zur Formalstruktur verteilt sein kön-
nen. Entscheidend ist also, dass vor dem Projektbe-
ginn nicht nur das Ergebnis, sondern auch die zu Grun-
de liegende Logik der Segmentierung auf hilfreichere
Alternativen geprüft wird. 

• Oft wird mindestens implizit davon ausgegangen, dass
einmal eingegrenzte Zielgruppen über längere Zeit sta-
bil und in ihren Interessen und ihrer Unterstützungsbe-
reitschaft auch konstant bleiben. Diese Annahme wird
durch eine Segmentierung entlang der Formalstruktur,
die sich ja im Laufe eines Projekts selten grundlegend
verändert, zusätzlich begünstigt. Das Projekt „Wandel
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bewegt“ hat gezeigt, dass diese Annahme die Komple-
xität der Zielgruppe „hauptamtlich Lehrende“ nicht
hinreichend abbildet. Anders formuliert: Die initiale
Segmentierung von Zielgruppen und die auf sie bezo-
genen Projekt- und Kommunikationsmaßnahmen soll-
ten im Zeitverlauf nicht ungeprüft fortgeschrieben wer-
den, sondern in etwa (halb-)jährlichen Reviews der
Scorecard überprüft und ggf. angepasst werden.

Nicht bei jedem Projekt ist jede der im o.g. Scorecard-
Entwurf enthaltenen Kategorien von Mehrwert; dies gilt
insbesondere für die Benennung von Leistungskennzah-
len und Erhebungsmethoden für die Kommunikations-
maßnahmen. Für den Einsatz in großen Projekten oder
beim Einsatz für die bereichsübergreifende Kommunika-
tionsplanung liegen Kataloge etablierter und standardi-
sierter Kennzahlen und Methoden vor (Storck 2016;
Mast 2019, S. 147f.). Bei einer größeren Zahl an zeitlich
versetzt laufenden Maßnahmen empfiehlt es sich zu -
dem, die Kommunikationsmaßnahmen in einem Gantt-
Diagramm zu ordnen (für ein Beispiel vgl. Pfannen -
berg/Tessmer/Wecker 2019, S. 239f.). Weiterhin kommt
für Ordnungszwecke die Bildung eines Maßnahmen-
portfolios oder einer Beeinflussungs- und Zielerrei-
chungsmatrix in Betracht (dazu Sass 2016). Zur Findung
geeigneter Maßnahmen wird in der Literatur immer wie-
der auf verschiedene Kreativitätstechniken (Merten
2013, S. 211-213; Pfannenberg/Tessmer/Wecker 2019,
S. 288-327) oder auf Adaptionen betriebswirtschaftli-
cher Instrumente wie Touchpoint Analysen (vgl. Zer-
faß/Volk 2019, S. 65-69) verwiesen. 
Eine Projektscorecard sollte regelmäßig überprüft und
aktualisiert werden. Im Projekt „Wandel bewegt“ ergab
sich z.B. im Teilprojekt 2, einem hochschulinternen

Wettbewerbsverfahren zur Förderung von Lehrinnova-
tionen („Wandelfonds“), Anpassungsbedarf mit kommu-
nikativer Relevanz: Erst im Projektverlauf wurde deut-
lich, dass auch konstruktives Scheitern zur Erreichung
der Projektziele beitragen kann. Daher sollten nicht nur
„good practices“ hochschulintern sichtbar werden, son-
dern auch erprobte, aber als nicht gangbar identifizierte
Wege. Dem wurde auf der Ebene der Kommunikation
z.B. durch die Einrichtung einer Session „Aus Fehlern
lernen – ein F***Up-Impuls“ am Hochschuldidaktiktag
2019 entsprochen. 

4. Kommunikationsmittel festlegen
In einem parallelen Arbeitsschritt werden die zur Verfü-
gung stehenden Kommunikationsmittel, die zur operati-
ven Umsetzung der Kommunikationsmaßnahmen erfor-
derlich sind, in einem Katalog zusammengestellt (s. Ta-
belle 2). Ein Kommunikationsmittel ist „die reale, sinn-
lich wahrnehmbare Erscheinungsform der Kommunikati-
onsbotschaft“ (Bruhn 2014, S. 289). Es handelt sich also
um die konkreten Medien für konkrete Kommunikati-
onskontakte, wie beispielsweise Plakate, Projektberich-
te, Filme oder Webseiten. 
Bei der Auswahl geeigneter Kommunikationsmittel soll-
ten zwei Aspekte berücksichtigt werden (zum Folgenden
Schmalstieg/Pfannenberg 2009, S. 59-63; Sass 2016, S.
274-276):
1. Information versus Partizipation
    In der Projektarbeit in Hochschulen ist im Regelfall

sowohl die medial gestützte Informationsvermittlung
als auch die Ermöglichung von Diskussion und Partizi-
pation erforderlich. Dabei gilt: Kommunikationsmit-
tel, die für die Informationsvermittlung besonders gut

Tab. 1: Idealtypischer Aufbau einer Projekt-Kommunikations-Scorecard für das Projekt „Wandel bewegt“
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geeignet sind (z.B. Aushänge, Instand Messanger-
Dienste), sind meistens nur sehr eingeschränkt für die
Ermöglichung von Partizipation geeignet – und umge-
kehrt. Partizipation ermöglichende Kommunikations-
mittel (z.B. Social Intranet, Face-to-face Workshops)
weisen eine hohe „Media Richness“ auf, d.h. sie bie-
ten die Möglichkeit für ein unmittelbares Feedback,
ermöglichen die Verwendung mehrerer Kommunika-
tionsformen (Sprache, Gestik, Mimik), eine starke In-
dividualisierung von Beiträgen sowie diskursive Aus-
handlungen, z.B. zur Schaffung eines geteilten Ver-
ständnisses einer Situation. Solche Kommunikations-
mittel sind zumeist nicht geeignet, um Sachinforma-
tionen schnell und kontinuierlich weiterzugeben. Ei-
nige Kommunikationsmittel vereinen beide Funktio-
nen auf einem mittleren Niveau (z.B. Mitarbeiter*in-
nenversammlung). Kommunikationsmittel, die beide
Funktionen nur auf niedrigem Niveau bedienen, sind
im Regelfall verzichtbar, da sie zu keinem Ziel nen-
nenswert beitragen. Kommunikationsmittel, die be i -
de Funktionen auf einem hohen Niveau vereinen,
sollten nur eingesetzt werden, wenn tatsächlich beide
Funktionen gleichzeitig erforderlich sind, bspw. zur
arbeitsteiligen Ergänzung oder Veränderung einer 
Sachinformation. Reichhaltige Kommunikationsmit-
tel, die eine Vielzahl an Kommunikationsformen be-
reithalten, zwingen zur Nutzung dieser Formen auch
dann, wenn lediglich eine Sachinformation vermittelt
werden soll und können Rezipient*innen dadurch
unnötigerweise von dieser Sachinformation ablenken. 

2. Kurznachrichten versus Hintergrundinformationen
    In der Projektarbeit bedarf es einerseits der eher

hochfrequenten Vermittlung von Informationen mit
Nachrichtencharakter, anderseits aber in größeren
Abständen auch des Angebots tiefergehender Hinter-
grundinformationen. Hier gilt: Viele hochfrequente
Kommunikationsträger und -mittel (z.B. eine Newsru-
brik im Intranet) sind wenig geeignet, tiefergehende
Informationen zu vermitteln. Das hochfrequente An-
bieten von umfangreichen und detaillierten Hinter-
grundinformationen könnte bei Zielgruppen und Pro-
jektbeteiligten schnell zu einem abschreckenden „In-

formations-Overload“ führen. Insoweit ist es un-
problematisch, wenn Kommunikationsmittel, die
ein hohes Maß an informatorischer Tiefe ermögli-
chen (z.B. Mitarbeiter-Workshops) nur in größe-
ren zeitlichen Abständen realisiert werden. Ver-
mieden werden sollte dagegen ein allzu seltenes
Angebot von Informationen mit Nachrichtencha-
rakter (d.h. mit eher geringer informatorischer
Tiefe), da nur sporadisch oder unregelmäßig er-
scheinende „News“ wenig Orientierung bieten.
Auf einem mittleren Niveau kann beispielsweise
ein Projektblog beide Funktionen erfüllen. 

Grundsätzlich sollten in der Projektkommunikati-
on also vier Typen von Kommunikationsmitteln
eingesetzt werden: 
(1) Solche mit einer hohen Informationsvermitt-

lungsfähigkeit, 
(2) solche mit einer hohen Partizipationsermögli-

chungsfähigkeit, 
(3) solche, die mit hoher Frequenz erscheinen und

Nachrichten transportieren können, 
(4) solche, die in größeren Zeitabständen Hintergrundin-

formationen liefern. 

Der optimale Mix kann dabei nur mit Blick auf den kon-
kreten Einzelfall zusammengestellt werden. Da die Res-
sourcen der zentralen Hochschulkommunikation eine
Unterstützung der Kommunikation dezentraler Projekte
oft nur in begrenztem Maße zulassen (dazu auch Preusse
2018), dürfte es zumindest bei kleinen Projekten ange-
zeigt sein, auch die Anzahl der einzusetzenden Kommu-
nikationsmittel überschaubar zu halten.

5. Maßnahmen ausgestalten 
Um die Maßnahmen inhaltlich ausgestalten zu können,
gilt es, einen Aussagenkatalog, d.h. ein nach Zielgruppen
geordnetes Argumentationssystem in Form von Kern-
und Einzelaussagen sowie Kommunikationsbotschaften,
zusammenzustellen. Dieses System sichert die inhaltliche
Widerspruchsfreiheit der Maßnahmen und reduziert im
laufenden Projekt den Aufwand für die Maßnahmenum-
setzung, da auf ein vorbereitetes und abgestimmtes Ar-
gumentationssystem zurückgegriffen werden kann.
• Kernaussagen sollten in Projekten im Regelfall induktiv

vor dem Hintergrund konkreter Projektbausteine (Teil-
projekte, Maßnahmen, Arbeitspakete) gebildet werden.
Für jede Zielgruppe werden üblicherweise mehrere
Kern aussagen formuliert (Bruhn 2014, S. 280). In lehrbe-
zogenen Veränderungsprojekten könnten beispielsweise
Kernaussagen formuliert werden wie „Wir wollen viele
Lehrende für eine kompetenzorientierte Veränderung
der Lehr-Lern-Kultur sensibilisieren und ihre Erfahrungen
zum Ausgangspunkt unserer Aktivitäten machen.“ 

• Kernaussagen werden durch Einzelaussagen mit einem
sehr hohen Konkretisierungsrad unterfüttert. Sie die-
nen als Belege bzw. Beweise für die Kernaussagen und
beinhalten Zahlen, Beispiele, Geschichten u.ä.m.
(Bruhn 2014, S. 282). Beispiele hierfür sind: „Unsere
Netzwerke sind interdisziplinäre Austauschforen mit
mindestens vier Treffen pro Jahr und Teilnehmer*innen

In Anlehnung an Bruhn 2014, S. 290.

Tab. 2: Ausschnitt aus dem Kommunikationsmittelkatalog im
Projekt „Wandel bewegt“
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aus mindestens sechs Fachbereichen.“ Üblicherweise
werden einer Kernaussage mehrere Einzelaussagen zu-
geordnet.

• Bei Kern- und Einzelaussagen handelt es sich meistens
um interne Formulierungen, d.h. noch nicht um die
Kommunikationsbotschaften, mit denen Zielgruppen
durch Texte, Bilder und/oder Ton unmittelbar konfron-
tiert werden. In einer ressourcenschonenden Vorge-
hensweise können jedoch auch Kernaussagen bereits
als Kommunikationsbotschaft formuliert werden. 

Kern- und Einzelaussagen sowie zugehörige Kommuni-
kationsbotschaften können in einem Aussagenkatalog
sortiert werden, dessen Struktur in Tabelle 3 dargestellt
ist. Als abschließender „Prüfstein“ für die Plausibilität
von Aussagen dient die kommunikative Leitidee (s. Ab-
schnitt 2): Aussagen, die der Leitidee offenkundig wider-
sprechen, sind untauglich. 
Im Rahmen der zielgruppenspezifischen Festlegung von
Kernaussagen und Botschaften empfiehlt sich aus kom-
munikationstheoretischer Warte eine Ausrichtung am
„maximalen pragmatischen Informationswert“. Dieser

kann nach von Weizsäcker (1986) anhand von zwei
Aspekten bestimmt werden: 
• „Erstmaligkeit“ ist das Ausmaß an Unterschiedlichkeit,

das eine Handlung oder ein Ereignis für bestehende Er-
wartungsstrukturen aufweist. 

• „Bestätigung“ ist die notwendige Voraussetzung dafür,
dass eine Information überhaupt anschlussfähig an be-
stehende Erwartungsstrukturen ist, d.h. überhaupt
verstanden werden kann. 

Wenn eine Information aus Sicht ihrer Rezipient*innen so-
wohl als neu wie auch als anschlussfähig wahrgenommen
wird, ist die Wahrscheinlichkeit, dass die Information eine
Veränderung auslöst, am größten: „Dadurch können so-
wohl das ,not-invented-here-syndrome‘ (zu neu) als auch
das ,das kennen wir doch schon seit Jahren‘ (zu bekannt)
als Reaktion vermieden werden.“ (Schumacher 2003, S.
128) Wenn man also feststellt, dass die Mitglieder einer
bestimmten Zielgruppe einer oder mehreren Kernaussa-
gen einen unterschiedlich hohen Informationswert attes -
tieren, bietet es sich an, die ursprüngliche Zielgruppe in
mehrere (Teil-)Gruppen zu untergliedern. So hat sich im

Projekt „Wandel bewegt“ beispielsweise
gezeigt, dass dienstältere Professor*innen
mitunter deutlich anders auf bestimmte
Projektbotschaften reagieren als dienstjün-
gere. Daher wurde z.B. das Workshopange-
bot einer Qualifizierungsreihe und in die-
sem Zuge auch deren Bewerbung stärker
nach Dienstalter differenziert.

6. Zusammenfassung: 
Planungsschema für die 
Projektkommunikation

Eine pragmatische Kommunikationspla-
nung in Projekten besteht zusammenge-
fasst aus vier Aufgaben: (1) Der Formu-
lierung einer strategischen Positionie-
rung und kommunikativen Leitidee, (2)
der Entwicklung von Kommunikations-
maßnahmen innerhalb der Projektscore-
card, (3) der Definition eines Aussagen-
kataloges und eines Kommunikations-
mittelkataloges sowie (4) der Ausgestal-
tung der Kommunikationsmaßnahmen
anhand des Aussagenkatalogs. Die pro-
jektbegleitende Umsetzung der Kommu-
nikationsmaßnahmen unter Rückgriff auf
den Kommunikationsmittelkatalog sollte
schließlich pragmatisch evaluiert werden,
indem die tatsächliche Ausprägung der
Leistungskennzahl erfasst und der in der
Scorecard festgehaltenen Soll-Ausprä-
gung der Leistungskennzahl gegenüber-
gestellt wird; zudem sollten regelmäßig
inhaltliche Anpassungsnotwendigkeiten
der Maßnahmen geprüft und bei Bedarf
sowohl in der Scorecard als auch im
Kommunikationsmittel- und Aussagen-
katalog abgebildet werden. Den Zusam-In Anlehnung an Bruhn 2014, S. 281.

Tab. 3: Ausschnitt aus dem Aussagenkatalog im Projekt „Wandel bewegt“
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menhang zwischen den im Text erwähnten Instrumen-
ten visualisiert Abb. 2.

Die Maßnahmenplanung und die Erstellung des Aussa-
genkatalogs sind zeitlich am aufwendigsten. Beides soll-
te möglichst frühzeitig im Projektverlauf, im Idealfall
sogar vor Projektbeginn, erfolgen. Im Rahmen eines re-
gelmäßigen, möglichst (halb-)jährlichen Reviews der
Scorecard sollten die Kommunikationsmaßnahmen und
der Kommunikationsmittelkatalog auf den Prüfstand ge-
stellt und ggf. angepasst werden. Demgegenüber kann
der Aussagenkatalog über die Projektdauer im Regelfall
weitgehend konstant bleiben. 
Insgesamt liegt damit ein Ablaufschema vor, das die Pla-
nung der Projektkommunikation in Hochschulen prag-
matisch anleiten kann. Auch wenn sich in der Praxis
zeigt, dass sich ein idealtypisches Vorgehen wie das hier
skizzierte über längere Projektlaufzeiten nicht immer
durchhalten lässt, ist insbesondere eine anfängliche
Kommunikationsplanung doch der Mühe wert: Empiri-
sche Befunde zeigen, dass Projekte oftmals an fehlender
oder vernachlässigter Kommunikation scheitern (Freitag
2016, S. 24-27). Oder zuversichtlicher formuliert: Syste-
matische Kommunikation ist auch und gerade im Hoch-
schulsektor eine entscheidende Gelingensbedingung für
Projekte (mit exemplarischen Fallstudien dazu GPM o.J.).
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Abb. 2: Zusammenwirken von Projektscorecard, Aussa-
gen- und Kommunikationsmittelkatalog in der
integrierten Kommunikationsplanung
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Während die verschiedenen Leitungsstrukturen von
ganzen Hochschulen bereits recht ausführlich beschrie-
ben, analysiert und diskutiert wurden, ist die Heteroge-
nität auf Ebene der Fachbereiche bzw. Fakultäten noch
größer und weniger gut erforscht. Mit einem aktuellen
Themenheft der Zeitschrift Hochschulmanagement (HM)
zum Thema „Governance an Fachbereichen/Fakultäten“
sollen wichtige Aspekte davon beleuchtet werden. 
Mögliche Fragestellungen könnten sein, wobei es sich
um Beispiele handelt und keine abschließende  Aufzäh-
lung: Wie unterscheiden sich haupt- und nebenamtlich
geführte Dekanate? Welche Unterschiede gibt es zwi-
schen internen und externen Dekanen und Dekaninnen?
Welche Unterschiede und Gemeinsamkeiten gibt es im
internationalen Vergleich, z.B. mit Deans in den USA?
Wie wirken gewählte Dekanate, angestellte Geschäfts-
führerinnen bzw. Geschäftsführer sowie sonstige Be-
schäftigte in der Fachbereichs- bzw. Fakultätsverwaltung
zusammen? Wie interagiert die Fachbereichs- bzw. Fa-
kultätsleitung mit der Hochschulleitung, mit den Institu-
ten, Lehrstühlen und gegebenenfalls Departments des
eigenen Faches, mit anderen Fächern sowie anderen

Strukturen wie z.B. Exzellenzclustern? Welche Aufgaben
nehmen Dekanate wahr, welche davon sind in den letz-
ten Jahren hinzugekommen und wie werden die Aufga-
ben sowie Mittel  verteilt? Welche Konflikte gibt es in
den Fachbereichen bzw. Fakultäten und wie gehen die
Dekanate damit um? Welche Unterschiede gibt es zwi-
schen verschiedenen Fächern, Hochschulen, Hochschul-
typen sowie (Bundes-)Ländern? Welche Internationali-
sierungs- und Digitalisierungsstrategien gibt es von
Fachbereichen bzw. Fakultäten und ihren Dekanaten?
Theoretische, empirische (qualitativ wie quantitativ) und
konzeptionelle Beiträge sowie Erfahrungsberichte und
Fallbeispiele werden bis zum 21. Februar 2022 erbeten
an den geschäftsführenden Herausgeber Prof. Dr. Alex-
ander Dilger unter alexander.dilger@uni-muenster.de.
Hinweise des Verlages für die Beitragsgestaltung finden
Sie unter www.universitaetsverlagwebler.de/autorenhin
weise, wobei auch Kurzbeiträge sehr willkommen sind.
Sie können geplante Beiträge außerdem gerne vorher
absprechen oder auch noch später einreichen für eines
der nachfolgenden regulären Hefte der Zeitschrift, da
das Thema weiter zu untersuchen bleibt.

Call for Papers zum Themenheft „Governance an Fachbereichen/Fakultäten“
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Wie wird in dieser Zeitschrift sprachlich sichtbar, dass es
mehrere (vor allem mehr als zwei) Geschlechter gibt –
wie wird „gegendert“?
Ob überhaupt und wenn, dann wie, beschäftigt die Öf-
fentlichkeit mittlerweile seit Jahrzehnten mit Leiden-
schaft. Nun folgen lebendige Sprachen in Grammatik und
Schreibweise keinen Naturgesetzen (sonst gäbe es keine
Regionalgrammatiken) sondern Sprache ist eine Konven-
tion – eine Vereinbarung. Was eine Weile in Bewegung
ist, wird von einer autorisierten Stelle geprüft und selektiv
zur offiziellen Schreibweise erklärt. Dabei wird auf Ein-
heitlichkeit nach erkennbaren Regeln geachtet. Diese Be-
wegung setzt voraus und erkennt an, dass es ständig Ab-
weichungen von den vereinbarten Regeln gibt (die evtl.
bei der nächsten Schreibreform ebenfalls zur offiziellen
Schreibweise erklärt werden).  Der UVW hat sich dazu
entschlossen, die Charakteristiken seiner Autor/innen in
ihrer Vielfalt wiederzugeben und sie nicht auf eine Form
zu verpflichten, die ihrem Lebensgefühl nicht entspricht.
Lebende Sprachen sind voller Bilder und Ausdruck be-
stimmter Überzeugungen. Das führt dazu, dass es in
bzw. nach Kriegen und nach Revolutionen bzw. Phasen
politischer Verbrechen Begriffe gibt, die nicht mehr be-
nutzt werden sollen (z.B. „Führer“ noch Jahrzehnte nach
der NS-Zeit). Aber ein bestimmter Wortgebrauch wird
nicht nur sanktioniert, es werden auch Ausdrucksfor-
men als Hinweise gefordert. So geschehen durch Teile
der Frauenbewegung, die sich schon vor Jahrzehnten
gegen rein männliche Sprachformen gewandt hatten.
Da half auch keine linguistische Begründung (wie beim
„generischen masculinum“) – es sollte schlicht ein ande-
res Signal gesetzt, auf die Vielfalt der Geschlechter und
die zahlreichen Frauen in gesellschaftlich wesentlichen
Prozessen auch sprachlich hingewiesen werden. Weibli-
che Diskriminierung sollte zumindest reduziert werden.
Diese Debatte wurde von allen Seiten mit Leidenschaft
geführt und brachte unterschiedliche Ausdrucksformen
hervor. Das geht so weit, dass an der Ausdrucksform
sogar der Stand politischer Aufgeklärtheit abgelesen wird.
Ob mit großem "I" oder mit Schrägstrich, mit Unterstrich

oder Sternchen oder mit Doppelpunkt, mit Partizipfor-
men („Studierende“) oder durch Nennung von zwei Ge-
schlechtern („Kolleginnen und Kollegen“) oder der Beto-
nung des generischen masculinums, verbunden mit dem
Hinweis, damit seien aber alle Geschlechter gemeint – in
vergleichsweise kurzer Zeit kamen viele verschiedene For-
men des Bekenntnisses zusammen. Für staatliche Stellen
wurde durch Erlasse für Einheitlichkeit gesorgt (wie sich
zeigte jeweils nur auf Zeit, dann war die Debatte weiter
gegangen), auch in Privatunternehmen gab es dann Re-
geln. Einem Verlag mit seinen Büchern und Zeitschriften
stellt sich schnell die Frage, ob er in die Texte seiner Publi-
kationen normierend eingreift oder nicht – ob er dann nur
eine Schreibweise zulässt und welche Legitimation das
hat. Greift er in die Texte ein, dann wird er selber statisch,
wird seinen Autor*innen nicht gerecht, will Einheitlichkeit
erzwingen, wo keine besteht und klinkt sich aus der Be-
wegung der Sprache aus. Dann können Auseinanderset-
zungen mit Autor*innen, ja Meidungen durch Autor_in -
nen die Folge sein, die sich unsachlich reglementiert
fühlen. Der Komplex gendergerechter Sprache ist so stark
mit eigenen Überzeugungen, mit persönlichem Lebensge-
fühl aufgeladen, dass Autorinnen und Autoren bestimmte
Ausdrucksweisen als sehr persönliche Ausdrucksform
empfinden, die sie sich nicht „wegdekretieren“ lassen. In-
sofern steht ein Verlag bald vor der Frage, ob er den
sprachlichen Ausdruck bestimmter Lebensgefühle in sei-
nen Publikationen zulässt oder seine Autor:innen zur Ein-
heitlichkeit zu verpflichten sucht.
Nochmal: Der UVW hat sich dazu entschlossen, die Cha-
rakteristiken seiner Autor/innen in ihrer Vielfalt wieder-
zugeben und sie nicht auf eine Form zu verpflichten, die
ihrem Lebensgefühl nicht entspricht. Insofern geht der
Verlag von seiner bisherigen Praxis ab, alle Texte mit
dem Gendersternchen zu versehen. Namentlich gekenn-
zeichnete Texte zeigen von jetzt an die Form, die den je-
weiligen Autorinnen und Autoren angemessen schien.
Das bedeutet in umgekehrter Deutung nicht, dass der
Verlag selbst eine bestimmte Form für „richtig“ hält.
Richtig scheint ihm zur Zeit die Vielfalt zu sein. 

Eine Erklärung zum Gendern

J a h r e s v e r z e i c h n i s  2 0 2 1

Das Inhaltsverzeichnis des Jahrgangs 2021 der Zeitschrift Hochschulmanagement finden Sie auf unserer
Website als PDF-Datei: https://www.universitaetsverlagwebler.de/jvz

L iebe Leser innen und Leser,
nicht nur in dieser lesenden Eigenschaft (und natürlich für künftige Abonnements) sind Sie uns willkommen. 
Wir begrüßen Sie im Spektrum von Forschungs- bis Erfahrungsberichten auch gerne als Autorin und Autor. 
Der UVW trägt mit seinen Zeitschriften bei jahresdurchschnittlich etwa 130 veröffentlichten Aufsätzen erheblich dazu bei,
Artikeln in einem breiten Spektrum der Hochschulforschung und Hochschulentwicklung eine Öffentlichkeit zu verschaffen. 
Wenn das Konzept  dieser Zeitschrift Sie anspricht – wovon wir natürlich überzeugt sind – dann freuen wir uns über
Beiträge von Ihnen in den ständigen Sparten Politik, Entwicklung und strukturelle Gestaltung, Organisations- und Manage -
mentforschung, Anregungen für die Praxis/Erfahrungsberichte, aber ebenso Rezensionen, Tagungsberichte, Interviews
oder im besonders streitfreudigen Meinungsforum. 
Die Hinweise für Autorinnen und Autoren finden Sie unter: www.universitaetsverlagwebler.de
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Hans-Kaspar von Matt 

Die Schweizerischen Fachhochschulen: eine Biografie 
Geschichte und Geschichten über die Bildung eines neuen Hochschultypus

Die schweizerischen Fachhochschulen nahmen 1997
ihre Tätigkeit auf. Die vorliegende Arbeit dokumen-
tiert ihre verschlungene Entstehungsgeschichte. Im
Zentrum stehen jene bildungspolitischen Institutio-
nen, die den Prozess angestossen, gefördert, unter-
stützt und teilweise auch behindert haben. Zur Spra-
che kommen auch das politische und wirtschaftliche
Umfeld und sein Einfluss auf die Konzeption der Fach-
hochschulen sowie die Rolle einzelner Personen, die
sich dabei hervorgetan haben. Dank den 34 Interviews
mit Hauptakteuren, die ergänzend zur Auswertung der
schriftlichen Quellen geführt wurden, wird ein neues
Licht auf diese wichtige Phase der Bildungspolitik ge-
worfen. Die Geschichten hinter der Geschichte brin-
gen manches Detail ans Licht und zeigen anschaulich
die unterschiedlichen Kulturen, Interessen und Agen-
den der daran beteiligten Institutionen und Personen.
Die Arbeit beeindruckt durch eine Fülle von Hinter-
grundwissen und zeigt die Komplexität des Bildungs-
raumes und die Entwicklung zu mehr Systematik mit all
ihren Irr- und Umwegen. Durch die Chronologie und
Quellensammlung ist sie ein willkommenes Arbeits -
instrument für Interessierte, zeichnet sie doch ein 
detailreiches, differenziertes Bild des Entstehungspro-
zesses der Fachhochschulen, das in dieser umfassenden
Form gefehlt hat.
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und Anwendung und dem Verschwimmen scharfer Abgrenzungen sowie – institutionell gesehen – von der
Fraunhofer Gesellschaft bis zu den Hochschulen für Angewandte Wissenschaften und die Kunst- und Musik-
hochschulen. 
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